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42 Seiten im Format A 4, „gesetzt“ auf einer IBM-Kugelkopf-Schreib- 
maschine, zusammengeleimt auf einem selbst gezimmerten Layout- 
Tisch, kopiert und zwischen zwei grüne Pappen geheftet - das war die 
Nullnummer von „CILIP“, die im März 1978 erschien. Die ästhetischen 
Ansprüche waren klein, die inhaltlichen dafür umso größer. Das Heft 
sollte den Mangel an Informationen über Polizei und Geheimdienste 
mindern, Analysen über deren Entwicklung liefern und so „Munition“ für 
die im Kampf um Bürgerrechte engagierten Gruppen und Einzelnen 
bereit stellen. 

Die Form des Informationsdienstes hat sich im Laufe der Jahre ge- 
ändert. Der Anspruch, keine akademische, sondern eine politisch ein- 
greifende Zeitschrift sein zu wollen, blieb. Die Themen, mit denen sich 
dieses Blatt auseinander setzen musste, tauchten in ständig neuen 
Varianten auf: die habhafte polizeiliche Gewalt, insbesondere bei De- 
monstrationen, der feine informationelle Zugriff, der Ausbau der Befug- 
nisse von Polizei und Geheimdiensten, ihre Zusammenarbeit trotz orga- 
nisatorischer Trennung sowie - in wachsendem Maße - ihre europäi- 
sche und internationale Aktivität. In diesen Themenbreichen erlauben 
wir uns in dieser 100. Ausgabe eine Zwischenbilanz. 

Zwischenbilanz bedeutet auch, dass das Projekt „Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP* trotz aller Probleme weiter geht. Finanziell unterstützt ha- 
ben diese Ausgabe einmal mehr der Republikanische Anwältinnen- und 
Anwälteverein sowie der Verein der Bundestagsfraktion Die Linke. Dafür 
danken wir herzlich. 


“Rx 


A propos Probleme: Wir haben mittlerweile einen zeitlichen Rückstand 
von zehn Monaten akkumuliert. Den wollen wir mit einer Doppelnummer 
ein wenig aufholen, die im November erscheinen soll. Sie wird sich im 
Schwerpunkt mit dem „staatlichen Kampf gegen Rechts“ befassen. 
(Heiner Busch) 


Bürgerrechte und Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Der liberale Rechtsstaat als Fassade 
Bürgerrechte im Schatten polizeilicher Gewalt 
von Wolf-Dieter Narr 


Im März 1978 erschien die Nullnummer von „Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP“. Hundert Ausgaben der Zeitschrift dokumentieren die 
Entwicklung dessen, was damals als „Polizei der Zukunft“ propa- 
giert wurde. 


Wie alles anfing: 1969, bald nach seiner Amtsübernahme, machte sich 
Bundespräsident Gustav Heinemann zum emphatischen Sprecher der 
schon hier und dort knospenden Friedensforschung. In deren Umkreis 
gründete der Physiker und Erfinder Georg Zundel die Berghofstiftung 
für Friedens- und Konfliktforschung. Deren Konzepteschmiede, Dieter 
Senghaas an der Spitze, hatten eine umfassende Vorstellung von den 
Voraussetzungen und Geltungsbedingungen des Friedens und entspre- 
chend dessen Bedrohungen. 

Also wurde neben der üblichen vor allem außenpolitisch und inter- 
national akzentuierten Friedensforschung über Rüstung, Abrüstung, 
Kriege und Kriegsursachen ein rarer Forschungszweig „Studien zur in- 
neren Gewalt“ aufgepfropft. Die Untersuchungen der kleinen Berghof- 
geförderten Forschungsgruppe rückten die Institutionen und Wirkungen 
des staatlichen Gewaltmonopols in den Mittelpunkt. Der Forschungszu- 
sammenhang erhielt darum das Namenskürzel „Polizeiprojekt.“' 

Im Zuge des sich auf die staatlichen Einrichtungen zur Ausübung 
legitimer Gewalt im Innern verjüngenden Interesses war früh zu bemer- 
ken, dass alle Untersuchungen und Bewertungen auf verlässliche Infor- 
mationen angewiesen sind. An solchen aber haperte es, es sei denn, man 
wollte sich unzulässigerweise auf die Institutionen der Polizei und die von 


1 siehe zur ersten zusammenfassenden Publikation Funk, A. u.a.: Verrechtlichung und 
Verdrängung. Die Bürokratie und ihre Klientel, Wiesbaden 1984 


diesen weitgehend abhängigen Presse als Quelle der Informationen be- 
gnügen. Das aber hätte bedeutet, bei Untersuchungen zu Einrichtungen 
und Aktivitäten der Polizei selbst zu deren abhängiger Größe zu werden. 

So kam es März 1978 zur Null-Nummer von CILIP. Das Heft er- 
scheint seitdem dreimal pro Jahr, bis zur Nr. 7 großformatig in DIN A4. 
Das Akronym „CILIP“, nämlich „Civil Liberties and Police“, zeigte seine 
doppelte Erscheinungsweise an: in Deutsch und in Englisch. Die zwei- 
sprachige Auflage entsprach der Absicht, CILIP in Themen und Mitarbei- 
tenden zu einem europäisch-angelsächsischen Organ zu machen. Aller- 
dings gestaltete sich die Suche nach kooperationsfähigen Forschungs- 
gruppen in anderen europäischen Ländern als sehr schwierig, zudem war 
die doppelte Erscheinungsweise sehr arbeitsaufwändig und teuer. 

Die englische Ausgabe musste eingestellt werden. Aus „Civil Liber- 
ties and Police“ wurde „Bürgerrechte & Polizei“; das englische Kürzel 
blieb, denn es hatte sich bei den LeserInnen schon festgesetzt. Die deut- 
sche Ausgabe erschien fortan im üblichen Zeitschriftenformat und be- 
hielt nur noch englische Abstracts der deutschsprachigen Artikel. The- 
matisch beschrieb sie immer wieder Entwicklungen in anderen europäi- 
schen Ländern und solche der Kooperation der Polizeien im Rahmen der 
EG/EU, letzteres seit Ende der 80er Jahre in wachsendem Maße.” CILIP 
besaß und behielt jedoch ein bundesdeutsches Schwergewicht. 

Von der 78er Nullnummer an wurde ein doppeltes Ziel verfolgt. 
Zum einen ging es - und geht es seither - um einen emphatischen In- 
formationsdienst. Ein großes Spektrum der Aufmerksamkeit wurde 
versprochen: Methoden und Probleme der Polizeiforschung; Strukturda- 
ten, zeitgemäß, zur Polizeientwicklung in Westeuropa; Auskünfte zu 
Rechtsentwicklung, Personaldaten, Einsatzmitteln; die Polizei in Aktion 
sollte in der BRD und anderen europäischen Ländern beschrieben wer- 
den, ebenso Probleme der Polizeikontrolle, der Möglichkeiten eine kriti- 
sche Öffentlichkeit zu schaffen; Fallstudien sollten die informationelle 
Dürre mit einem anschaulichen Kontext bereichern; schließlich kam es 
darauf an, allen Lesenden aufgrund von Dokumenten eine eigene Ur- 
teilsbildung zu ermöglichen. Zum anderen sollte der Informationsdienst 


2 s. die Nummern 30 (2/1988) und 33 (2/1989); zu den Verflechtungen europäischer 
Polizeien und eigenen europäischen Einrichtungen vergleiche Busch, H.: Grenzenlose 
Polizei. Neue Grenzen und polizeiliche Zusammenarbeit in Europa, Münster 1995 


mit gut aufgearbeiteten und triftigen Daten die Arbeit von kritischen 
Bürgerinnen- und Bürgergruppen unterstützen. 

Freilich: es ist leichter, zu behaupten, verlässlich zu informieren, als 
diese Behauptung auch umzusetzen. Dazu bedarf es wenigstens zweier 
Voraussetzungen. Zum einen ist zu überprüfen, wo und wie die Daten 
gewonnen worden sind, ob sie gar „kreiert“ wurden, kurz: wie es um die 
verlässliche Qualität der Informationen bestellt ist („reliability“). Grund- 
sätzlich gilt: keine Information, die Menschen erheben und gebrauchen, 
ist keimfrei. Jede ist, und sei es nur minimal, interessengerichtet. Insofern 
sind Informationen, und drapierten sie sich noch so neutral, politisch. 
Zum anderen ist darauf zu achten, von welcher Perspektive aus und in 
Bezug auf welchen Kontext die versammelten Daten etwa zur Ausstattung 
der Polizei oder ihren Rechten u.ä.m. interpretiert werden. Welche urtei- 
lenden Aussagen sollen mit ihnen belegt werden? Die lange Zeit mit der 
Forschungsgruppe „Das Monopol physischer Gewalt und der liberale 
Rechtstaat“ weitgehend identische Redaktion von „Bürgerrechte & Poli- 
zei“ hat sich immer erneut Gedanken darüber gemacht, wie ihre eigenen 
Ziele inmitten des Hexenskessels kontroverser und kontrovers ausgelegter 
„Daten“ so annäherungsnah wie möglich eingehalten werden könnten. 

Von eingestreuten Bemerkungen in den ersten Nummern und quer 
bis zur Nummer 99 im Jahre 2011 abgesehen, haben sich Herausgebende 
und AutorInnen, die lange als ein Kollektiv auftraten, in einer dichten 
zehnseitigen Beilage in Nr. 5. geäußert.” Sich und den Lesenden Klarheit 
über in der Regel nur aus ihren Entstehungsbedingungen und zugleich in 
angemessenen Kontexten verständlichen Daten zu verschaffen, ist umso 
mehr geboten, wenn man auf „Kommentarjournalismus“ ebenso verzich- 
ten will wie auf eigenständige analytische Beiträge. Das ist umso nötiger, 
als für Daten (Statistiken) aus dem Schoße der Polizei in besonderen Ma- 
Be gilt: Sie sind amtlich „gerichtet“, sie enthalten, wie es in der seinerzei- 
tigen Beilage hieß, eine eigene „politische (und polizeiliche) Theorie“. 
Hinzu kommt, dass das sich insgeheim ändert, was unter derselben Kate- 
gorie als Datum erfasst wird. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn in 
Sachen Polizei die herkömmliche, in sich konfliktreiche Doppelfunktion, 
Bürgerrechte zu schützen und die Sicherheit des Staates zu gewährleisten, 
einem „qualitativen Positionswechsel“ unterzogen wird:* Wie auf S. VI 


3 Cilip Nr. 5 (1980), Beilage S. I-X: Zur Konzeption von „CILIP-Polizei-Indikatoren“ 
4 ebd.,S.V 


besagter Beilage schematisch dargestellt wird, finden solche signifikan- 
ten „Positionswechsel“ von der „herkömmlichen Polizei“ zur „Polizei 
der Zukunft“ nicht mit dem Hackebeil auf einmal und abrupt statt. Das 
Thema Kontinuität und Wandel gilt dauernd. Anscheinend gleiche oder 
nur quantitativ unterschiedene Gegebenheiten erhalten in verschiede- 
nem Tempo neue Qualitäten. 

„Die Polizei der Zukunft ist unterwegs“, lautete die Gegenwartspro- 
phetie 1980. „Die seither, seit der Konsolidierung des modernen Staates 
primär repressiv ausgerichtete Polizei wird durch eine Polizei der Prä- 
vention modernen Typs abgelöst ... Geschah früher im Wesentlichen ... 
die Prävention durch die Repression, wird heute in zunehmender Weise 
die Repression präventiv vorverlagert. Zugespitzt gesprochen: Die Ver- 
laufsform der Repression ist heute die Prävention.“ Im Vollzuge dieses 
„Griffwechsels“ treten an die Stelle aktueller Gefahren „Gefahren“, die 
„noch nicht genau verortet werden können“. Darum wird „geopolizei- 
lich“ im Sinne einer „Raumdeckung“ verfahren. „...die Polizei wird zu 
einer Verkörperung der Gesellschaftspolitik und ‚sickert‘ demgemäß in 
alle Poren der Gesellschaft.“ Entsprechend indizieren die Indikatoren 
verschieden und Verschiedenes.’ 


1978 - 2012: Welch ein Wandel der Institution Polizei 


Mehr als einem wahrhaft teilnehmenden Beobachter, wie dem Verfasser 
dieses Einleitungsartikels zur 100. Nummer nach über dreißig Jahren 
erinnerlich war, zeigen die zurückliegenden 99 CILIP-Hefte schwer- 
punkthaft einzeln und in ihrer dreiheftigen Kontinuität in all den Jahren 
auf qualitativ hohem Niveau das, was sich in einer zentralen Institution, 
dem „Herz des Staates“° tat, spiegelte, wider- und gegenspiegelte.’” Der 


5  ebd., S. VILf£.: IN. Dimensionen polizeilicher Wirklichkeit und ihre entsprechenden Indikatoren 

6 so der Titel der Terrorismusstudien von Hess, H. u.a.: Angriff auf das Herz des Staates. 
Soziale Entwicklung und Terrorismus, 2 Bde., Frankfurt/M. 1988 

7 Als ältestes, darum auch positionell herausgehobenes Projektmitglied war ich sozusagen 
bei CILIP und seinen Recherche- und Schreibaktionen immer dabei. Die glücklicherwei- 
se gewonnenen Mitarbeitenden waren und sind indes Rechercheure und in ihrer kriti- 
schen Urteilskraft selbstbestimmt souveräne Personen. Sie haben die ersten 99 Num- 
mern von CILIP weitgehend ohne den Alten gemacht und gestaltet (sonst wären sie 
nicht jahrzehntelang auch in finanziell meist mageren Zeiten dabei geblieben). Einige 
wenige, die nicht mehr dabei sind, aber den Informationsdienst tragend bestimmten, 
will ich erwähnen: Albrecht Funk, Falco Werkentin und immer noch für die Zählung der 
Todesschüsse u. a. zuständig: Otto Diederichs. 


informationsdienstliche Verzicht auf eine weitere Kreise einbeziehende 
Analysen ist hin und wieder bedauerlich. Er erhöht indes die analytische 
Brauchbarkeit der aufbereiteten Daten und Vorgänge für diejenigen, die 
sie scheuklappenlos zur Kenntnis nehmen. Die Polizei(en) und ihre 
Probleme werden in doppeltem Sinne kenntlich. Sie sind in erweitertem, 
zunächst vor allem staatlichen Kontext auf verlässlicher Grundlage zu 
beurteilen. Probleme in doppeltem Sinne bedeutet zunächst: Probleme, 
vor die sich die Polizei und die für sie zuständigen staatlichen Institutio- 
nen annehmen, gestellt zu sein. Ihre Reaktionen darauf oder ihre ver- 
suchte Prävention erklären staats- und polizei-immanent rechtliche, 
institutionelle und handelnde Änderungen. „Doppelt“ werden die Prob- 
leme am Maß des liberalen Rechtsstaats, bürgerlicher Selbstbestimmung 
und der Grundrechte gemessen. Wenn und insoweit sie die Maßverhält- 
nisse verletzten, wenn nicht aufheben. 

Wer zählte die Themen und die Aspekte staatlicher Politik und Poli- 
zei, die in hundert Heften über die Jahrzehnte hinweg von dem dauernd 
mittelarmen Informationsdienst traktiert worden sind? Die Hefte gäben 
einen trefflich aufbereiteten ersten Schritt für eine eigene Politik- und 
Polizeigeschichte der Bundesrepublik im sicherheitspolitisch wie ökono- 
misch finanziell verfilzten Europa - eine Geschichte, die den globalen, 
definitionsmächtigen Markt-, Innovations- und Konkurrenzrahmen - die 
neue politische Ökonomie der nationalen und internationalen Sicherheit - 
ebenso wenig außer acht lassen dürfte, wie die allenfalls prinzipiell, nicht 
aktuell vorhersehbaren Großereignisse. Weltweit schlagen diese bis ins 
lokale Leben von Menschen durch. Das Abstrakte wird konkret. Man den- 
ke an den weithin friedlichen Kollaps der Sowjet-Union und ihrer Traban- 
ten; man beobachte die durchschlagenden Effekte des letzten dynami- 
schen, dauernde Verwerfungen schaffenden Rings der Globalisierung. 
Damit verbunden wären die eminenter werdenden Rollen asiatischer, aber 
auch lateinamerikanischer und - nach wie vor primär ausgebeutet - afri- 
kanischer Staaten abzuwägen; schließlich wären die Effekte insbesondere 
des „11. September“ zu prüfen. Er ist zum Ereignis über dem üblichen 
raschen Zeitverfall geworden. Nine-Eleven scheint freilich im Kontext der 
genannten Bestimmungskomplexe weniger „objektiv“ zu sein. Er ist sei- 
nerseits mehr „objektiver Ausdruck“ spezifischer westlich-angelsächsi- 
scher, kollektiv gewordener Herrschaftssubjektivismen. Kollektive Wahr- 
nehmung und demgemäß kollektives Gedächtnis. An dieser Stelle sollen 
stattdessen aus dem Kontext von „Bürgerrechte & Polizei“ nur einige, 


bundesdeutsch primär akzentuierte Aspekte in ihrem nicht herausgearbei- 
teten Zusammenhang herausgegriffen werden. 


Zum täglichen Ereignis geworden: Die Polizei der Zukunft 


Um Entwicklungen erkennen und qualifizieren zu können, muss man 
historisch und systematisch ansetzen. Man muss den Typ, die Struktur 
und Funktion des Institution gewordenen Phänomens angeben können 
(Max Weber nannte das missverständlich „Idealtyp“), um es dann in 
seiner Veränderungsgeschichte beobachten und identifizieren zu kön- 
nen. Für die deutsche Polizei sollen drei Schlaglichter geworfen werden, 
gewonnen aus drei Publikationen von CILIP-Autoren. 

Albrecht Funk hat in seiner Habilitationsschrift dargelegt, wie die 
preußisch-deutsche Polizei im 19. Jahrhundert staatszentrierte Kontur 
gewann und zugleich einschließlich der Generalklausel eigenartig und 
differenziert verrechtlicht worden ist.° Die Generalklausel, 1794 im Preu- 
ßisch Allgemeinen Landrecht zum ersten Mal im Zuge einer Vor- 
Verfassung kodifiziert, besagt: Wenn der Staat in Gefahr gerät, dann tritt 
der Ausnahmezustand ein. Konsequent werden während seines Bestehens 
alle Normen, die Staatsgewalt rechtlich vertäuen, vorübergehend aufgeho- 
ben. Generell kann man feststellen: Moderne Verfassungs-, also Rechts- 
staaten spannen ihren Rechtsbogen im- oder explizit staatsexistentiell 
immer vom (Verfassungs-)Recht zum vor- oder nachrechtlichen Ausnah- 
mezustand (besser sogar im Plural formuliert: zu den Ausnahmezustän- 
den). Die Gefahr dämmert dauernd. Dass der sicherheitspolitisch begrün- 
dete Ausnahmezustand zur Quasi-Norm werde angesichts der Unmög- 
lichkeit, das mehr als symbolisch zu verrechtlichen, was in der Gegenwart 
der Zukünfte „Sicherheit“ bedeute. Der preußisch-deutsche Versuch, die 
Polizei in extenso rechtlich einzuhegen, an dessen Exempel Funk den 
dominanten Begriff des „Rechtsstaats“ seit dem 2. deutschen Kaiserreich 
1871 exemplifiziert, besitzt den eminenten Vorzug, Staats-Gewalt durch 
ihre Legalisierung „rechtssicher“ zu legitimieren. Der Vorzug kann dann 
in sein Gegenteil umschlagen, wenn Legalisierung als Prozedur allein 
äußerlichen Kriterien genügt. Dann lässt ein formal korrekt zustande ge- 
kommenes Gesetz keine Zweifel über das „richtige Recht“ mehr zu. 


8 Funk, A.: Der starke Arm der Exekutive. Entstehungsgeschichte der preußischen Polizei 
1838-1914, Frankfurt/M. 1985 


Um die „Polizei der Zukunft“ (s.o.), heute die Polizei der galoppierend 
sich wandelnden Gegenwart zu verstehen, ist es wichtig, die Restauration 
der „alten“ deutschen staatszentrierten Polizei in den ersten zwanzig Jah- 
ren der Bundesrepublik zu erfassen. Diese Mühe hat uns Falco Werkentin 
in seiner dicht belegten Dissertation abgenommen.” Werkentin arbeitet 
heraus, dass die Verfassungsveränderungen im Zuge der Notstandsgesetze 
1968 - im Unterschied zu den Vor-Urteilen der Antinotstandsbewegung 
oder der Außerparlamentarischen Opposition (APO), Vor-Urteilen, denen 
der Autor dieses Artikels seinerzeit selbst anhing - nur die alte Realität 
der deutschen Polizei vor 1933 bundesdeutsch gehäutet wiederhergestellt 
haben. Über den typisch deutschen Versuch bis heute hinaus, Ausnahmen 
zu verrechtlichen - und damit das Recht ausnahmeabgründig werden zu 
lassen -, habe die Restauration des Gewaltmonopols im Innern vor allem 
darin bestanden, alle nicht zuletzt durch die britischen und US-amerika- 
nischen Alliierten anvisierten Reformen in Richtung einer Kommunalisie- 
rung der Polizei und damit auch einer potentiellen Demokratisierung zu 
blockieren bzw. aufzuheben. Dazu gesellten sich, antikommunistische 
Versuche, bürgerkriegsfunktionale polizeiliche Ersatztruppen ä la Bundes- 
grenzschutz (BGS) zu schaffen - heute zur Bundespolizei transformiert. 

Ein anderer Versuch, grundrechtlich demokratisch widerspenstig, ist 
antikommunistischem Geist entsprungen. Dieser (Un-)Geist ist dabei, 
als Freund-Feind-Formel „freiheitlich demokratisch“ verzuckert und 
vom Bundesverfassungsgericht, das sich seinen kontextbedingten Partei- 
enverbotsurteilen 1952 und 1956 gegenüber unkritisch verhält, geadelt 
zur jederzeit mobil und flexibel einsetzbaren Faustformel des herrschen- 
den Verfassungsausschlusswesens zu werden.'? 

1985 haben die damaligen Mitglieder der Polizei-Recherche-Truppe 
und gleichzeitigen CILIPianer ihre seinerzeit gesammelten, auch in den 
CILIP-Heften zuvor partiell veröffentlichten Erfahrungen mit der bun- 
desdeutschen Polizei in einem Buch zusammengefasst. Dasselbe enthielt 
den nur im Ungefähren möglichen Versuch, den dynamischen Zustand 


9 Werkentin, F.: Die Restauration der deutschen Polizei. Innere Rüstung von 1945 bis zur 
Notstandsgesetzgebung, Frankfurt/M. 1985. F. W. hat später die Lücke, die das bundes- 
republikanisch fixierte „Polizeiprojekt“ gelassen hat zu einem beachtlichen Teil gefüllt. 
Siehe Werkentin, F.: Politische Strafjustiz in der Ära Ulbricht, Berlin 1995 

10 siehe Bürgerrechte & Polizei/CILIP 93 (2/2009): Bundesdeutsche Geheimdienste - eine 
aufhaltsame Geschichte?; ergänzend: Narr, W.D.: fdGO - eine Formel für die Ewigkeit, 
in Bürgerrechte & Polizei/CILIP 94 (3/2009), S. 66-72 


des bundesdeutschen Gewaltmonopols im Innern zu vermessen - per- 
fekt könnte er allenfalls nach lange abgestandener Geschichte gelingen." 

Wichtig im Zusammenhang des Vorhabens, das Handlungs- und 
Strukturprofil der Polizei mitten im Fluss nie nur aktuell erkennbarer 
Veränderungen zu schraffieren, sind besonders drei dynamische Merk- 
male bundesdeutscher Polizei nach ihrer Restauration 1968. (Diese 
wurde bei sich schon neu häutender, instrumentell und funktional ver- 
ändernder Polizei im Zuge der bundesdeutschen Polizeiexpansion inmit- 
ten des sog. Einigungsprozesses 1990/1991 national und international 
vollends abgeschlossen: Die vereinigte BRD wurde in ihrem Gewaltmo- 
nopol nach innen und außen zeitgemäß „normal“). 

Zum einen. Die Polizei wurde nach 1969 zu einer ungleich eigenstän- 
digeren Staatseinrichtung als zuvor. Die vormals auffälligen militärischen 
Analogien entfielen in Ausbildung, Ausrüstung und Funktion. Zum zwei- 
ten: Die tatsächliche und anscheinshafte Zivilisierung wurde von nun an 
rechtlich und funktional durch eine quantitativ und qualitativ veränderte 
Ausdehnung der inneren Gefahrensubjekte ihrerseits transformiert. Ver- 
kürzt, aber trefflich gesagt. Gefahren gingen nicht mehr primär von er- 
kenntlichen einzelnen Störern und Tätern aus - und handele es sich auch 
nur um Gefahren im Verzug (pericula in mora). Gefahren wurden allgemein 
zu potentiellen Größen. Also wurden die Bürgerinnen und Bürger zu mögli- 
chen Gefahren. Die Metapher des „Schläfers“ zeichnete sich schon ab. Sie 
kam nach dem 11.9.2001 en vogue. Gefahren kriminellen, gar terroristi- 
schen Verhaltens und damit für die allgemeine Sicherheit, so heißt es 
seitdem, sind gerade dort auszumachen, wo sie nicht zu sehen sind. Umso 
sublimere detektivische Methoden seien lange vor dem „Tätererwachen“ 
anzuwenden. Zum dritten: Mit diesem Gefahren-, Erkenntnis- und Gefah- 
renabwehrwandel stimmt überein, dass innere Sicherheit zur Größe eige- 
ner Substanz wurde. 1972 wurde sie unter anderem von Innenminister 
Hans-Dietrich Genscher sozialliberal als „Innere Sicherheit“ zum eigenen, 
das heißt eigendynamischen, als gesicherte Prämisse gebrauchten Begriff. 


Verunsichernde Expansion 


Vor diesem Hintergrund versteht sich die Fülle der Veränderungen. Sie 
müsste selbst diejenigen in Atem halten, die die Gewalt nicht kümmert, 


11 Busch, H. u. a.: Die Polizei in der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt/M., New York 1985 
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die „vom Staate“ und seinen Gewaltmonopolfunktionären ausgeht. Die 
abweichenden Bürger, Deutsche oder - feine, aber umso tiefer sitzende 
Diskriminierung —- „Deutsche mit Migrationshintergrund“, von den Aus- 
ländern und Migrantinnen laut zu reden, werden als Risiko der Sicherheit 
gesehen.'” „Die Polizei der Zukunft“, von CILIP 1978 vorgestellt, ist längst 
in der gegenwärtigen Polizei aufgehoben. Gesetze über Gesetze, ein ver- 
wirrendes Gesetzesgetümmel unterschiedlicher, aber zusammenhängen- 
der Aspekte.'” Man bezeichnete es ohne Schaden als Bürgerverwirrspiel, 
folgte es nicht einer mehrfachen Logik der verunsichernden Expansion. 
Diese verunsichernde Expansion mit periodisch anderen Schlüsselnamen 
a la „Terroristen“ und ihr „Sumpf“, „Organisierte Kriminalität“, erneut 
und geweitet „Internationaler Terrorismus“ u.a.m. legitimiert alle mögli- 
chen und neu erfundenen Vorkehrungen, um die staatlichen und die 
staatlich lizensierten privat formierten Sicherheiten zu stärken. Deren 
Ende ist angesichts sicherheitspanisch unendlich vorstellbarer Gefahren 
nicht absehbar. Wie sollte die „Schule der Möglichkeiten“, von denen der 
dänische Philosoph Sören Kierkegaard, in seinem „Begriff der Angst“ 
theologisch gesprochen hat, nicht global maßlos expandieren, wenn sozial, 
politisch und ökonomisch alle festeren institutionellen Dämme brechen 
und Recht zum Beruhigungsplacebo wird. Mit der nur dem Anscheine 
nach paradoxen, allein dem legitimatorischen Schmelz dienenden, bürger- 
rechrechtlich substantiellen und die Form des Rechts als berechenbare 
Richtgröße zertrümmernden Verrechtlichung als funktionale Entrechtli- 
chung hängen überschneidend verstärkende Entgrenzungen eng zusam- 
men. Nicht zuletzt informations-, kommunikations-, nanotechnologisch 


12 vgl. Narr, W.-D. (Hg.): Wir Bürger als Sicherheitsrisiko, Reinbek 1976 

13 siehe nur beispielhaft illustrativ Bürgerrechte & Polizei/CILIP 82 (3/2005): RECHT der 
Polizei - POLIZEI des RECHTS“, 86 (1/2007): Prävention und ihre Abgründe, 79 
(3/2004): Der neue Strafprozess: Herrschaft der Hilfsbeamten, 81 (2/2005): Kontrolle des 
öffentlichen Raums, und vor allem 85 (3/2006): Hilfloser Datenschutz. An diesen und an- 
deren Heften, den Institutionen und Maßnahmen, die sie behandeln und auf informatio- 
neller Grundlage zunächst primär immanent bewertbar machen, fällt nicht allein die un- 
übersehbare Banalität auf, dass (fast) alles mit allem zusammenhängt. Das auch. Geradezu 
maßlos ist vielmehr, wie expansiv, ja imperial die sicherheitserpichte Entsicherung alle 
staatlich kompetenten und Sicherungen berechenbar machenden Institutionen ihres Status 
auch im Rahmen der inneren staatlichen Gewaltenteilung beraubt. Der sich verschlingende 
Wirrwarr ergreift also die staatlichen, für die Sicherungen zuständigen Institutionen und 
Funktionäre selbst. Er emanzipiert sie vom gewaltenteiligen Kontext, durch die ihre Siche- 
rungen verfassungskonform ihrerseits kontrollgesichert werden. Vom Nachtschattenge- 
wächs der Bürgersicherheit ist allenfalls noch (alb-)zu träumen. 
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und biometrisch mögliche Feingriffe sich überpurzelnder Innovationen 
heischen eine ewige Jagd nach einer soziopolitisch abstrakt planbaren 
Sicherheitsutopie. Dem dient die präventive Kehre. Erstaunlich analog zu 
einer vorgeburtlichen Erkenntnis potentieller Krankheitsgene - als gäbe es 
endlich der Nazis Traum, den machbaren „erbgesunden Menschen“ -, 
geht man darauf aus, eine kriminogen vorzeitig gereinigte Gesellschaft 
herzustellen. In ihr sollen die sperrigen „Abfälle“ vernachlässigbar werden 
- und warum nicht global in präventiver Konkurrenz?! Wen kümmert’s, 
dass Horst Herold, ein persönlich all meiner auch persönlichen Kenntnis 
nach integrer Zeitgenosse, mit seinem durch ein angebliches kriminologi- 
sches „Erkenntnisprivileg“ als BKA-Chef aufwändig erworbenen Kennt- 
nissen und bewegten Rasterfahndungen, Telefonüberwachungen u.ä.m. 
kläglich scheiterte. Allein persönliche, allgemein politische und bürger- 
rechtliche Kosten häuften sich. Wen kümmert’s, dass George Bush jr., 
durch seinen US-amerikanisch global inszenierten „Krieg gegen den Ter- 
ror“ nicht wieder gut zu machende humane Kosten erzeugte.'* In einer 
perversen Solidarität vor allem westlich herrschender Figuren, bundes- 
deutsche eingeschlossen, wurden Kriegsursachen nicht allein 2003 im Irak 
geheimdienstlich er-funden und antiterroristische Kriege ihrem inhuman 
gezimmerten Feind mimetisch ähnlich. 

Entgrenzungen, Entgrenzungen, die BRD, die EU'® - Ausdruck und 
Spielball eines Sicherheitsspiels ohne Grenzen. Nicht einmal ein überra- 
gendes Herrschaftsinteresse ist klar fassbar - ähnlich dem altabsolutisti- 
schen des Imperialismus der Land- und Leute hungrigen Nationalstaaten 
im Werden mitsamt ihren Kolonialkriegen. Die heutigen Entgrenzungen 
sind tendenziell; sie sind darum nur nachpolitisch technologisch öko- 
nomisch abstrakt möglich. 


Entgrenzungen 


Nur drei Aspekte sind im anzustrebenden, hier aber nicht auch nur an- 
satzweise verwirklichbaren Panoptikum staatlicher, vor allem polizeilich 
umgesetzter, zum Militär hin und vom Militär her entdifferenzierter 
Sicherheit anzutippen. 


14 Von den CILIP-Heften, die in einem zu zitieren wären, will ich nur noch Nr. 80 
(1/2005): Anti-Terrorismus - eine Zwischenbilanz, eigens hervorheben. 

15 Zum „Europa ohne Grenzen“ vgl. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 89 (1/2008): Europas 
Grenzen: innen - außen 
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Zum ersten: die Surrogatfunktionen der Sicherheitsapparate und Sicher- 
heitsbegriffe. Sie wurden in vielen CILIP-Nummern thematisiert. Si- 
cherheit und ihre vielfältig zusammenspielenden, außer aller Kontrol- 
lierbarkeit geratenen und immens kostenreichen Instanzen ersetzen 
Politik.'° Die verfassungsgemäß zuständigen Institutionen und Perso- 
nen, unvermeidlich primär Charaktermasken, hierarchisieren sich intern 
zugunsten der formell weit überlegenen Exekutive. Auch diese jedoch 
wird zur Fassade, einem legitimatorischen Waschbärenpelz. Am Exem- 
pel der beiden trefflichen CILIP-Nummern 90 und 91 (2008), „Sicher- 
heitsarchitektur I Das Netz im Innern“ und „Sicherheitsarchitektur II 
Europäische Großbaustelle“ ließe sich demonstrieren, dass das große, 
attraktive Versprechen der bürgerlichen Moderne, die sich verbreitenden 
„Verfassungsstaaten der Neuzeit“, verantwortliche Politik, nach manchen 
institutionellen Errungenschaften zu eitel Dunst und Schein zu werden. 
Und das, unbeschadet individueller Fähigkeiten und Charaktere der 
scheinherrschenden und verantwortungshohlen Personen, die angetan 
mit den herrschenden Plateauschuhen im Lichterglanz der Medien daher 
wandeln. „Schuldig“ am Täuschungsspektakel sind die „führenden“ Per- 
sonen allenfalls insofern, als sie unser aller Projektionen entsprechen 
(man lese Andersens Märchen nach: „Von des Kaisers neuen Kleidern“). 
Sie behaupten wie wir, sie trügen neue, verantwortlich prunkende Kleider 
und gestalteten in ihrem Schlepptau den Kurs der politischen Dinge, des- 
sen, was getan werde, römisch antiquiert gesprochen: der res gestae, der 
erfolgten Handlungen und der Handlungen, die anstehen, res gerendae. 
Zum zweiten: Eine Tautologie des Scheins betrifft mit an erster 
Stelle, (fast) alles, was Recht ist, um Uwe Wesels Titel in Sachen Recht 
im umfänglichen Bereich der Sicherheit verändernd aufzugreifen. Das 
wäre eines langen Kapitels wert. Es spielt in den CILIP-Heften eine Dau- 
errolle. Nicht allein, dass Gesetzeswelle auf Gesetzeswelle folgt. Nicht 
erst für das Internet gilt, dass es nicht mehr unter Kontrolle zu bringen 
ist.'” Nicht primär, dass viele Gesetze im sichernden Kontext des Staates 
(und seines Kapitals - wie seitenverkehrt) sicherheitsinstanzliche Grob- 


16 siehe symptomatisch zum erkenntlichen Siebtel der aus verantwortlichen Händen gera- 
tenen Sicherheitsinstanzen und ihrer „nur“ kaum noch zu ermessenden fiskalischen 
Aufwendungen Steve Coll’s Sammelbesprechung: Our Secret American Security State, 
in: The New York Review of Books, February 9, 2012, pp. 25-27 

17 Siehe Bürgerrechte & Polizei/CILIP 98 (1/2011): Internet unter Kontrolle? Die Staats- 
gewalt im Web 2.0 
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und Feingriffe ausdehnen, sublimieren, lockern, geheim nicht mehr 
kontrollierbar machen.'? Neben anderen Merkmalen oder ihrem Mangel 
hat sich vielmehr die Form der Gesetze ausgeleiert. Sie ist so mit unbe- 
stimmten Rechtsbegriffen bespickt, von hintergründig geltender Gene- 
ralklausel nicht zu reden, dass die „unbegrenzte Auslegung“, die Bernd 
Rüthers kenntnisreich an den NS-Gesetzen gerügt hat, de lege lata, also 
in der Art der Gesetze geradezu notwendig ist.'” Und je mehr sperrige 
soziotechnologische Sachverhalte, die sich dynamisch entwickeln, mit 
der eher statischen Institution des Rechts folgenbewusst, verantwort- 
lich, zurechenbar gehegt und kontrollierbar gestaltet werden sollen, 
desto mehr nehmen rechtliche Regelungen einen hypertrophen Charak- 
ter an.” Allein schon ihr mit Lücken der Auslegung übermäßig bespick- 
ter Umfang lässt Rechtsicherheit im labyrinthischen Als-ob-Recht verlie- 
ren. Der Boden des Rechts, auf dem des Bürgers Sicherheit, die Kontroll- 
fähigkeit justizinterner und parlamentarischer Instanzen u.a.m. stehen 
soll, ist nicht einmal mit der beliebten Metapher des Schweizer Käses zu 
vergleichen. Letzterer wirkt dagegen geradezu wie ein Betonklotz. 

Ein letzter Hinweis zum dritten. Er macht darauf aufmerksam, dass 
und warum auch alle informationell fundierte Kritik in Gefahr gerät, zu 
schweben und das an Dateninterpretation nicht mehr zu leisten, was 
ihre zweite, aber entscheidende Aufgabe wäre. Die Datenqualität zu 
testen, wurde von Anfang an zurecht als zentrale Aufgabe eines Informa- 
tionsdienstes wie CILIP genannt. Um diese zureichend herauszufinden 


18 Man denke allein an die Fülle strafprozessualer Änderungen und Ergänzungen im Um- 
kreis der Telekommunikation, vgl. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 79 (3/2004): Der neue 
Strafprozess: Herrschaft der Hilfsbeamten; siehe zu einem neueren Beispiel die FZA = 
Funkzellenabfrage der sächsischen Polizei nach dem 19.2.2011. Dazu siehe das Gutach- 
ten des sächsischen Datenschutzbeauftragten und insgesamt den Bericht des Komitee 
für Grundrechte und Demokratie: Dresden im Februar 2011. Eine Untersuchung von 
Demonstrationsrecht und sächsischer Praxis, Köln, Januar 2012 

19 Als Minimalexempel betrachte man im FZA-Zusammenhang $ 100g StPO. 

20 Niklas Luhmanns Unterscheidung zwischen Recht als „Konditional“- und Recht als 
„Zweckprogramm“ böte einen ausbaubaren Anknüpfungspunkt. In seinem Sinne 
müsste Recht als zukunftsgerichtetes „Zweckprogramm“ nicht nur füglich vermieden 
werden, so Berechenbarkeit und Rechtssicherheit samt Bürgerrechten eine Rolle spielen. 
Weit über Luhmann hinaus wären andere partizipative, dezentral gestufte Regelungs- 
formen zu (er-Jfinden. Einerseits um solche Regelungen bürgerrechtlich kommensurabel 
zu machen; andererseits um die Form des Rechts samt seinen Formgrenzen nicht schon 
in den Formulierungen des Rechts, vollends aber in seiner Implementation antirechtlich 
zu verkehren. „Wir“ befinden uns mitten auf dem Weg in die Perversion. Vgl. Luhmann 
zuletzt in: Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt/M. 1993. 
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und die Informationen auszulegen, also ihren informationellen Wert 
anzugeben, bedürfe es aber, so wurde zurecht verlangt, einer ausgewie- 
senen Informations- und Interpretationsbasis, dem, was man Validität 
nennt. Von Anfang an setzten wir den modernen Staat und sein von 
Weber so genanntes, ihm spezifisch eignendes Instrument, das Monopol 
legtimer physischer Gewaltsamkeit voraus. Das ist nicht unproblema- 
tisch, vor allem wenn man diesseits radikaler Herrschaftskritik darum 
weiß, wie sehr sich die Instanzen und Funktionen, die das Monopol 
primär ausmachen, im Laufe der letzten Jahrhunderte verändert haben. 
Ineins und getrennt mit der und von der kapitalistischen Entwicklung. 
Wir nahmen jedoch an, mit dem bürgerlichen Rechtsstaat, wie er im 
Grundgesetz und seinem Organisationsteil (Art. 21 - Art. 146) vorgege- 
ben ist und mit den Grundrechten, gemäß Art. Abs. 3 GG unmittelbar 
öffentlich geltende konstitutive Normen, einen Bezug gewählt zu haben, 
der eine valide Interpretationsbasis der präsentierten Informationen 
schon durch ihre Auswahl hergibt. Dieser grundrechtliche, also mehr als 
formell rechtsstaatliche Bezug sollte uns kritische Distanz erlauben. Mit 
und durch dieselbe wollten wir den demokratischen Souverän, die Be- 
völkerung, individuell einzeln und insgesamt, als unseren grundgesetzli- 
chen Adressaten immanent ansprechen. 

Hat man nach fortlaufend punktueller und tagelang intensivierter 
Lektüre von CILIP-Heften so viel Daten und Informationen im Kopf, wie 
diesem fasslich ist, gerät man nicht nur in die Nähe des Schülers im 
1. Teil des Faust. Vor allem drückt die Fülle der verlässlichen und vali- 
den Informationen - der seichten Passagen oder der irrelevant geworde- 
nen sind nur sehr wenige - aufs politische Gemüt und den damit ver- 
bundenen Mut, sich seines menschenrechtlich-demokratischen Verstan- 
des zu bedienen. Ist es angemessen, sich auf Grundrechte und den dar- 
auf bezogenen liberalen Rechtsstaat als prinzipiell gegebene, nur hier 
oder dort etwa in Sachen „Innerer Sicherheit“ gefährdete Grundlage zu 
beziehen und von daher die Kriterien der Validität zu gewinnen? Infor- 
mationell geradezu überdefinierte Einsichten aus 99 Heften sind kumu- 
lativ so massiv, dass zwei zentrale Pfeiler unserer Urteilsbildung ins 
Wanken geraten. Ist nicht gar nüchtern festzustellen - gerade um hoch- 
rangige Urteilsqualitäten nicht lauwarm zu verwässern: Die hauptsächli- 
chen Pfeiler unseren Urteilsbezugs liegen zerborsten in Brocken auf dem 
Boden einer kaum eindeutig zu nennenden, ihnen in jedem Fall nicht 
entsprechenden Verfassungswirklichkeit herum? Kann vom liberalen 
Rechtsstaats mit seiner Spitzenqualität, Bürgerinnen und Bürgern zuerst 
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Rechtsicherheit zu gewährleisten, noch irgend die Rede sein, will man 
nicht im bunten Fiktionsspiel als Scharlatan mitwirken? Und wie steht es 
mit den „Bürgerrechten“, die als erster Ausdruck nicht zufällig auf allen 
CILIP-Heften fett und groß geschrieben stehen? Weniger in Sachen libe- 
raler Rechts- und Verfassungsstaat als in Sachen Bürgerrechte, doch wohl 
weitgehend identisch mit den Grundrechten, ja mit einem zusätzlichen 
politisch demokratischen Akzent versehen, sind wir gehalten, ein fast 
durchgehendes Versäumnis einzugestehen. Wir haben diese Bürgerrechte, 
grundgesetzlich die Grundrechte, die meist in einem Atemzug mit den 
Menschenrechten gebraucht werden, wie selbstverständlich vorausgesetzt. 
Wir haben folgerichtig wie selbstverständlich dargestellt, wenn und inso- 
weit die Bürgerrechte von ihrem durch die Koppula „und“ verbundenen 
Partner, die Polizei, als profiliertem Ausdruck des staatlichen Gewaltmo- 
nopols im Innern gefährdet, verletzt oder verdreht worden oder in Gefahr 
sind. Obwohl wir jedoch etwa am verfassungsgerichtlich aus Art. 2 Abs. 1 
GG hergeleiteten „informationellen Selbstbestimmungsrecht“ jeder Bürge- 
rin und jedes Bürgers gezeigt haben, wie sehr es polizeilich, geheim- 
dienstlich und verfassungsschützerisch vergarnt und entwirklicht wird, 
haben wir weder in Sachen Art. 2 GG, noch in Bezug auf andere Bürger- 
rechte klipp und klar eingestanden: das frühneuzeitlich, zuerst im England 
des 17. Jahrhunderts besitzbürgerlich begrenzte Recht auf die Unver- 
sehrtheit des eigenen Körpers (habeas corpus), seinen persönlichen Kon- 
text in der Integrität der eigenen Wohnung (my home is my castle), dieses 
zentrale Recht aller Personen ist heute bis zur Unkenntlichkeit durchlö- 
chert. Gewiss nicht allein durch Fein- und Grobgriffe staatlicher Monopol- 
gewaltinstanzen, jedoch hier schon eindeutig und nicht ohne weiteres 
wiederherzustellen. Was hieße eine restitutio in integrum bürgerrechtlich 
heute? Wie wäre sie rechtlich und außerrechtlich zu verwirklichen? 

So sehr der Informationsdienst CILIP, so ist zu hoffen, seine Quali- 
tät als Informationsdienst behält, so sehr wird es zukünftig erforderlich 
sein, über die Basis der Validität ab und an zu räsonieren. Gerade, dass 
„Bürgerrechte & Polizei/CILIP“ nicht schönen Luftballons nachjage oder 
in Gefahr gerate, den herrschenden doppelten Umgang mit den Bürger- 
rechten ein wenig im Sinne kritischer Kritik nachzuäffen. So zu tun, als 
gälten sie im Prinzip, wenn sie doch längst fundamentlos geworden sind. 

Wohlan denn ins 2. Hundert der CILIP-Hefte! Verlässliche Informa- 
tionen werden umso notwendiger, je prekärer es um die Bürgerrechte 
und ihre Sicherheit als genuine Sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger 
einer auch darum ihrerseits prekären Demokratie steht. 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


GewaltPolizeiGewalt 
Wandlungen im Kern staatlicher Gewaltpraxis 
von Norbert Pütter 


Ohne Gewalt kein Gewaltmonopol. Ohne Gewalt kein Staat. Kein 
Staat ohne Polizei. Unauflöslich ist die Verbindung zwischen dem 
neuzeitlichen Staat und seiner Fähigkeit, seinen Willen gegen die 
Untertanen/BürgerInnen durchzusetzen. An diesem Umstand hat 
die Parlamentarisierung des politischen Systems nichts geändert: 
Dem demokratisch-parlamentarisch beschlossenen Gesetz ist Gel- 
tung zu verschaffen - im Ernstfall mit Gewalt, mit der Polizei. 


Die Polizei, deren institutioneller Zweck darin besteht, die herrschen- 
de Ordnung im Innern notfalls mit Gewalt aufrecht zu erhalten, steht 
keineswegs allein. Je nach Perspektive steht sie an der Spitze oder an 
der Basis des staatlichen Herrschaftsanspruchs. Sie verfügt über das 
Personal, die Fähigkeiten, die Ausrüstungen, die Aufgabe und die Be- 
fugnisse „Gefahren für die öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ ab- 
zuwehren. 

Die Polizei ist eingebunden in den politisch-rechtlich gesetzten 
Rahmen, der ihr bestimmte Tätigkeiten zuweist, die sich von der all- 
gemeinen Verwaltung wie von der Justiz unterscheiden, aber gleichzei- 
tig ihre volle Wirkung nur in der Kooperation mit diesen entfalten: In 
der Polizei manifestiert sich der Anspruch und die Fähigkeit des Staa- 
tes, seine Regeln mit physischer Gewalt durchzusetzen. Die Polizei 
symbolisiert nicht nur das Gewaltmonopol, sondern in gewisser Weise 
ist sie es. Denn sie setzt die staatliche Macht mit physischer Gewalt 
gegen BürgerInnen durch, greift unmittelbar in geschützte Grundrech- 
te ein und macht erfahr- und fühlbar, was es heißt, in einem Staat zu 
leben. Gewaltpraxis und Gewaltfähigkeit der Polizei sind deshalb we- 
sentliche Dimensionen, um den Zustand des Gewaltmonopols und des 
politischen Systems aus bürgerrechtlicher Perspektive bewerten zu 
können. 
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Finale Staatsgewalt 


Das Extrem staatlicher Gewaltanwendung ist das Töten und Foltern im 
staatlichen Auftrag. Die Folterungen in Gefängnissen in Irak und Afgha- 
nistan, die jahrelange Gefangennahme ohne jedes Gerichtsverfahren, die 
Verschleppungen (rendition) Verdächtigter nach 9/11 und die Politik der 
gezielten Tötungen von Führungspersonen hat im letzten Jahrzehnt deut- 
lich vor Augen geführt, wie dünn die menschenrechtlichen Bekenntnisse 
der westlichen Welt sind.' Deutschland hat in diesem Kontext eher in der 
zweiten Reihe agiert: verschwiegene Amtshilfen auf verschiedenen Ebe- 
nen, verzögerte und halbherzige Aufnahme von Guantänamo-Gefangenen 
etc. Aber auch im Innern entstand eine - erneute - Debatte über die Zu- 
lässigkeit von Folter: gerichtlich attestierte Folter geschah im „Fall 
Daschner“, geahndet mit dem geringstmöglichen Strafmaß und zugleich 
vom Dienstherrn mit einer Beförderung belohnt.” 

Seit Mitte der 1970er Jahr stand der polizeiliche Todesschuss im 
Zentrum der Debatten über die Gefahren des Gewaltmonopols im In- 
nern.’ Semantisch zum „finalen Rettungsschuss“ verharmlost, ging es 
im Kern um dessen rechtliche Verankerung in den Polizeigesetzen. Das 
war für die Befürworter die notwendige rechtliche Fundierung für ex- 
treme polizeiliche Einsatzlagen, für die Kritiker das Einfallstor für eine 
mit der Tötung von Menschen operierende Polizeistrategie. In der 
gleichzeitigen Bildung von Spezialeinsatz- oder Präzisionsschützen- 
kommandos ließ sich leicht auch der institutionelle Niederschlag einer 
solchen Orientierung entdecken. Mehr als dreißig Jahre später fällt die 
Bilanz für beide Seiten enttäuschend aus:* Die Legalisierung des „finalen 
Rettungsschusses“ hat keinerlei Auswirkungen darauf gehabt, wie viele 
Menschen in welchen Situationen von der Polizei getötet worden sind. 
Zwischen den Bundesländern mit und ohne Todesschussregelungen sind 
Unterschiede allein deshalb nicht festzustellen, weil der „mit an Sicher- 
heit grenzender Wahrscheinlichkeit tödlich“ wirkende Schusswaffenein- 


1 s. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 87 (2/2007), Schwerpunkt „Internationaler Anti-Terro- 
rismus“. Aus Anlass der 100. CILIP-Ausgabe, beschränkt sich dieser Beitrag nur auf 
Hinweise auf frühere CILIP-Beiträge und verweist auf Publikationen von (ehemaligen) 
Redaktionsmitgliedern. 

2 Narr, W.-D.: Folter absolut relativ, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 80 (1/2005), S. 69-74 
3 s. Zum Stand der Verabschiedung des Musterentwurfs für ein einheitliches Polizeigesetz 
des Bundes und der Länder, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 2 (1979), S. 10-14 (10) 

4 s. bereits Werkentin, F.: Tödlicher Schusswaffeneinsatz der Polizei 1974-1992, in: Bür- 
gerrechte & Polizei/CILIP 44 (1/1993), S. 79-83 
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satz eine seltene Ausnahme unter den tödlichen Polizeischüssen dar- 
stellt.’ Im „Normalfall“ polizeilichen Tötens handelt es sich um alltägli- 
che polizeilichen Einsätze, in erschreckend hohem Anteil um solche, in 
denen die Polizei wegen Familienstreitigkeiten oder randalierender Nach- 
barn gerufen wird. Nur in der Minderheit der Fälle gehören die tötenden 
PolizistInnen den genannten Spezialeinheiten an; es sind überwiegend 
BeamtInnen des regulären Polizeidienstes, die mit tödlicher Wirkung 
schießen. Die Zahl der durch Polizeikugeln getöteten Menschen hat sich 
im Durchschnitt der vergangenen Jahrzehnte nicht erhöht. Berücksich- 
tigt man die vereinigungsbedingte Vergrößerung der Bevölkerung ist sie 
relativ zurückgegangen: Im Jahrzehnt von 1978 bis 1987 wurden 122 
Menschen durch die Polizei in Deutschland getötet, von 1998 bis 2007 
waren es 83.° 

Die Todesschüsse sind kein Indiz für die schleichende Barbarisierung 
des Gewaltmonopols. Sie resultieren nicht aus einer Polizeistrategie des 
Tötens, sondern in der überwiegenden Zahl der Fälle aus der Unfähigkeit 
der PolizistInnen, in dienst-alltäglichen Situationen angemessen zu reagie- 
ren. Auch das ist keine beruhigende Diagnose. Nicht der Geiselnehmer 
und Bankräuber ist vom polizeilichen Todesschuss bedroht, sondern der 
psychisch Auffällige, der randalierende und mitunter der ahnungslose Je- 
dermann. Das ist professionelles Versagen und fällt auf die Institution 
zurück. Stellt man zudem die notorische Großzügigkeit der Justiz gegen- 
über dem polizeilichen Schusswaffengebrauch in Rechnung,” dann wird — 
jenseits der Belastungen, die eine solche Tat für die Schützen mit sich 
bringt - schnell deutlich, dass für das Töten im Staatsdienst andere Maß- 
stäbe gelten. Es bleibt eine legale und ständig neu legitimierte Option. 


Die Kunst dosierter Gewaltanwendung 


Wer die jüngere Geschichte öffentlicher Unruhen in westlichen Staaten 
betrachtet, wird schnell feststellen, dass häufig brutale Polizeieinsätze 
deren Auslöser bildeten: vom Watts-Aufruhr (Los Angeles, 1965) über 


5 Von 1976 bis 1997 waren 11 von 241 tödlichen Polizeischüssen gezielt abgegeben wor- 
den. Von den 107 tödlichen Schüssen von 1998 bis 2010 wurde nur einer als gezielter 
„Rettungsschuss“ abgegeben, s. Pütter, N.: Polizeilicher Schusswaffengebrauch, in: Bür- 
gerrechte & Polizei/CILIP 62 (1/1999), S. 41-51 (47); für die jüngere Phase s. die jährli- 
chen Todesschussstatistiken in CILIP. 

6 ebd. 

7  s. die frühe Bilanz: Walter, M.; Werkentin, F.: Die justitielle Kontrolle polizeilicher To- 
desschüsse, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 26 (1/1987), S. 5-36 
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die Brixton-Riots (London, zwanzig Jahre später), die Unruhen in Los 
Angeles nach der Misshandlung von Rodney King und dem (zunächst) 
erfolgten Freispruch der Polizisten (Los Angeles, 1992) bis zu den Auf- 
ständen in den Pariser Vorstädten (2005) oder den Krawallen in London 
im Sommer 2011. Diese Ereignisse zeigen, dass der Einsatz der staatli- 
chen Ordnungshüter eine politisch sensible Angelegenheit ist. In 
Deutschland sind derartige Folgen nur ansatzweise entstanden: etwa nach 
den Pro-Schah-Einsätzen und dem Tod von Benno Ohnesorg am 2. Juni 
1967 oder nach dem Tod von Klaus-Jürgen Rattay, der am 22. September 
1981 bei einem Polizeieinsatz nach der Räumung eines besetzten Hauses 
in Berlin vor einen Bus getriebenen wurde. Insgesamt zeigt sich an diesen 
Beispielen, dass Polizeieinsätze eine legitimatorische Achillesverse des 
politischen Systems sind. Denn nicht zu Unrecht wird das Verhalten der 
Polizei dem Staat insgesamt zugeschrieben. In gesellschaftlich angespann- 
ten Situationen kann ein „falscher“ oder ungeschickter Polizeieinsatz wei- 
te Kreise ziehen. Ein Vorgehen, das öffentlich als unverhältnismäßiges 
wahrgenommen wird, kann schnell die Stabilität des politischen Systems 
und das Überleben der aktuellen politischen Elite bedrohen. 

Die Strategie des „Deeskalierens“ - so die gängige Bezeichnung - 
verdankt sich deshalb keineswegs allein der besonderen Sensibilität oder 
Verpflichtung gegenüber den Grund- und Menschenrechten, sondern 
resultiert auch aus dem Bestreben, die (legitimatorischen) Vollzugskos- 
ten des Gewaltmonopols gering zu halten. Dies zu bewirken, haben Po- 
lizei und Politik in den vergangenen Jahrzehnten erhebliche Anstren- 
gungen unternommen. Zeigen lässt sich dies besonders deutlich auf der 
Ebene der Einsatzkonzepte bei Massenveranstaltungen und der Bewaff- 
nung. Im Umgang mit Sozialem Protest ist an die Stelle militärischer 
Aufstandsbekämpfung und jener berühmten quasimilitärischen „Leber- 
wursttaktik“ eine situativ anzupassende Kombination aus Vorfeldkon- 
trollen, dichter Umschließung („Kessel“, „Wanderkessel“), optischer 
Überwachung, selektiven Zugriffen, harter Strafverfolgung und Vorhal- 
tung starker, jederzeit zur Dominanz fähiger Einsatzkräfte getreten.” 
Konzeptionell zumindest ist das der Versuch, die staatliche Überlegen- 
heit im gesamten „Sicherungsarrangement“ der Demonstration/des Pro- 


8 exemplarisch für viele CILIP-Beiträge: Sturm, M.; Ellinghaus, Chr.: Zwischen Imagepfle- 
ge und Gewalt. Polizeistrategien gegen Demonstrationen, in: Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP 72 (2/2002), S. 23-30; Steven, E.: Gipfel des Sicherheitswahns. Politik, Protest 
und Polizei beim G8-Gipfel 2007, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 87 (2/2007), S. 68-75 
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testes etc. zum Ausdruck zu bringen, d.h. mehr durch die Drohung mit 
und Inszenierung von polizeilicher Gewaltfähigkeit als durch deren tat- 
sächliche Ausübung. Das „showing of force“, das Demonstrieren eigener 
Gewalthaftigkeit, wird zur einsatztaktischen Variante, je nachdem ob 
sich die Polizeiführung Einschüchterung erhofft oder eine Zuspitzung 
der Lage für wahrscheinlicher hält. Wasserwerfer und Tränengas, Ein- 
satz von Schlagstock und Schild bleiben unverzichtbare Elemente dieser 
Strategie. Sie gewährleisten Durchsetzung gegenüber denen, die sich 
nicht abschrecken lassen und verleihen der Gewaltkulisse Glaubwürdig- 
keit. Modernisierungen der Instrumente polizeilicher Gewalt - leis- 
tungsfähigere Wasserwerfer, wirkungsvollere Schlagstöcke (Tonfa, Tele- 
skop) - gehören genauso zu dieser Entwicklung wie das ständige Be- 
kenntnis zu deeskalierenden Konzepten. 

Ähnliches lässt sich im Bereich der Bewaffnung zeigen. In den 
1980er Jahren planten einzelne Bundesländer, Gummigeschosse für ihre 
Polizeien anzuschaffen,’ bevor die Innenministerkonferenz entschied, 
diese Bewaffnung in Deutschland nicht einzuführen: Bei größeren Ab- 
ständen zwischen Schützen und Ziel sei die Streubreite zu groß, d.h. 
Unbeteiligte könnten getroffen werden. Ließe man den Einsatz bei ge- 
ringeren Entfernungen zu, dann wären die zu erwartenden Verletzungen 
so erheblich, dass die Plastik- mit herkömmlicher Munition vergleichbar 
sei. Die Plastikgeschosse nicht einzuführen, geschah nicht nur im Hin- 
blick auf das Verhältnismäßigkeitsprinzip, sondern weil die politisch- 
legitimatorischen Kosten zu hoch schienen, die mit massenhaft verletz- 
ten Unbeteiligten oder Schwerstverletzten einhergegangen wären. 

Anders fiel die Entscheidung bei den chemischen Zusätzen in Was- 
serwerfern (angeblich geringere, nur für Augen und Schleimhäute be- 
stehende Verletzungsgefahr)'° und für andere so genannte „weniger 
tödliche Waffen“ aus. Namentlich solche, die sich gegen einzelne Perso- 
nen richten, sind im letzten Jahrzehnt in das Polizeirepertoire aufge- 
nommen worden. Selbst die Einführung neuer Munition kann in diesem 
Kontext gesehen werden: Nachdem durch einen Schuss neben dem An- 
greifer auch eine hinter ihm stehende Person tödlich getroffen worden 
war, wurde Polizeimunition eingeführt, die im Körper „aufpilzt“ und in 
ihm stecken bleibt. Um den Preis größerer und ggf. eher tödlicher Ver- 


9  s. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 14 (1/1984), S. 83 £. 
10 s. kritisch: Wiesche, M. in der: CN/CS-Gas - Kontaktallergien nach polizeilichen „Trä- 
nengas“-Einsätzen, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 37 (3/1990), S. 58-64 
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letzungen sollten so Unbeteiligte geschützt werden.'' Die Logik der neu- 
en Bewaffnung zeigt sich aber vor allem beim - flächendeckend einge- 
führten - Pfefferspray'” und beim Taser.'” Beide Waffen versprechen die 
Neutralisierung des Gegenübers unterhalb der Tötungsschwelle. Ob- 
gleich beide in bestimmten - nicht vom Schützen erkennbaren - Situati- 
onen tödlich wirken können, sollen sie das Tötungsrisiko verringern. 
Deutlich ist hier das Bemühen, Situationen beherrschen und Personen 
durch extreme Gewaltanwendung zeitweise paralysieren zu können, oh- 
ne sie töten oder dauerhaft schädigen zu müssen. 

Die polizeiliche Gewalt zeichnet sich nicht dadurch aus, dass sie per 
se rabiater oder brutaler würde. Vielmehr ist eine deutliche Abstufung 
unterschiedlicher Fähigkeiten zur Gewaltanwendung feststellbar. Das 
kann auf der Handlungsebene durchaus Gewaltdynamiken unterbrechen, 
darf aber nicht mit polizeilich-staatlichem Rückzug oder dem Verzicht 
auf gewalthaftes Einschreiten verwechselt werden. Das flexible Arran- 
gement schafft eine andere Konstellation, aber es schafft die Polizeige- 
walt nicht aus der Welt. 


Gewalt, handfest oder hilfsmittelgestützt 


Wie häufig wird jemand festgehalten, gefesselt, sistiert, abgedrängt, ge- 
schlagen, mit Wasser und Tränengas oder mit Pfefferspray „behandelt“? 
Es gibt keine Statistik darüber, wie oft welche Form von physischer Ge- 
walt im Polizeidienst eingesetzt wird. Lediglich zum Schusswaffen- 
brauch veröffentlicht die Innenministerkonferenz seit den 1970er Jahren 
eine dürre und dürftige jährliche Statistik. Mangels Daten - offenkundig, 
dass die Polizeien und die politisch Verantwortlichen kein Interesse dar- 
an haben - lassen sich keine Aussagen darüber machen, ob die Gewalt 
im Polizeialltag zu- oder abgenommen hat. Selbst die bekannten Indika- 
toren sind zur Beantwortung der Frage untauglich: Weder die Anzeigen 
wegen „Körperverletzung im Amt“ noch die Angaben zur „Gewalt gegen 
Vollstreckungsbeamte“ erlauben verlässliche Aussagen darüber, ob phy- 


11 s. Baller, ©.: Neue Munition für die Polizei. Eine von Schein-Sachzwängen dominierte 
Diskussion, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 65 (1/2000), S. 70-78 

12 s. Wright, S.: Pfefferspray „gefährdet die Gesundheit“. Vermarktung, Einsatz und ge- 
sundheitliche Risiken, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP (69 (2/2001), S. 70-78; Kant, 
M.: Gepfefferte Einsätze auch bei der deutschen Polizei, ebd., S. 79 

13 s. Knorr, M.: Taser: „Wunderwaffe aus den USA“ in Erprobung, in: Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP 70 (3/2001), S. 84 
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sische Gewaltanwendung von PolizistInnen in den vergangenen Jahr- 
zehnten gleich geblieben, zu- oder abgenommen hat. '* 

Während diese Frage einstweilen nicht beantwortet werden kann, 
liegen andere Aspekte des Themas offen zutage. Dies betrifft zunächst 
die rechtliche Rahmung polizeilicher Gewalt. Den Polizeiberuf unter- 
scheidet von (fast) allen anderen Berufen, dass ihm die Anwendung kör- 
perlicher Gewalt gegen Menschen erlaubt ist. Diese ist an die Wahr- 
nehmung bestimmter Aufgaben, an das Vorliegen sonstiger materieller 
und/oder verfahrensmäßiger Voraussetzungen gebunden, wobei in kon- 
kreten Situationen der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zentral ist. 
Weil die Gewalt(option) dem Beruf immanent ist, wird das Verhalten 
nicht allein dadurch unzulässig, dass es zur physischen Gewaltanwen- 
dung kommt, sondern dass diese unter Verletzung des Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatzes geschieht. Das eröffnet für die PolizistInnen im Einsatz 
einen Ermessensspielraum, ermöglicht nachträgliche Rechtfertigungen 
eigenen Gewalthandelns und erschwert externe Kontrollen. Auf die An- 
wendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips ist auch der geringe Wert 
justitieller Kontrolle polizeilichen Handelns zurückzuführen. Dass ge- 
schossen, geschlagen, getreten wurde, steht ja meist nicht zur Diskussi- 
on; die Frage ist vielmehr, ob die Gewalt verhältnismäßig war. Und bei 
dieser Einschätzung stehen die Ohren von Justitia weit offen für die 
Aussagen jener, mit denen sie sich auf der selben Seite im Kampf gegen 
Kriminalität und Unordnung sieht. 

Analog zur Unterscheidung zwischen „Polizeikultur“ und „Polizis- 
tenkultur“ scheint es in diesem Zusammenhang sinnvoll, für einen Mo- 
ment zwischen der „Gewalt der Polizei“ und der „Gewalt der Polizisten“ 
zu unterscheiden. Jene institutionell anerkannte Gewalt findet ihren 
Ausdruck in den rechtlichen Regulierungen des Gewalteinsatzes ebenso 
wie in den polizeilichen Einsatzkonzepten. Gewaltausübung im Auftrag 
des Staates wird hier eng rechtsstaatlich begrenzt. Ein dichtes Geflecht 
von Normen und Vorkehrungen soll die polizeiliche Gewaltfähigkeit 
begrenzen. Hierzu zählen auch die Vorkehrungen, die die Apparate ge- 
troffen haben, um dem Missbrauch polizeilicher Gewalt entgegenzuwir- 
ken: von den Einheiten für interne Ermittlungen bis zum Beförderungs- 
stopp bei Misshandlungsvorwürfen. 


14 s. Pütter, N.: Polizeiübergriffe. Polizeigewalt als Ausnahme und Regel, in: Bürgerrechte 
& Polizei/CILIP 67 (3/2000), S. 6-19 
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Unterhalb dieser offiziellen Lesart wird Gewalt auf der Ebene handeln- 
der PolizistInnen ausgeübt. Die Berichte über polizeiliche Übergriffe und 
körperliche Misshandlungen liefern seit Jahrzehnten umfassendes An- 
schauungsmaterial über die Existenz dieser Gewalt.'” Sofern in der poli- 
zeilichen Führung nicht die Solidarität mit den KollegInnen „an der 
Front“ die Oberhand gewinnt - die Auslegung des Verhältnismäßigkeits- 
prinzips macht’s möglich -, wird die Institution mit der Metapher der 
„Schwarzen Schafe“ weißgewaschen. Dass (auch) diese Gewalt sich gerade 
gegen diejenigen richtet, die politik- und polizeioffiziell zu besonderen 
Problemgruppen erklärt worden sind (von DemonstrantInnen bis zu 
MigrantInnen), dass die Polizei einen Gewalt tolerierenden Rahmen setzt, 
dass es ihr nicht gelingt, die professionellen Standards in ihrem exklu- 
sivsten Bereich zu gewährleisten, dass die Herde oder besser noch die 
Schafzüchtung an der Gewalt aller Schafe einen systematischen Anteil 
hat - das soll mit dieser Argumentation verdeckt werden. 


Präventive Staatsgewalt 


Polizeiliche Gewalt würde aber nur unzureichend wahrgenommen, be- 
schränkte man sich auf die nackte Ausübung physischer Kraft. Ohne diese 
Fähigkeit, wäre die Polizei keine Polizei mehr. Deutlich sichtbar ist, dass 
das Instrumentarium staatlicher Gewaltanwendung in den letzten Jahr- 
zehnten verfeinert worden ist. Die Bundeswehr auf den Staatsnotstand zu 
beschränken, die (Truppen-)Polizeien in Ausbildung, Organisation, Be- 
waffnung und Einsatzkonzepten vom Militär weg zu einer „zivilen“ Macht 
umzubauen - das war (und ist) eine Reaktion auf die gewandelte poli- 
tisch-gesellschaftliche Situation und deren Wahrnehmung durch die Si- 
cherheitseliten.'° Die Voraussetzungen der Konzepte quasi-militärischer 
Aufstandsbekämpfung sind in modernen Gesellschaften immer weniger 
gegeben; angesichts der Gefährdungen waren deren Instrumente zu „grob- 
schlächtig“: Militärischer Drill schafft keine Qualifikation zur Schlichtung 
von Nachbarschaftskonflikten, panzerbrechende Waffen können studenti- 
schen Protest nicht unterbinden etc. Mehr noch als im 19. und frühen 
20. Jahrhundert war die unbestrittenste Folge quasi-militärischer Einsatz- 
strategien eine Verschärfung bestehender Konflikte. 


15 s. Literatur zum Schwerpunkt, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 67 (3/2000), S. 98-103 
16 s. Busch, H. u.a.: Die Polizei in der Bundesrepublik, Frankfurt, New York 1985, S. 181- 
188 
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Der polizeiliche Umgang mit Gewalt umfasst mehr als das, was als phy- 
sische Gewalt beobachtbar ist. Diese wird vielmehr zu einem Element in 
einer umfassenden Strategie des Managements von Konflikten. Gewalt- 
anwendung, selbst unmittelbare Gewaltdrohung stehen in diesem Vor- 
gehen erst am Ende der Aktions- und Interventionskette. Polizeiliche 
Gewalt, sofern sie weder aus der situativen Überforderung der Beteilig- 
ten (wie beim Gros der Todesschüsse) noch aus der quasi-individuellen 
Radikalisierung institutioneller Feindbilder (wie häufig bei Übergriffen) 
resultiert, sondern als kalkulierte Polizeistrategie eingesetzt wird, ereig- 
net sich in präventiven Kontexten. Besonders deutlich wird dies an den 
neueren Methoden zur Polizierung sozialen Protests: Zugangskontrol- 
len, Aufenthaltsverbote, Sicherheits- oder Unterbindungsgewahrsam, 
selbst sog. „Gefährderansprachen“ sollen vorausschauend (eben präven- 
tiv) möglichen Gewalteinsatz überflüssig machen:'” Wer an bestimmten 
Orten nicht erscheint/erscheinen kann, der kann auch nicht zum Anlass 
polizeilicher Gewaltanwendung werden. Der präventive Ansatz ist nicht 
weniger repressiv als der reaktive, aber er sucht die Anwendung physi- 
scher Gewalt dadurch zu verhindern, dass die Sanktionsgewalt des 
Staatsapparates ins Spiel gebracht wird. 

Noch nie waren die „eiserne und die samtene Faust des Staates“ 
Widersprüche. In modernen Gesellschaften nehmen jedoch die ver- 
meintlich sanfteren Formen staatlicher Herrschaftssicherung zu. Die 
Sammlung personenbezogener Daten, die Überwachung von Kommuni- 
kation und Mobilität, die elektronischen Protokolle des Informations-, 
Konsum- und Freizeitverhaltens liefern die Informationsbasis für eine 
Sicherheitsstrategie, die auf frühzeitiges Entdecken, auf die Identifikati- 
on von Risikopopulationen, -personen und -situationen setzt.'” Es ent- 
spräche einer totalitären Vision, durch eine solche präventive Durch- 
dringung der Gesellschaft Gewalt verhindern zu wollen. Aber sie gibt die 
Richtung an, wie sich staatliche Gewalt zunehmend ausdrückt. Neben 
dem blutenden Demonstranten oder dem in Handschellen abgeführten 
PKW-Dieb, steht die Überwachung des Smartphones, der V-Mann in der 
Bürgerinitiative oder die Drohne über dem Ort des Geschehens. Ob eine 
solche Strategie der vorauseilenden Kontrolle zu weniger physischer 


17 am Beispiel rechtsextremer Szenen: Kant, M.; Pütter, N.: Polizei gegen Rechtsextreme. 
Verfolgen, Kontrollieren, Szenen verunsichern, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 68 
(1/2001), S. 36-49 

18 s. Pütter, N.: Prävention. Spielarten und Abgründe einer populären Überzeugung, in: 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP 86 (1/2007), S. 3-15 
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Gewalt führt, ist offen. Sie führt in jedem Fall dazu, dass der staatliche 
Zugriff auf die Gesellschaft fester wird. Fast überflüssig scheint der 
Hinweis, dass jene weichen Formen der Kontrolle ihre Verbindlichkeit 
daraus beziehen, dass am Ende das staatliche Sanktionensystem steht, 
deren operative Spitze die Polizei bildet. 


Netzwerke der Gewalt 


Polizeiliche Gewalt bliebe unzureichend gewürdigt, wenn die Beziehun- 
gen zu anderen Agenturen der Gewalt nicht beachtet würden. Zunächst 
betrifft das die Beziehung zum Militär. Auch die Polizeientwicklung in 
Deutschland ist - ähnlich wie die in anderen Ländern - mit dem Begriff 
der Militarisierung beschrieben worden: Die Polizei, historisch aus dem 
Militär entstanden und - zumal in Deutschland - stark von ihm geprägt, 
nähere sich (wieder) militärischer Logik an. Die bereits angeführten Ar- 
gumente zur Polizeientwicklung in der Bundesrepublik machen diese 
Bewertung nicht plausibel.'” Die deutschen Polizeien sind seit Ende der 
1960er Jahr deutlich entmilitarisiert worden. Auch heute ist die militäri- 
sche Herkunft erkennbar; etwa in der hierarchischen Organisation oder 
in dem, was man Korpsgeist nennt. Gleichwohl sind die deutschen Poli- 
zeien kein Militär, und dass sie sich im Inland in diese Richtung beweg- 
ten, ist nicht absehbar. 

Zwei Aspekte sprechen jedoch gegen eine zu eindeutige Zweiteilung 
in Polizei und Militär. Zum einen hat die Tätigkeit der Bundeswehr im 
Innern in den vergangenen Jahren zugenommen.” Zwar ist sie erheblich 
hinter dem Geforderten zurückgeblieben; bekanntlich musste das Ver- 
fassungsgericht die Befugnis zum Abschuss von Passagierflugzeugen 
stoppen. Aber die Bundeswehr ist zu einem Mitspieler auf dem Feld In- 
nerer Sicherheit geworden. Das geschieht auf unterschiedlichen Wegen, 
etwa indem öffentliche Plätze, auf denen Gelöbnisse stattfinden, zum 
militärischen Sicherheitsbereich erklärt werden, indem - wie jährlich bei 
der Münchener Sicherheitskonferenz — Sicherungsaufgaben aus dem 
Auftrag der Bundeswehr abgeleitet werden oder - man denke an den G8- 


19 s. die frühe Debatte der CILIP-Redaktion mit Alf Lüdtke: Lüdtke, A.: „Sanfte“ und 
„nackte“ Gewalt des Staates. Zur Frage des „Militärischen“ im polizeilichen Handeln, in: 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP 7 (1980), S. 16-18 sowie: Masse macht noch kein Militär. 
Zur Kritik an Alf Lüdtke, ebd., S. 18-21 und dessen Entgegnung: Lüdtke, A.: „Sanfte“ 
und „nackte“ Gewalt der Polizei (II), in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 8 (1981), S. 5-7 

20 s. Pütter, N.: Im Feld der Inneren Sicherheit. Über den Vormarsch der Bundeswehr in 
der Heimat, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 90 (2/2008), S. 32-43 
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Gipfel in Heiligendamm 2007 - indem das, was die Bundeswehr tut, als 
technische Amtshilfe deklariert wird. Bislang wendet die Bundeswehr 
nur in Ausnahmefällen selbst physische Gewalt gegen Personen an, die 
ihr nicht angehören. Aber die Amtshilfen entfalten mitunter im unmit- 
telbaren polizeilichen Einsatz Wirkung: Wenn Tornados die Protest- 
camps rund um Heiligendamm überfliegen und fotografieren, wenn Po- 
lizistInnen von der Bundeswehr zum Einsatzort transportiert werden, 
dann legen zwar Soldaten nicht direkt Hand an, aber das einschüchtern- 
de „showing force“ über den Köpfen der Demonstrierenden, die Weiter- 
gabe von Daten zur Erstellung von Lagebild und Einsatzkonzeption, die 
Überwindung von Blockaden etc. verstärken die polizeilichen Optionen. 
Zum anderen neigen sich die Zeiten dem Ende entgegen, in denen 
die deutsche Polizei allein in Deutschland operativ tätig wurde.”' Der 
neue globale Interventionismus führt dazu, dass international die Gren- 
zen zwischen polizeilichen und militärischen Zuständigkeiten und Tä- 
tigkeiten verwischen. Die Bildung des Europäischen Gendarmerie- 
Korps” ist deutliches Indiz dieser Entwicklung. Noch ist Deutschland an 
dieser Einheit nicht beteiligt; aber erste Ansätze im Bereich der Bundes- 
polizei sind vorhanden, spezialisierte Auslandskontingente zu schaffen.” 
Einsätze in (Post-)Bürgerkriegen verlangen aber nach anderen Organisa- 
tionsformen, Einsatztaktiken, Bewaffnung etc. Es wäre naiv zu glauben, 
dass diese Entwicklung auf mittlere Sicht keine Rückwirkung auf das 
Selbstverständnis und die Tätigkeit der Polizei im Innern haben wird. 


Zivilisierend, stabilisierend? 


Die Gewalt der Polizei steht nicht nur im Kontext mit dem Militär, son- 
dern auch mit jenen Instanzen der alltäglichen Ordnungs- und Siche- 
rungswahrung, die im vergangenen Jahrzehnt eine Renaissance in 
Deutschland erlebt haben.”* Zwar haben diese Hilfspolizeien (Freiwillige 
Polizeidienste, lokale Ordnungspolizeien) in der Regel nur beschränkte 
Befugnisse zur Gewaltanwendung, aber sie erweitern das Spektrum, in 


21 s. Stolle, St.: Weltweite Ordnungshüter. Auslandseinsätze der deutschen Polizei, in: 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP 75 (2/2003), S. 28-31 

22 s. Busch, H.: Gendarmerie für Auslandseinsätze, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 79 
(3/2004), S. 85 

23 s. Maurer, A.: Entgrenzung der Bundespolizei. Nicht nur eine Organisationsreform, in: 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP 90 (2/2008), S. 21-31 

24 s. Pütter, N.; Kant, M.: Ehrenamtliche PolizeihelferInnen. Polizeidienste, Sicherheits- 
wachten und Sicherheitspartner, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 66 (2/2000), S. 16-30 
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dem die Summe staatlicher Instanzen kontrollierend eingreift, nach un- 
ten. Sie sollen die Polizei einerseits entlasten, von der Beschäftigung mit 
den kleinen Rechtsverstößen und Ärgernissen des Alltags, andererseits 
die Spezialisten mit den hoheitlichen Gewaltbefugnissen dann schnell 
herbeiholen, wenn es geboten scheint. Befreiung von Tätigkeiten und 
gezieltes Einsetzen —- so das Kalkül - sollen die Effektivität der Polizei 
erhöhen. Das bedeutet im Ergebnis jedoch nicht weniger polizeiliche 
Gewalt, sondern generalisiert die Drohung mit ihr. 

Seit der frühen Neuzeit wird der moderne Staat zuvörderst durch 
seine friedensstiftende Funktion legitimiert. Heute wissen wir, dass die 
größten Verbrechen der Menschheit durch und im Auftrag von Staaten 
begangen wurden. Bereits dies sollte den Glauben an den Staat als Frie- 
densbringer erschüttern. Die Idee des Gewaltmonopols, d.h. die Vorstel- 
lung, dass alle Gesellschaftsmitglieder ihre Fähigkeit zur Anwendung phy- 
sischer Gewalt an eine Instanz abtreten, begrenzt dessen Wirkung. Denn 
in diesem Modell wird Gewalt keineswegs abgeschafft, sondern sie wird in 
einer Instanz (dem Staat) derart zusammengefasst, dass auch alle diejeni- 
gen, die sich ihr nicht freiwillig unterwerfen wollen, mit Gewalt dazu ge- 
bracht werden können. Der moderne Staat fußt auf Gewalt; seine Praxis 
befestigt das Prinzip gewalthafter Konfliktlösung. An diesem Sachverhalt 
ändern die alltäglichen Erfahrungen nichts, dass die Polizei bedrohten 
BürgerInnen willkommen ist, dass die Opfer dankbar sind, wenn die 
Staatsmacht ihnen hilft, dass auch PolizeikritikerInnen die Schutzfunktion 
der/durch die Polizei einklagen. Derartiges belegt vielmehr, wie sehr sich 
die Praxis autoritativer Lösungen und die Unfriedlichkeit bürgerlichen 
Zusammenlebens bis tief in die Personen eingegraben hat. 

Zudem ist staatliche, polizeiliche Gewalt ein zu vielschichtiges 
Problem, als dass man ihr durch Verweise auf ihre konfliktschlichtende 
Bedeutung gerecht werden könnte. Jenseits des Hinweises auf die Praxis 
von PolizistInnen und die offizielle Lehre sind mindestens zwei Diffe- 
renzierungen angebracht: Erstens sind Kosten und Nutzen von Polizei- 
gewalt sozial unterschiedlich verteilt. Die Nutznießer staatlicher Gewalt 
befinden sich in der Mitte der Gesellschaft, bei den rechtlich und sozial 
Angepassten. Eingesetzt wird sie aber nicht nur gegen diejenigen, die 
gegen Gesetze verstoßen - wobei selbst hier zu fragen ist, welche 
Rechtsgüter es sind, die durch die Gesetze geschützt werden -, sondern 
gegen die am sozialen Rand der Gesellschaft: MigrantInnen (Abschie- 
bungen), Obdachlose („Verbringungsgewahrsam“), lokale Jugendkultu- 
ren (Aufenthaltsverbote) etc. 
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Zweitens erschöpft sich (die Drohung mit) Polizeigewalt nicht im bür- 
gerlichen Alltag, sondern betrifft maßgeblich auch den politischen und 
sozialen Protest. Sie leistet damit einen erheblichen Beitrag zur Stabilität 
von Staat und Gesellschaft. Mit Gewalt werden politische Entscheidun- 
gen gegen Widerstände durchgesetzt, mit Gewalt werden Proteste 
gebrochen, mit Gewalt werden die ungleiche Verteilung von Einfluss, 
Macht und Besitz verteidigt. Zugespitzt formuliert: Mit Polizeigewalt 
werden jene Verhältnisse aufrecht erhalten, in denen systematisch Situa- 
tionen produziert werden, die den alltäglichen Polizeieinsatz als Segen 
aus Sicht der BürgerInnen erscheinen lassen. 

Die Wandlungen der bundesdeutschen Polizei in den vergangenen 
Jahrzehnten haben dazu beigetragen, das staatliche Gewaltpotential den 
sich ändernden gesellschaftlichen und politischen Bedingungen anzu- 
passen. Das Spektrum der Gewaltformen ist erweitert, die Instrumente 
sind differenzierter, die Einsatzkonzepte sind flexibler, die strategische 
Verknüpfung zu nicht gewalthaften und präventiven Maßnahmen ist 
dichter und die Arbeitsteilung mit anderen Sicherheitsagenturen ist en- 
ger geworden. Deutlich ist das Bestreben, Dominanz in allen Konstella- 
tionen behaupten zu können: vom Taser gegen Lebensmüde und geistig 
Verwirrte bis zum massiven Wasserwerfereinsatz gegen Demonstrieren- 
de, vom präventiven Hausbesuch bis zur Videoüberwachung von Straßen 
und Plätzen. Auch diesen nicht im Wortsinne handfesten staatlichen 
Tätigkeiten unterliegt die legale und legitimierte Gewalthaftigkeit der 
Institution Polizei. Die Verfeinerung ihrer Mittel auf der einen, ihre 
rechtliche Einhegung auf der anderen Seite, können diesen grundlegen- 
den Sachverhalt nicht ändern. So sehr sich alle daran gewöhnt haben 
(müssen), dass es eine Einrichtung wie die der Polizei angeblich geben 
muss, so deutlich muss auch sein, dass ihre institutionelle Logik einer 
demokratischen Gesellschaft im Wege steht. 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


(K)ein Grund zur Panik? 


Staatliche Überwachung und bürgerrechtliche Kritik 
Interview mit drei unabhängigen Datenschützern 


Seit die ersten Mainframe-Computer in den 70er Jahren im Rechen- 
zentrum des Bundeskriminalamtes in Betrieb gingen, hat der in- 
formationstechnische Fortschritt die Polizeiarbeit revolutioniert. 
Atemlos eilen Recht und Datenschutz dem wachsenden Potenzial 
zur unkontrollierten Überwachung hinterher. Was sich verändert 
hat, welche Gefahren sich daraus ergeben und wie die Chancen 
stehen, die Entwicklung bürgerrechtlich einzuhegen, diskutierten 
Markus Dengel, Sönke Hilbrans und Constanze Kurz. Die Fragen 
stellte Eric Töpfer. 


Vor einigen Jahren schrieb der US-amerikanische Soziologe Gary Marx, 
dass sich die Formen der Überwachung unbestreitbar verändert haben. 
Unklar sei aber, so Marx, ob sich damit auch das Verhältnis von persönli- 
chen Informationen, die gegen den Willen der Betroffenen gesammelt wer- 
den, zuungunsten der freiwillig preisgegebenen Informationen verschoben 
habe. Befinden wir uns angesichts des wachsenden Arsenals neuer polizei- 
licher und geheimdienstlicher Überwachungsmethoden und Datensamm- 
lungen wirklich auf dem Weg in den „Überwachungsstaat‘? Oder sind 
solche Warnungen Alarmismus, die letztlich die Glaubwürdigkeit bürger- 
rechtlicher Kritik untergraben? 


Markus Dengel: Der Begriff der „Freiwilligkeit“ ist bei moderner Da- 
tenerfassung keine hilfreiche Kategorie; für Einzelne stellt sich bei jeder 
Datenerfassung immer die Frage, welche Sanktionen eine Verweigerung 
nach sich zieht. Will mensch kein biometrisches Foto an die Polizei 
geben, ist die Konsequenz ein Leben ohne behördliche Meldung. Die 
Weigerung, Bewegungs- und Kommunikationsprofile bereitzustellen, 
resultiert in sehr weitgehenden Einschränkungen in den Kommunikati- 
onsmöglichkeiten. Wer die Fingerabdrücke nicht erfassen lassen will, 
darf keinen Pass brauchen, wer nicht über Wochen hinweg Videoauf- 


30 


zeichnungen von sich in irgendwelchen Rechnern liegen haben will, 
muss Bahnhöfe und vergleichbare Plätze meiden. Die Weigerung, an 
einem „freiwilligen“ DNA-Massenscreening teilzunehmen, mag schließ- 
lich ganz ohne Konsequenzen bleiben - oder auch nicht. Was davon ist 
freiwillig, welche Daten werden dann „freiwillig“ abgegeben? 

Die in den Beispielen gegebenen Kategorien zeigen jedenfalls: Der 
Staat greift auf immer vielfältigere Datenquellen zu, und Menschen kön- 
nen ihr Verhalten anpassen, um auf die wachsende Überwachung zu 
reagieren. Viele tun das. Wie viele das sein müssen und wie intensiv die 
Verhaltensänderungen sein müssen, um das Prädikat „Überwachungs- 
staat“ zu rechtfertigen, ist eine Frage der Perspektive. Aus Sicht der 
praktischen Rechtshilfe würde ich die Schwelle klar überschritten sehen. 
Sönke Hilbrans: Überwachungstechnologien und -kapazitäten wachsen 
in der modernen Welt schneller, als die Freiräume der Einzelnen wach- 
sen. Von daher nimmt Überwachung relativ - und real - zu. Das bedeu- 
tet nicht automatisch, dass auch Repression zunimmt, sondern es steigt 
vor allem das Repressionsrisiko. Und: es gibt keine trennscharfe Defini- 
tion des „Überwachungsstaates“. Von einem insgesamt totalitären Sys- 
tem, in dem Freiheitsräume wegen des bestehenden Überwachungs- 
drucks zerquetscht zu werden drohen, können wir wohl im Moment 
nicht sprechen. Das kann sich freilich ändern, wenn nicht nur die Infor- 
mationskapazitäten, sondern auch die Repressionskapazitäten zuneh- 
men. Bis dahin leben nicht wir alle im Überwachungsstaat, aber manche 
Gruppen und Individuen - insbesondere die Zielpersonen von Überwa- 
chungsmaßnahmen - in einer lokalen Überwachungsblase. 

Daraus folgt übrigens nicht viel für die Glaubwürdigkeit von bürger- 
rechtlicher Kritik. Diese ist als politische Kritik nicht allzu eng an die 
Überwachungsrealität angekoppelt. Kleine Manipulationen am Überwa- 
chungsgetriebe können politisch große Wellen schlagen, wenn sie die 
Grenzwerte des politisch Erträglichen erreichen (wie zum Beispiel eine 
Anti-Terror-Datei). Es geht bei den Bürgerrechten nicht nur um eine 
fachlich zu bestimmende Überwachungsbilanz, sondern auch um gefühl- 
ten Überwachungsdruck. 


CILIP-Redakteur Fredrik Roggan diagnostizierte angesichts der permanen- 
ten Ausweitung polizeilicher und geheimdienstlicher Befugnisse vor mehr 
als zehn Jahren, dass die Bundesrepublik „auf dem legalen Weg in den 
Polizeistaat“ sei. Allerdings bleibt es eine empirische Frage, ob die neuen 
Befugnisse auch tatsächlich regelmäßig in Anschlag gebracht werden. Bei 
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ihrer Einführung heftig umstrittene Instrumente wie die Online-Durch- 
suchungen oder der Große Lauschangriffe werden aber relativ wenig prakti- 
ziert. Können sie also vernachlässigt werden, und muss die Aufmerksamkeit 
nicht vielmehr auf den Überwachungspraktiken liegen, die massenhaft an- 
gewandt werden, aber noch nie sonderlich kontrovers waren, wie z.B. die 
DNA-Analyse? 


Markus Dengel: Staatliche Einbrüche in Computersysteme und auch 
der Große Lauschangriff verdienten die Aufmerksamkeit, weil sie Kul- 
turbrüche waren. In beiden Fällen betrat der Staat in gewissem Sinn 
Neuland. Zunächst insofern als die Polizei weitere Schritte zum Ge- 
heimdienst machte. Dass unterdessen die Erfassung biometrischer Da- 
ten (Bilder und Fingerabdrücke) durch das Melde- und Passrecht fast 
undiskutiert durchsegelte, dass die Schaffung und Nutzung der Tele- 
kommunikations-Datenhalden über Jahre hinweg fast unbeobachtet 
stattfand, dass die Zusammenführung zahlreicher Datenbestände im 
Rahmen des Zensus im letzten Jahr keinen messbaren Protest auslöste; 
all das und mehr ist bedauerlich. Es illustriert aber auch, dass Protest 
nicht planbar ist. Es ist letztlich etwas müßig, darüber nachzudenken, 
wogegen mensch den Protest gerne sehen würde. 

Was planbar ist: Die Instrumentalisierung von Empörung durch den 

Sicherheitsapparat. Die DNA-Nutzung hat sicher auch deshalb relativ 
wenig Widerstand gefunden, weil das allgemeine Gefühl ist, sie betreffe 
ja nur Kinderschänder und Vergewaltiger, und für die könne ja niemand 
ernsthaft Menschenrechte einfordern. „Universalität von Menschenrech- 
ten“ ist insofern auch zwischen Proteststürmen ein gutes Thema, wenn 
es um die Abwehr künftiger Angriffe geht - ein ebenso gutes wie die 
Vermittlung der Realität des Einsatzes des Überwachungsapparats gegen 
Ladendiebe und Democlowns. 
Constanze Kurz: Angesichts der Menge neuer Überwachungstechnolo- 
gien, die in den beiden letzten Dekaden erheblich verbessert und weiter- 
entwickelt wurden und zur Anwendung kamen, scheint der Protest 
dagegen tatsächlich reichlich selektiv. Das wird vor allem deutlich, wenn 
man potentiellen Nutzen und Gefahren abwägt, die sich mit einzelnen 
Praktiken verbinden. 

Ein Beispiel: Die standardmäßige Biometrie- und Körpermerkmal- 
vermessung in abgleichbaren digitalen Formaten, die mit der Einführung 
der biometrischen Pässe ihren Beginn nahm und ab November 2011 
faktisch auf alle Bundesbürger ausgeweitet wurde, die einen Pass, Aus- 
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weis oder eine Aufenthaltskarte besitzen, hat kaum nennenswerte Pro- 
teste ausgelöst. Obgleich schon die Begründungen für die Einführung 
rationalen Kriterien nicht standhalten und ein Heidengeld dabei verbra- 
ten wird, blieb vor allem der Aspekt, dass es sich um eine invasive Über- 
wachungstechnologie handelt, fast unbetrachtet. In diesem Jahr kam 
nun heraus, dass die Wirtschaftsunternehmen, die besonders von der 
Einführung der Pässe und Ausweise profitiert haben, längst eine Aus- 
weitung der Körpermerkmale auf DNA-Daten in den Ausweispapieren 
erforschen und testen. 

Sönke Hilbrans: Wenn jemand Zeit und Ressourcen hat, sich empirisch 
den alltäglicheren Überwachungspraktiken zuzuwenden, bitte schön! 
Die Orientierung an Gesetzgebung und dort an spektakulären Novitäten 
hat jedenfalls zu bahnbrechenden Gerichtsentscheidungen und der Ent- 
wicklung neuer rechtlicher Instrumente geführt und die Praxis auch bei 
Eingriffen mit regelmäßig geringerer Eingriffstiefe sensibler gemacht. 
Natürlich gibt es viel zu tun, auf dem falschen Dampfer ist die bürger- 
rechtliche Kritik aber nicht. 


Polizei und Geheimdienste sind längst nicht die einzigen Datensammler. Im 
staatlichen Bereich müssen sich Menschen bei Sozial- und Arbeitsämtern 
regelmäßig „gläsern“ machen - von den Ausländer- und Asylbehörden ganz 
zu schweigen. Auch die Privatwirtschaft erhebt umfangreich Daten. Was ist 
also das Besondere an der Datensammelei durch Polizei und Dienste und in 
welchem Verhältnis steht sie zu den Massen von Informationen in anderen 
staatlichen und gesellschaftlichen Bereichen, die sie mitunter — wie Versi- 
cherungen — bedienen oder — wie Banken, Fluggesellschaften und Tele- 
kommunikationsanbieter - abschöpfen? 


Constanze Kurz: Im Bereich der Polizeien und der Dienste wird ein 
großer Teil der festgehaltenen Daten ohne Wissen des Betroffenen erho- 
ben. Während man üblicherweise in Ämtern und Behörden darüber 
Kenntnis erlangt, dass und welche Informationen gesammelt werden, 
und auch in der Wirtschaft der Datengeber regelmäßig wenigstens in- 
formiert ist, dass und zu welchen Zwecken was gespeichert oder weiter- 
gegeben wird, bleibt bei Ermittlungen die Existenz einer Datensamm- 
lung und im geheimdienstlichen Bereich auch deren Inhalt meist verbor- 
gen. 

Polizei und Dienste nutzen jedoch privatwirtschaftliche und behörd- 
liche Informationssammlungen routinemäßig, insbesondere wenn Daten 
über alltägliche Verhaltensweisen und Telekommunikation ermittelt 
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werden. Typisch sind etwa der Einbezug der Bankdaten der Betroffenen, 
aber auch das gesetzliche Auslagern von Ermittlungen im Bankbereich 
(beispielsweise bei der Geldwäsche). Auch die noch immer geforderte 
Speicherung von Telekommunikationsverbindungsdaten (Vorratsdaten- 
speicherung) fiele in diese Kategorie. 

Markus Dengel: Und es macht eben doch einen Unterschied, ob Kom- 
munikations- oder Konsumprofile nur in den Business Intelligence-Clus- 
tern umhergeschoben werden oder ob die Polizei sie hat: Weder Google 
noch die Deutsche Bank werden so bald eine Hausdurchsuchung anbe- 
raumen, und beiden ist meist egal, wie ihr Kunde zur Bundeswehr oder 
zu Naziaufmärschen in Dresden steht. Die Polizei hingegen interessiert 
sich da brennend, und sie rockert dann auch mal durch Wohnungen und 
Zentren. Geheimdienste tun das zwar nicht, aber nicht nur die gerade 
jetzt 40-jährige Geschichte der Berufsverbote in der BRD zeigt deutlich, 
dass auch diese erhebliche Eingriffsmöglichkeiten haben. Das macht die 
im Normalfall „rein privaten“ Daten nicht viel besser: Sie sind norma- 
lerweise nur einen Schritt von der Sicherstellung durch die Repressions- 
behörden weg - man denke nur an die Kassendaten der OBI-Märkte in 
Sachsen, die plötzlich in „Terror“-Ermittlungen auftauchen. 

Constanze Kurz: Es ist absehbar, dass sich die Polizeien und Dienste in 
Zukunft vermehrt an behördlichen und privaten Datensammlungen 
gütlich tun werden. Ursache hierfür ist vor allem die Aktualität der Da- 
ten, aber auch Effizienzbetrachtungen bei Ermittlungen. 


Die Polizei hat massiv an Mitteln und Methoden der Informationssammlung 
und -auswertung zugelegt. Trotzdem schien es lange Zeit so, dass die Visi- 
on des ehemaligen BKA-Chefs Horst Herold von einer umfassenden polizei- 
lichen Informationsverarbeitung als Basis universeller Kriminalprävention 
vorbei sind und sich stattdessen mit Konzepten des „intelligence-led“ oder 
„problem-orientied policing“ eher schmalspurige Varianten der letztlich auf 
Repression setzenden Kriminalkontrolle durchgesetzt haben. Was taugen 
die IT-gestützten Analysen wirklich? Sind die Kriterien beispielsweise des 
Staatsschutzes - Personen, Institutionen, Orte, Sachen - nicht eher altba- 
cken? Oder droht in Zeiten von „Big Data“ die Renaissance von Herolds 
Visionen? 


Markus Dengel: Das Versagen aller Rasterfahndungen seit den ersten 
Erfolgen unter Herold oder auch das Faktum, dass die „Data Mining- 
Anwendung“ ViCLAS zu den NSU-Morden nichts nützliches ausge- 
spuckt hat, mögen Hinweise sein, dass all die großen Konzepte zur Poli- 
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zeiinformatik mehr mit Budgets als mit Brauchbarkeit zu tun haben. 
Letztlich spielt das aber keine Rolle, denn erstens hilft das panoptische 
Prinzip, die allgemeine Wahrnehmung einer Polizei, die „eh schon alles 
hat“, und zweitens spielen theoretische Ansätze ohnehin keine Rolle, 
wenn man über Biometrie und Bewegungsprofile einfach die Unschulds- 
vermutung umkehren kann. In diesem Meer von Daten reicht die Sorte 
eher schlichtes Denken, die gerne als „kriminalistische Erfahrung“ in 
Stellung gebracht wird. 

Constanze Kurz: Bei den Datensammlungen ist vor allem an die Stö- 
rerdateien, die derzeit in Karlsruhe angegriffene Anti-Terror-Datei und 
insgesamt an die polizeilichen und geheimdienstlichen Informationssys- 
teme INPOL und NADIS zu denken. Dazu sind heute Computer mit 
ausreichender Rechenleistung und adäquaten Auswertungsalgorithmen 
zugänglich und preiswert, die das Erkennen von Beziehungsgeflechten, 
Informationsflüssen in sozialen Gefügen, Absichten und Gewohnheiten 
aus solchen Sammlungen vereinfachen. Die Visionen von Horst Herold, 
nämlich die „abseitigen, abweichenden Verhaltensweisen in der Gesell- 
schaft forschend zu durchdringen“ sind jedoch nur partiell Wirklichkeit 
geworden, denn das Durchkämmen der Bestände findet bisher nicht in 
umfassender Weise auf die gesamte Gesellschaft bezogen statt. 

Markus Dengel: ...und das, weniger die Kontrolle der Datensammlung 
selbst, dürfte als Erfolg bürgerlichen Datenschutzes durchgehen. Um so 
schlimmer natürlich, wenn dann große Record-Linking-Kampagnen wie 
der Zensus 2011 mal eben so durchsegeln. 

Sönke Hilbrans: Wir stehen erst am Anfang einer Entwicklung. Ge- 
genwärtig fluten die nicht-staatlichen Datenbestände an wie nie zuvor, 
und es werden die rechtlichen und physischen Schnittstellen zu den 
Behörden erst erprobt. Fortschritte macht sicherlich die Telekommuni- 
kationsverkehrsdatenanalyse. Von der gleichsam mitlaufenden Auswer- 
tung des Datenaufkommens der Gesellschaft zu behördlichen Zwecken 
sind wir technisch noch ein gutes Stück entfernt, nur liegt das nicht am 
altbackenen behördlichen Sprachgebrauch. Vielmehr wird das verfas- 
sungs- und bürgerrechtliche Denken in der Kategorie des Personenbe- 
zugs von der Realität des Dataminings überholt. Darin liegt eine 
gefährliche Entwicklung, die den Schutz von Freiheitsräumen aushöhlen 
kann. Es sieht nicht aus wie ein Zufall, dass mit den aktuellen Vorschlä- 
gen der EU-Kommission zur zukünftigen Definition des persönlichen 
Datums - jedenfalls vom deutschen Standpunkt aus - eine Relativierung 
des Datenschutzes droht. 
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So falsch der Spruch „Wer nichts zu verbergen hat ...“ ist, tatsächlich hat, 
wer angepasst und im relativen Wohlstand lebt, nur selten etwas zu be- 
fürchten. Wen trifft die polizeilich/geheimdienstliche Informationserhebung 
und wie wirkt sie auf die — wirklich - Betroffenen? 


Markus Dengel: Ich würde behaupten, dass kaum jemand wirklich an 
das „wer nichts zu verbergen hat“ glaubt. In der einen oder anderen 
Weise passen alle ihr Verhalten an das von ihnen empfundene Ausmaß 
an Überwachung an, und insofern geht ein Überwachungsstaat an kei- 
nem seiner Bürger vorbei. Die üblichen Verdächtigen - also irgendwie 
„links“ engagierte Menschen - haben dabei natürlich Demonstrations- 
charakter. Wer im Bericht des Landesdatenschutzbeauftragten Baden- 
Württemberg liest, dass ein Azubi im öffentlichen Dienst gefeuert wur- 
de, nachdem die Polizei ihn bei einer Sicherheitskontrolle vor dem Be- 
such des Bundesverfassungsgerichts aus politischen Gründen zurück- 
gewiesen hat, wird sich mit wohligem Schauer freuen, dass die Polizei ja 
nichts über sie oder ihn selbst hat. Und dabei, gerade weil der Landesda- 
tenschutzbeauftragte das alles fast bereinigt hat, immer noch fühlen 
wird, der Rechtsstaat laufe doch prima. 

Sönke Hilbrans: Die Wirkung von Überwachung auf die real Betroffe- 
nen ist (ebenso wie die Wirkung auf Wahnbetroffene) eine Sache der 
individuellen Disposition. Es haben ja auch andere Übergriffe - von 
Schamlosigkeit und Unverschämtheiten über Ehrverletzungen bis hin zu 
schweren Straftaten - sehr unterschiedliche Folgen für das Weiterleben 
der Betroffenen. Die Fähigkeit, Frustrationen, Unsicherheit und Zumu- 
tungen auszuhalten, ist völlig unabhängig davon verteilt, ob die Betrof- 
fenen überhaupt und ggf. zu Recht Objekte von Überwachung geworden 
sind. 

Constanze Kurz: Ich lebe weitgehend angepasst und im relativen 
Wohlstand. Ihr glaubt gar nicht, was ich alles zu verbergen habe und 
was ich erst zu befürchten hätte, wenn das rauskäme. Aber mal Sarkas- 
mus beiseite: Ich halte die Unterscheidung in Betroffene und Nicht- 
Betroffene nicht für sinnvoll, denn Konformitätsdruck durch Repression 
und technische Präventiv-Überwachung trifft auf lange Sicht alle Teil- 
nehmer eines sozialen Gebildes. 


Technik wirkt bekanntlich nicht nur nach außen, sondern verändert auch die 
sie nutzenden Menschen und Organisationen. Was hat sich innerhalb der 
Polizei durch den dramatisch gewachsenen Einsatz von Informationstech- 
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nologie gewandelt? Wie haben sich die Institution Polizei, ihr Personal und 
die Polizeiarbeit verändert? 


Sönke Hilbrans: Das fragt Ihr natürlich besser die Polizisten. Technisie- 
rung verlangt tendenziell wohl einen höheren Ausbildungsstand und 
fördert intern die Technikspezialisten, potentiell wohl auch den Kosten- 
druck auf den Einzelnen. Aber auch eine technisierte Polizei kann eine 
demokratische Polizei sein. 

Markus Dengel: Was sich geändert hat, ist von außen schwer zu sagen, 
auch wenn die Routine, mit der offenbar Funkzellenabfragen im Ge- 
samtspektrum polizeilichen Handelns angesetzt werden, Böses ahnen 
lässt. Klar ist auf der anderen Seite, was sich ändern wird, je mehr Daten 
auf Vorrat bei der Polizei landen: global personalisierbare Fingerabdrü- 
cke, Bewegungsprofile,. DNA-Spuren, prädiktive Analytik, Kameraauf- 
zeichnungen und vielleicht noch ein paar Techniken mehr werden einen 
Satz Verdächtiger liefern, und wer nicht seine Unschuld beweisen kann, 
wird jedenfalls eine ordentliche Untersuchung abbekommen. Die Ver- 
fahren mit DNA-Massenscreening geben da schon einen Vorgeschmack. 


Was kann unter den geänderten Vorzeichen Datenschutz heute erreichen? 
Ist die Orientierung auf den Schutz der Privatsphäre oder gar nur noch ihres 
„Kernbereichs“ nicht der falsche Ansatzpunkt? Geht es nicht vielmehr dar- 
um, das Handeln in der Öffentlichkeit, bei der politischen Tätigkeit, bei un- 
seren sozialen Beziehungen zu schützen? 


Constanze Kurz: Konzepte des Datenschutzes wurden und werden von 
einer juristischen Perspektive aus entwickelt. Seit dem Volkszählungsur- 
teil und dem prägenden Begriff der informationellen Selbstbestimmung 
sowie dem Streit um den „Großen Lauschangriff“ und der Weiterent- 
wicklung der Idee eines unantastbaren „Kernbereiches der privaten Le- 
bensgestaltung“ durch die Karlsruher Richter haben sich allerdings mit 
den technischen Alltäglichkeiten andere Herausforderungen ergeben, 
denen der juristische Diskurs lange hinterherhinkte. Neben diesen neu- 
en technischen Gegebenheiten läuft auch die Kommerzialisierung von 
Daten in dem heute zu beobachtenden gewaltigen Ausmaß quer zu den 
typischen Datenschutzkonzepten, die als Abwehrrechte gegen den Staat 
konzipiert waren, nicht als Abwehrrechte gegen inländische, vor allem 
aber ausländische Unternehmen. Typische Standards des Datenschutzes, 
vor allem die Idee der Datensparsamkeit und der Zweckbindung, er- 
scheinen heute vielen als anachronistisch, auch deshalb, weil die Politik 
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viele Jahre lang den Datenmarkt ebenso „liberalisiert“ hat wie andere 
Märkte. 

Ich halte es nach wie vor für richtig, dass der „Kernbereich“ ganz be- 
sonders schützenswert ist, auch dass die großen Linien im Datenschutz 
an der Menschenwürde orientiert sind. Sie sollten aber neu interpretiert 
und für den kommerziellen Bereich erweitert werden. 

Was das politische Handeln betrifft, so wird der geneigte Aktivist 

auch in Zukunft nicht umhinkommen, sich gegen Repression zur Wehr 
zu setzen. Das heißt heute ganz praktisch: seine Kommunikation absi- 
chern und seine Daten schützen, aber auch dafür Sorge tragen, dass er 
sein Umfeld nicht durch eigene mangelnde Datenhygiene kompromit- 
tiert. 
Markus Dengel: Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist 
sicher zweischneidig. Einerseits erlaubte das Volkszählungsurteil das 
direkte Andocken des Datenschutzes an die Menschenwürde und damit 
an das ganz große Kaliber der Menschenrechte. Andererseits lenkt der 
Begriff des „Kernbereichs privater Lebensführung“ aber ab von den Be- 
denken, die das Gericht im Volkszählungsurteil völlig richtig formulier- 
te, dass nämlich unüberschaubare Überwachung politische Partizipation 
der Überwachten ersticken wird. Denn dafür ist es egal, ob die Polizei 
mein Klo verwanzt, aber höchst relevant, ob sie über Jahre Dossiers 
anlegt und verknüpft, bei welchen Demos ich war, mit welchen Men- 
schen ich in der Öffentlichkeit gesprochen habe, zu welchen Publikatio- 
nen ich beigetragen habe. 

In dem Sinn ist Hauptaufgabe des Datenschutzes aus meiner Sicht, 
im gesellschaftlichen Bewusstsein zu erhalten, dass Freiheitsrechte his- 
torisch gegen die Staatsgewalt durchgesetzt wurden, und dass sich der 
moderne Staat in der Hinsicht nicht wesentlich von seinen Vorgängern 
unterscheidet. Wie früher der Hofnarr, erbringen heute die diversen 
Beauftragen für Datenschutz für Herrscher wie Beherrschte eine wichti- 
ge Dienstleistung —- aber immer in der Logik der Machtausübung und 
ihrer Ausweitung. Die Staatsmacht zu beschränken oder in Bahnen zu 
leiten, die den Beherrschten vielleicht sogar (z.B. gegen die Akteure am 
Datenmarkt) nützen: Das können sie nicht leisten, das war Sache der 
Untertanen, und das wird sich so schnell nicht ändern. 

Sönke Hilbrans: Die Orientierung am personenbezogenen Datum ist 
nicht falsch und verfassungsrechtlich unumgänglich, aber die Entwick- 
lung darf nicht dabei stehen bleiben. Das Schutzgut des Datenschutzes 
ist fortzuentwickeln in Lebenslagen, in denen ein Personenbezug (noch) 
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nicht hergestellt wird (Beispiel: RFID-Tags, Geopositionsdaten von Ge- 
räten, Protokoll- und Logdaten in Netzwerken und von Services usw.) 
und in denen es keines Personenbezugs bedarf, um Einfluss auf indivi- 
duellen Freiheitsgebrauch zu nehmen (Beispiel: Übersichtsaufnahmen 
von Videokameras, Erfassung von Gruppen, Profiling). Dadurch ließe 
sich das autonome politische und soziale Handeln des Einzelnen in einer 
zunehmend von Manipulationstechniken mitbestimmten Welt erhalten. 


Was kann Datenschutzrecht noch bewirken, wenn die Politik regelmäßig die 
Grenzen verschiebt, wenn Recht keine Grenzen mehr setzt, sondern Zwe- 
cke definiert? 


Sönke Hilbrans: Dass der Datenschutz abgeschafft würde, kann ich 
nicht erkennen. Und eine Krise der Steuerung von komplexen Gesell- 
schaften durch Recht wird auch am Datenschutz nicht vorbeigehen. Wir 
müssen uns aber von der Vorstellung verabschieden, dass Datenschutz 
gleichsam ein Stoppschild für politisch oder bürgerrechtlich uner- 
wünschte Entwicklungen sein könnte. Wer immer gefordert hat, dass 
der Datenschutz populär werden solle, muss sich jetzt nicht wundern, 
dass er nicht mehr ein Zauberstab in der Hand einiger - im günstigen 
Fall wohlmeinender - Experten ist, sondern eins unter vielen auszuhan- 
delnden Interessen. 

Markus Dengel: Dabei war allerdings der Datenschutz in den vergange- 
nen zwanzig Jahren ein erstaunlich scharfes Schwert, nicht nur im Be- 
reich des Dammbaus im Repressionsbereich, sondern etwa auch für 
Personalräte im öffentlichen Dienst, die mit seiner Hilfe „über Bande“ 
teils erstaunliche Mitspracherechte erzwingen konnten. Dass die Zeiten 
vorbeigehen, in denen ein Rekurs auf „den Datenschutz“ tatsächliche 
Mobilisierung - ob auf der Straße gegen die Vorratsdatenspeicherung 
oder im Betrieb gegen kleinsträumige Zeiterfassung - recht weitgehend 
ersetzen konnte, das ist gut möglich. Die diversen Gegenseiten haben 
zweifellos aus ihren kleinen Niederlagen der Vergangenheit gelernt. 

Das Datenschutzrecht wird auch in Zukunft einen Ausgleich zwi- 
schen den verschiedenen Akteuren bewirken, deren widerstreitende 
Interessen hier aufeinandertreffen - z.B. Online-Verkäufer, deren Glaub- 
würdigkeit jedenfalls an der Wahrnehmung der Kunden hängt, ihr 
Rechner und das Netz seien nicht kompromittiert, versus Überwa- 
chungsapparat, der natürlich gerne in jedem Rechner und auf jedem 
Draht sitzen würde. Irgendwo dazwischen ist sicher auch Platz für Bür- 
gerrechtsgruppen, aber wahrscheinlich ist es für diese Zeit, eher wieder 
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die „Zwecke“ direkt anzugehen. Und das findet jedenfalls traditionell auf 
der Straße statt und allenfalls mal taktisch im Gerichtssaal. 


Wie lässt sich der Datenschutz repolitisieren? 


Markus Dengel: Wollen wir das überhaupt? Oder wollen wir nicht 
lieber die Gesellschaft insgesamt repolitisieren, und schon ohnehin das 
weite Feld zwischen Gefahrenprognose und Sicherungsverwahrung? 


Die Gesprächspartner 


Markus Dengel gehört zu den Betreibern der Website daten- 
schmutz.de, einer Sammlung von Informationen zu Datenbanken von 
Polizei und Geheimdiensten, die von Datenschutzinteressierten inner- 
halb der Roten Hilfe getragen wird. 

Sönke Hilbrans ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht in Berlin, 
Mitglied im Vorstand des Republikanischen Anwältinnen- und Anwälte- 
vereins (RAV) und der Deutschen Vereinigung für Datenschutz (DVD). 
Constanze Kurz ist Informatikerin und wissenschaftliche Projektleiterin 
am Forschungszentrum Kultur und Informatik der Hochschule für Tech- 
nik und Wirtschaft Berlin. Sie ist ehrenamtliche Sprecherin des Chaos 
Computer Clubs und Sachverständige der Enqu&te-Kommission „Inter- 
net und digitale Gesellschaft“ des Deutschen Bundestages. 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Schönwetter-Rechtsstaat? 


Recht, Bürgerrechte und Innere Sicherheit 
Nachfragen bei drei kritischen Juristen 


Seit über drei Jahrzehnten erlebt die BRD einen ständigen Ausbau 
der Befugnisse von Polizei und Geheimdiensten. Von Martin Kut- 
scha, Tobias Singelnstein und Frederik Rachor wollten wir wissen: 
Was treibt den Gesetzgeber und wie steht es um die Qualität des 
„Sicherheitsrechts“? Die Fragen stellte Fredrik Roggan. 


Das „Recht der Inneren Sicherheit“ hat seit den 70er Jahren eine rasante 
Entwicklung genommen. Kontrollstellenpragrafen und der „finale Ret- 
tungsschuss“ waren Gegenstand des ersten Musterentwurfs für ein ein- 
heitliches Polizeigesetz in den 70er Jahren. Die Legalisierung verdeckter 
Ermittlungsmethoden („Neue Methoden der Verbrechensbekämpfung“) 
begann in den 80ern im Polizeirecht und setzte sich danach in der Straf- 
prozessordnung fort. Neue technische Methoden und neue Zusammen- 
arbeitsformen im Innern (zwischen Polizei und Geheimdiensten) und 
nach außen (Schengen, Europol) kamen seither hinzu. An dieser Ent- 
wicklung waren nicht allein die Gesetzgeber auf verschiedenen Ebenen 
beteiligt, sondern auch die Verfassungsgerichte. Wichtige Entscheidun- 
gen, die in Intention und Tenor durchaus liberal-demokratischen Tradi- 
tionen folgten, haben der Staatsapparat-fixierten Sicherheitspolitik 
nichts Dauerhaftes entgegenstellen können. 

Angesichts dieser Entwicklung stellt sich die Frage nach der Qualität 
und Bedeutung des Rechts. Müssen wir uns von der Idee, Recht sei ein 
geeignetes Instrument, um staatliche Gewaltausübung zu begrenzen, 
verabschieden? Und: Bietet es noch Anknüpfungspunkte für eine an 
Bürgerrechten orientierte Kritik von Sicherheitspolitik und -praxis? 


Die Sicherheitsgesetzgebung trägt der Legislative immer wieder zwei Vor- 
würfe ein. Der eine: Sie schaffe Befugnisse auf Vorrat, sie betreibe eine 
„Vorwärtsverrechtlichung‘. Der andere: Sie vollziehe lediglich das nach, was 
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die Exekutive ohnehin bereits praktiziere -— „nachholende Legalisierung“. 
Stimmen diese Diagnosen oder lassen sich auch Felder, Themen, Rege- 
lungen finden, in denen ein rationaler Gestaltungswille des demokratischen 
Gesetzgebers mehr oder weniger deutlich zum Ausdruck kommt? 


Martin Kutscha: Wo es an einer rational-wissenschaftlichen und unvor- 
eingenommenen Analyse der realen Gefährdungen unserer Gesellschaft 
fehlt, mangelt es auch an einem Gesamtkonzept für eine an grundrecht- 
lichen Maßstäben orientierte Gesetzgebung im Bereich Innere Sicher- 
heit. Stattdessen wird unter der Parole, der Staat dürfe nicht „taub und 
blind“ gemacht werden - so Innenminister Friedrich auf der letzten 
BKA-Jahrestagung - Schritt für Schritt so ziemlich alles legalisiert, was 
an Überwachungsmethoden technisch möglich ist, teilweise erst nach- 
träglich und teilweise auch im Vorgriff auf künftige Praktiken: Die Hose 
wird eben „auf Zuwachs“ geschneidert. So lässt sich dem verunsicherten 
Publikum suggerieren, der treu sorgende Staat habe „das Böse“ - früher 
die Kommunisten, dann die RAF und die „organisierte Kriminalität“ und 
heute die „homegrown terrorists“ - fest im Griff. Selbst nach einem 
Fiasko wie den Serienmorden einer nazistischen Terrorzelle wird nach 
neuen Befugnissen und Dateien gerufen, anstatt die strukturellen Ursa- 
chen für das Versagen der „Sicherheitsbehörden“ aufzuklären. 

Tobias Singelnstein: Ich meine, dass sich in der Sicherheitsgesetzge- 
bung alle drei Modelle zeigen lassen, die zudem zusammenspielen, also 
nicht als Gegensätze verstanden werden sollten. Zum einen gibt es na- 
türlich Bereiche, in denen die Praxis von sich aus neue Maßnahmen ein- 
und durchzusetzen versucht, wie etwa bei der Online-Durchsuchung, 
und der Gesetzgeber erst nach den entsprechenden rechtspolitischen 
Debatten tätig wird. In der entgegengesetzten Richtung würde ich weni- 
ger von Befugnissen auf Vorrat sprechen, denn diese werden ja umge- 
hend eingesetzt. Hier kommt meines Erachtens eher zum Ausdruck, 
dass die Exekutive stets ein Interesse an der möglichst umfangreichen 
Ausgestaltung ihrer Befugnisse hat und diesem Verlangen auch in der 
Politik Geltung verschaffen kann. Und damit wären wir drittens beim 
rationalen Gestaltungswillen des Gesetzgebers, der natürlich nicht kon- 
zeptlos agiert, bei der Gesetzgebung aber durch eine Vielzahl von Ein- 
flüssen geprägt ist. Leider handelt es sich dabei sehr selten um Ergebnis- 
se wissenschaftlicher, insbesondere empirischer Forschung, sondern in 
der Regel um Wünsche aus dem Apparat, den Einfluss von Lobby- 
Gruppen und bestimmte Formen öffentlicher Debatten. Die Rationalität 
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des gesetzgeberischen Willens speist sich also nicht aus einer Evidenz- 
basierung, sondern aus politischer Opportunität. Schließlich findet die 
Möglichkeit des Gesetzgebers zur Gestaltung seine Grenze in der Praxis, 
die die Vorgaben des Gesetzgebers auf ihre Weise umsetzt. 

Frederik Rachor: Der Gestaltungswille des Gesetzgebers im Recht der 
inneren Sicherheit erscheint mir eher gering ausgeprägt. Die Materie ist 
gleichzeitig kompliziert und verfänglich, die Befassung mit ihr wird poli- 
tisch nicht prämiert. Sicherheitspolitik ist deshalb die Domäne der In- 
nenverwaltungen. Diese haben ein vitales Interesse an der Verrechtli- 
chung dessen, was sie für richtig halten, und sie behalten im Gesetzge- 
bungsverfahren auch meistens die Oberhand. Letzteres zeigt sich bei- 
spielsweise darin, dass ihre „Erfahrung“ und ihre „Erkenntnisse“ sich zu 
tatbestandlichen Eingriffsvoraussetzungen entwickelt haben. Typisch 
etwa die Schleierfahndungsregelung in $ 22 Abs. la des Bundespolizei- 
gesetzes. Wenn aber die Normativität der Polizeigesetze ausdrücklich 
unter den Vorbehalt der Normalität des Polizeialltags gestellt wird, kann 
man von gesetzgeberischem Gestaltungswillen kaum sprechen. Viel- 
leicht ließe sich unter dem Stichwort „Opferschutz“ - Stärkung der 
Stellung des Verletzten im Strafprozessrecht (z.B. Ausweitung der Ne- 
benklagebefugnis), im familiengerichtlichen Verfahren (Gewaltschutz), 
im Polizeirecht (z.B. Wohnungsverweisung), im Sozialrecht (Opferent- 
schädigung) - ein langfristiger Trend ausmachen, der maßgeblich auch 
durch einen gesetzgeberischen Gestaltungswillen geprägt worden ist. In 
ihm findet sich die Ausdifferenzierung der Grundrechtsfunktionen in 
Gestalt von - was letztlich die Sicherheitsbehörden stärkt - Schutzrech- 
ten. Gestaltungswillen ebenso wie Gestaltungskraft wünschte man dem 
Gesetzgeber jedenfalls mit Blick auf das Verhältnis zwischen Polizei 
(genauer: dem Staatsschutz) und Geheimdiensten. Warum jene mit 
geheimdienstlichen Methoden gegen politische Extremisten vorgehen 
und diese das organisierte Verbrechen beobachten dürfen, kann einem 
niemand mehr erklären. Die krisenhaften Erschütterungen dieses Jahres 
könnten die Gesetzgeber hier als Chance begreifen. Man muss aber kein 
Prophet sein um vorherzusagen, dass alles beim Alten bleibt. 


Häufig wird gerade im Sicherheitsrecht die Verwendung unbestimmter 
Rechtsbegriffe kritisiert. Sie sind einerseits unter dem Gesichtspunkt des 
Bestimmtheitsgebots grundsätzlich problematisch. Sind sie andererseits 
nicht auch unverzichtbar, um der Vielgestaltigkeit der zu regelnden Materien 
gerecht zu werden? Und werden sie nicht durch Anwendung der juristi- 
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schen Auslegungsmethodik von der Rechtsprechung ohnehin früher oder 
später hinreichend konkretisiert? 


Martin Kutscha: Da auch Rechtsbegriffe in ihrer Bedeutung niemals 
völlig eindeutig sind, wird es immer Auslegungsspielräume geben. 
Trotzdem ist größtmögliche Präzision gerade bei den Befugnisregelun- 
gen zu fordern. Der Ansatz des Bundesverfassungsgerichts ist durchaus 
richtig: Je belastender der Grundrechtseingriff für die Bürger ist, umso 
höher sind die Anforderungen an Tatbestandsbestimmtheit und Nor- 
menklarheit. Die Leistungsfähigkeit des Verhältnismäßigkeitsgrundsat- 
zes als Regulativ ist allerdings begrenzt. Besser sind eindeutige „Stopp- 
schilder“ für bestimmte Überwachungsmethoden, die mehr oder minder 
zwangsläufig in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eindringen 
und damit die verfassungsrechtlich absolut geschützte Menschenwürde 
verletzten. Leider ist die Rechtsprechung des Verfassungsgerichts inso- 
weit inkonsequent, weil sie auch solche Methoden wie z.B. die „Online- 
Durchsuchung“ oder die Vorratsdatenspeicherung zulässt und nur die 
Eingriffsbarrieren hierfür etwas höher hängt. Unter der Hand können 
dann besonders invasive Eingriffe, die nur im „Ausnahmefall“ zur Ver- 
fügung stehen sollen, zur sicherheitsbehördlichen Alltagspraxis werden 
- z.B., weil bestimmte elektronische Auswertungsverfahren immer billi- 
ger und einfacher werden. 

Tobias Singelnstein: Dem ist wenig hinzuzufügen. Rechtliche Rege- 
lungen sollten so bestimmt wie möglich sein; andererseits liegt es in der 
Natur der Sache, dass bei ihrer Anwendung auf den Einzelfall Ausle- 
gungs- und Bewertungsspielräume bestehen. Diese auszufüllen ist das 
tägliche Brot der Juristen. In welcher Weise es geschieht, ist im Prinzip 
Gegenstand und Ergebnis gesellschaftlicher Auseinandersetzungen. Ob 
etwa eine bestimmte neue Eingriffsmaßnahme unter eine bereits beste- 
hende Rechtsgrundlage gefasst werden kann oder nicht, ist Gegenstand 
rechtlicher Debatten. So war zum Beispiel lange umstritten, ob E-Mails 
und Verkehrsdaten einfach beschlagnahmt werden können. Ob sich 
dabei eine an den Grundrechten orientierte, enge Auslegung staatlicher 
Eingriffsbefugnisse oder eine von den Wünschen der Praxis geleitete 
Linie durchsetzt, ist nicht von vorneherein festgelegt. Insofern spiegeln 
sich hier mittelbar gesellschaftliche Debatten und politische Kräftever- 
hältnisse wider. 

Frederik Rachor: Das Ergebnis zweier Dekaden bereichsspezifischer 
und präziser Gesetzgebung kann man besichtigen, wenn man den Text 
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der StPO oder eines beliebigen Polizeigesetzes zur Hand nimmt. Dass 
beispielsweise die wortreichen Vorschriften über die Telekommunikati- 
onsüberwachung eine handlungsbegrenzende Funktion haben oder gar 
dem Einzelnen die Vorhersehbarkeit des Einschreitens ermöglichen, darf 
bezweifelt werden, wenn selbst der Bundesgerichtshof konstatiert, dass 
Teile dieser Regelungen sich als „derart fein abgestimmt“ darstellen, 
„dass die Übergänge notwendigerweise fließend und eindeutige - von 
den subjektiven Einschätzungen und Wertungen des zur Entscheidung 
Berufenen unabhängige - Grenzziehungen nicht möglich sind.“ Aus 
freiheitlich-rechtsstaatlicher Perspektive kann die stetige Ausdifferenzie- 
rung der Generalklauseln und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
durch Setzung positiven Rechts deshalb nicht per se als Errungenschaft 
betrachtet werden. Anders stellt sich die Sache aus Sicht der Verwaltung 
dar: Wenn, zugespitzt gesagt, das, was früher lediglich in Verwaltungs- 
vorschriften und Anwendungserlassen geregelt war, nunmehr Gesetzes- 
recht ist, verringert sich für die Verwaltung das Risiko, von den Gerich- 
ten, die bekanntermaßen an Gesetze, nicht aber an Verwaltungsvor- 
schriften gebunden sind, gerügt zu werden. Zu befürchten ist, dass da- 
mit die Mäßigung, die aus der Einsicht in ein solches Risiko resultiert, 
verloren geht. 


Ist ein Sicherheitsrecht mit „Bürgerrechts-Audit“ überhaupt vorstellbar und 
wenn ja, wie wäre es auszugestalten? Welches Verhältnis sollte bestehen 
zwischen politisch-gesellschaftlicher Demokratisierung, der institutionellen 
Ausprägung der öffentlichen Gewalt und dem Rechtssystem? 


Martin Kutscha: Prinzipiell sollten neue Befugnisse nicht eingeführt 
werden, ohne zuvor eine Evaluation der bisherigen Praxis durchgeführt 
zu haben - und zwar eine Evaluation, die ihren Namen verdient und 
nicht so angelegt ist, dass sich der Bock als bester Gärtner präsentieren 
kann. Im Übrigen ist die gesetzgeberische Forderung nach „Waffen- 
gleichheit mit dem Verbrechen“ schlicht totalitär, weil sie schlichtweg 
alles legitimieren könnte. In einem demokratischen Rechtsstaat muss es 
im Interesse der Bürgerfreiheit immer „Sicherheitslücken“ geben. Dass 
auch der Versuch einer Totalüberwachung letztlich scheitern muss, zeigt 
das historische Schicksal vieler Diktaturen. Die Schaffung immer weiter 
reichender Befugnisse für die Geheimdienste in Deutschland ist jeden- 
falls mit dem Anspruch eines demokratischen Regierungssystems nicht 
zu vereinbaren, weil Demokratie Öffentlichkeit und wirksame Kontrolle 
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staatlichen Handelns voraussetzt. Der heutige „Verfassungsschutz“ be- 
wirkt das Gegenteil von dem, was er verspricht, und dient nur als admi- 
nistratives Instrument zur Bekämpfung und Diskreditierung politisch 
unbequemer Oppositionskräfte. Zur „Bekämpfung des Rechtsextremis- 
mus“ ist er schlicht untauglich. Schon institutionell ist der Schutz der 
Verfassung bei einer solchen Behörde nicht in den besten Händen, weil 
der Staat ja gerade Adressat der begrenzenden Verfassungsregeln und 
der Grundrechte ist, sein Handeln hierdurch also gerade eingehegt wer- 
den soll. Oder gab es in den jährlichen „Verfassungsschutzberichten“ 
jemals Hinweise auf Verfassungsbrüche seitens der Regierung und Ver- 
waltung? Jedenfalls ist die Forderung nach Abschaffung des „Verfas- 
sungsschutzes“ nach wie vor berechtigt. 

Tobias Singelnstein: Aus einer pragmatischen bürgerrechtlichen Per- 
spektive würde ich Recht weniger in Kategorien von gut oder schlecht 
betrachten, sondern erst mal als gesellschaftliches Phänomen begreifen, 
innerhalb dessen sich wie gesagt Machteffekte zeigen und Kräfteverhält- 
nisse widerspiegeln. Recht stellt insofern eine Ressource dar, die man 
nutzen kann. Es handelt sich um ein Feld permanenter gesellschaftlicher 
Auseinandersetzung, auf dem die Positionen durch die Form des Rechts 
nur verfestigter sind als in anderen Bereichen. Daher sind verrechtlichte 
Positionen einerseits nicht unabänderlich und hinzunehmen. Anderer- 
seits bedeutet dies aber eben auch, dass ein Erfolg auf diesem Gebiet 
nicht von Dauer sein muss, sondern auch immer wieder neu erkämpft 
werden will. Vor diesem Hintergrund glaube ich nicht an einen erreich- 
baren Status eines bürgerrechtlich orientierten Sicherheitsrechts, son- 
dern meine, dass eine solche Orientierung bei den einzelnen Fragen 
jeweils neu erstritten werden muss. 

Frederik Rachor: Die Steuerungskraft des zeitgenössischen positiven 
Rechts wird allgemein überschätzt. Es gibt zu viel davon und es ändert 
sich zu häufig, weswegen es leicht ist, das Rechtssystem zu banalisieren. 
Hierzu rechne ich auch die polizeiliche Routine, sich für vom Gesetz 
nicht erlaubte Eingriffe die Einwilligung des Betroffenen geben zu lassen 
- z.B. bei einer Wohnungsdurchsuchung oder der Entnahme von DNA- 
Proben. Speziell das Sicherheitsrecht ist zudem ein Schönwetter-Recht. 
Selbst elementare, in jeder einschlägigen Kodifikation unmissverständ- 
lich formulierte Rechtssätze wie das Folterverbot oder seit Jahrzehnten 
glasklar konturierte Eingriffsgrenzen wie die der „gegenwärtigen Ge- 
fahr“ werden, sobald eine Wolke den Horizont verdunkelt, auch von 
Rechtskundigen ernsthaft in Frage gestellt. Diesem im juristischen Dis- 
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kurs vorherrschenden Klima des Meinens und Dafürhaltens kann nicht 
durch Schaffung immer „besserer“ Rechtsnormen begegnet werden. Das 
Augenmerk muss auf die Implementation der vorhandenen Rechtsnor- 
men gerichtet werden, auf ihre Anschlussfähigkeit, auf die Bedingungen 
ihrer Wirksamkeit. In der Pflicht stehen hier auch die Sozialwissenschaf- 
ten. Sie müssen uns lehren, wie Sicherheitsbehörden funktionieren. 
Woher rekrutieren sich ihre Angehörigen und in welchen Milieus leben 
sie? Welches sind die Anreize für individuellen Aufstieg, welches Ver- 
halten wird nicht prämiert? Gibt es Corpsgeist in der Polizei, gibt es 
miteinander konkurrierende Strömungen? Gibt es den „kleinen Dienst- 
weg“ und welche Bedeutung hat er? Gibt es eine Kultur, Rechtsnormen 
zu umgehen, „wenn die Situation es erfordert“? Wie geht man mit Feh- 
lern um? Wie werden Vorgesetzte wahrgenommen? Wie sieht der Beam- 
te das „polizeiliche Gegenüber“? Wie empfindlich reagiert die Instituti- 
on auf politischen Input? Unterscheiden sich in allem die bayerischen 
Sicherheitsbehörden von den nordrhein-westfälischen, die brandenbur- 
gischen von den baden-württembergischen? Es gibt auf diesem Feld 
schon viel Lehrreiches (z.B. von Pütter, Backes/Gusy, und schon 1985 
von Busch u.a.'), aber davon noch zu wenig. Das liegt daran, dass solche 
Aufklärung mühsam ist und weniger prestige- und gewinnträchtig, als 
ein Tatort-Drehbuch zu schreiben. Dass Letzteres für Staatsbürgerkunde 
gehalten wird, sollte die Wissenschaft nicht auf sich beruhen lassen. 


Die Gesprächspartner 


Martin Kutscha ist Professor für Staats- und Verwaltungsrecht an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin. 

Tobias Singelnstein ist Juniorprofessor für Straf- und Strafverfahrens- 
recht an der Freien Universität Berlin. 

Dr. Frederik Rachor ist Richter am Verwaltungsgericht Frankfurt/M. 


1 Pütter, N.: Der OK-Komplex, Münster 1998; Backes, O.; Gusy, Ch.: Wer kontrolliert die 
Telefonüberwachung, Frankfurt/M. 2003; Busch, H. u.a.: Die Polizei in der Bundesrepu- 
blik, Frankfurt/M; New York 1985 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Eine kleine Demogeschichte 
Protest und Polizei in den letzten vierzig Jahren 
Interview mit vier Aktivisten aus drei Generationen 


Die Geschichte der BRD ist auch eine Geschichte des Protests. So 
wie sich seine Formen geändert haben, hat sich auch die Herange- 
hensweise der Polizei an das Protestgeschehen gewandelt. Zusam- 
men mit Christoph Ellinghaus, Susanne Falke, Karen Ullmann und 
Wolf Wetzel gehen wir auf Spurensuche. Die Fragen stellten Mar- 
tin Beck, Heiner Busch und Matthias Monroy. 


Bevor wir tiefer in das Thema einsteigen, wie hat Eure eigene Demonstrati- 
onsgeschichte begonnen? 


Wolf Wetzel: Meine Erfahrungen beziehen sich auf militante Zusam- 
menhänge, angefangen mit den Demonstrationen zu Zeiten des Häuser- 
kampfes in Frankfurt am Main Anfang der 70er Jahre. Die Polizei ope- 
rierte damals in großen Einheiten. Immer wieder kam es zu Verletzten 
und Schwerverletzten. Auch wenn wir öfter verprügelt wurden, so war 
dennoch die Ohnmacht, die Aussichtslosigkeit nicht dominierend. Das 
lag zum einen an der politischen Stimmung, zum anderen an ganz mate- 
riellen Bedingungen: Wir trugen - wenn gewollt - Helme und andere 
Schutzkleidung wie z.B. Armschützer, was erst später als „Passivbewaff- 
nung“ verboten wurde. 

Zum anderen lag es an dem Selbstverständnis, dass man sich eine 
Demonstration weder erlauben noch verbieten lässt. Immer wieder ge- 
lang es, Polizeiangriffe zurückzuschlagen oder selbst anzugreifen, wenn 
Polizei im Weg stand. Schon damals agierte die Polizeiführung auf diese 
gelegentliche Unterlegenheit mit organisierten Gewaltorgien, die alles 
andere als „unglückliche Einzelfälle“ waren. Es wurden zivile Greif- 
trupps gebildet, um Vereinzelte und Versprengte zusammenzuschlagen. 
Sie wollten weder Festnahmen machen, noch „Straftaten aufklären“, 
sondern einzig und allein Angst verbreiten. 
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Christoph Ellinghaus: Politisiert habe ich mich ab Ende der 80er Jahre. 
Schon damals war der Umgang der Polizei mit uns differenziert. Wäh- 
rend sich bei Demonstrationen der Friedensbewegung die Polizei auf die 
Regelung des Verkehrs beschränkte, sah das Bild bei der Demonstration 
zur Freilassung von Ingrid Strobl 1988 in Essen oder für die Zusam- 
menlegung der Gefangenen aus der RAF 1989 in Bonn ganz anders aus: 
einschließende Begleitung in einem dreireihigen Wanderkessel. 

Bei Aktionen gegen Neonazis hing wie heute viel von der lokalen 

Polizeiführung ab. Mal schützte die Polizei die Neonazis, anderswo tra- 
ten die Polizisten auch schon mal einen Schritt beiseite, damit ausrei- 
chend Platz war, um treffsicher mit Mehl und Eiern werfen zu können. 
Und in Dortmund kamen damals erstmals „Laber-Bullen“ auf uns zu, die 
durch eine Argumentations- und Rhetorikschulung gegangen waren. 
Karen Ullmann: Da meine Eltern friedensbewegt waren, bin ich quasi 
mit Demonstrationen aufgewachsen. War damals meine größte Angst, 
meine Eltern im Gedrängel zu verlieren, habe ich Polizeigewalt zum 
ersten Mal im Mai 1994 in Hamburg erlebt, als Polizisten dem Journalis- 
ten Oliver Ness absichtlich den Fuß verdrehten. Ein Jahr später musste 
ich im Wendland mit ansehen, wie Leute von einem Trecker regelrecht 
heruntergeworfen wurden. Beim zweiten Castortransport im Mai 1996 
bin ich dann zum ersten Mal selbst mit einem Wasserwerfer in Berüh- 
rung gekommen. Es folgten weitere direkte Begegnungen mit Wasser- 
werfern und Knüppeln und mehrere Ingewahrsamnahmen bei Castor- 
transporten und Anti-Nazi-Demos - alle rechtswidrig. 
Susanne Falke: Meine ersten Demoerfahrungen habe ich ähnlich wie 
Karen in den 80er Jahren auf dem Kindertrecker der örtlichen Friedens- 
initiative gemacht. Zehn Jahre später habe ich dann als Teenie den ersten 
Angriff auf eine Demonstration erlebt. Ich glaube, es ging um eine PKK- 
Fahne. Ich war so schockiert, dass ich, statt vor der Polizei wegzulaufen, 
was mein einziger Gedanke in dem Moment war, in die falsche Richtung 
geflüchtet bin und stundenlang suchen musste, bis ich meine Bezugs- 
gruppe wieder gefunden habe. Ich bin dann im Zuge von weiteren De- 
mos und Aktionen viel besonnener und auch ein bisschen mutiger ge- 
worden. Allerdings wurden Situation, in denen man es durch Entschlos- 
senheit mit der Staatsmacht aufnehmen konnte, immer weniger. 


Wie haben sich die Formen der Demonstration und das polizeiliche Vorge- 
hen seither verändert? Nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass Bundes- 
grenzschutz (BGS) und Bereitschaftspolizeien in den frühen 70er Jahren 
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hinsichtlich Bewaffnung und Einsatzkonzepten eine eigentliche Entmilitari- 
sierung erlebten, die den BGS überhaupt erst bei Demos einsetzbar mach- 
te. 


Wolf Wetzel: An den Zielen, wirksamen Protest zu verhindern, hat sich 
nichts verändert. Ich möchte nur an zwei Ereignisse erinnern. Als Neo- 
nazis 2001 in Frankfurt am Main aufmarschieren wollten, hatte die Poli- 
zei ganze Stadtteile mit NATO-Drahtrollen, Sperrgittern und Räumpan- 
zern abgeriegelt, und mit Hubschraubern wurden Sondereinsatzkom- 
mandos abgesetzt, um Bahnhöfe und Bahngleise zu räumen. Dass dieser 
paramilitärische Aufmarsch nicht unter dem Logo BGS stattfand, son- 
dern unter der Aufschrift „Polizei“ ändert nichts an der Bereitschaft, 
diese Einsätze durchzuführen. Sie wurden nur verpolizeilicht. 

Wenn das Arsenal der Bundespolizei nicht ausreicht bzw. wenn sie 
glauben, dass man sich auch an anderes gewöhnen muss, wird die Bun- 
deswehr eingesetzt, wie während der Proteste gegen den G8-Gipfel in 
Heiligendamm 2007. Damals kamen sowohl Spähpanzer als auch Torna- 
dos zum Einsatz, die mithilfe ihrer hochauflösenden Kameras „Feind- 
aufklärung“ betrieben. 

An der Bereitschaft, auf politische Krisen mit paramilitärischen Mit- 
teln zu antworten, hat sich also nichts verändern. Diese sogenannten 
Großgefahrenlagen ereignen sich jedoch nur sehr selten in Deutschland. 
Daraus hat die Polizeiführung durchaus Konsequenzen gezogen. Im 
Durchschnitt sind Demonstrationen nicht sonderlich groß, in aller Regel 
sind die Teilnehmer wehrlos. Sie können sich weder vor Polizeiangriffen 
schützen, noch sind sie in der Lage, sich zu wehren. 

Das macht es den Polizeiführungen recht leicht, ein anderes Konzept 
zu favorisieren, was sie bereits Mitte der 80er Jahre in ihren Einsatz- 
schulungen übten. Es ging darum, mit großem polizeilichem Aufgebot 
jede Hoffnung auf Widerstand im Keim zu ersticken. Anstatt Hundert- 
schaften in Abstand zum Demonstrationsereignis in Bereitschaftsräu- 
men aufzustellen, wurden nun Hundertschaften ganz in die Nähe von 
Demonstrationen herangeführt. Polizeitaktiker kamen zu der nicht ganz 
unberechtigten Einsicht, dass Angriffe auf Polizeibeamte aus großer 
Distanz wahrscheinlicher sind, als wenn sie quasi Körperkontakt haben. 
So entstand das Einsatzkonzept der „Seitenbegleitung“, das in den 80er 
Jahren noch nicht als selbstverständlich hingenommen wurde. 

Zum anderen hat diese Polizeitaktik neben einsatztaktischen Grün- 
den auch politische (Aus-)Wirkungen. Der einzige Kontakt solcher De- 
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monstrationen besteht zur Polizei, Außenstehenden wird ein mobiler 
Gefangenentransport vorgeführt, der weder etwas Attraktives noch Ver- 
lockendes hat. Die Demonstration ist ausschließlich mit dieser Polizei- 
präsenz, mit dieser Polizeiprovokation beschäftigt. Der eigentliche Sinn, 
Außenstehende zu begeistern, zu informieren, zu gewinnen, geht damit 
weitgehend verloren. 
Christoph Ellinghaus: Mit der veränderten Polizeitaktik veränderten 
sich auch die eingesetzten Einheiten und ihre Mittel. Bei der Strobl- 
Demo 1988 erlebten wir die Premiere des Mehrzweckeinsatzstocks MES, 
eingesetzt durch ein Sondereinsatzkommando (SEK). Heute haben fast 
alle Einheiten den MES im Einsatz und das SEK tritt bei Demos sehr 
selten auf. Während die Hundertschaften der Bereitschaftspolizei 1988 
noch mit Schildern Demonstrationen in Reih und Glied schwerfällig 
begleiteten, sind heute hoch mobile Beweissicherungs- und Festnahme- 
einheiten (BFE) am Rande von Demos und Aktionen unterwegs. 
Gewandelt hat sich aber auch die Zusammensetzung unserer Demos 
und Aktionen. Wolf könnte sagen, wann das angefangen hat, ich kann 
nur sagen, wann es endete. Bis Anfang der 90er kamen viele Menschen 
in Gruppen zu Demos und Aktionen. Sie waren Bestandteil politischer 
Bewegungen, hatten diskutiert, was sie auf der Demo wollten, waren 
vernetzt und bereiteten sich im günstigsten Fall mit anderen vor. Damit 
waren Demos und Aktionen in vielerlei Hinsicht handlungsfähiger. 
Susanne Falke: Polizisten, gegen die man sich in einer Schlägerei hätte 
durchsetzen können, wie Wolf es berichtet, kenne ich nur aus Kneipen- 
erzählungen von Leuten, die mindestens zehn Jahre älter sind als ich. 
Allerdings habe ich viele Situationen von dramatischer Unentschlossen- 
heit erlebt: Mehrere Dutzend Leute in Ketten und vermummt, die vor 
sechs Polizisten weglaufen, die nur rumbrüllen. Das hatte auch mit dem 
schon von Christoph angesprochenen Rückgang von Bezugsgruppen und 
praktischer Vorbereitung von Demos zu tun. 
Wolf Wetzel: In den 90er Jahren verlor die Linke das sichere Gefühl, 
dass ihr „die Straße“ gehört. An vielen Orten waren die Neonazis so 
stark, dass das Wort von „national befreiten Zonen“ mehr als eine rassis- 
tische Zumutung war. Parallel dazu wechselte der öffentliche Diskurs 
von sozialen zu nationalen/ethnifizierten Fragen. Dies alles führte zu 
einer deutlichen Schrumpfung von linken Gruppen. Die allermeisten 
Demonstrationen waren vergleichbar klein und wurden in aller Regel 
von einem massiven Polizeiaufgebot politisch und praktisch kaserniert. 
Demonstrationen wurden immer mehr zu einem demütigenden und 
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abschreckenden Akt: Die Auflagenpolitik, die massive Seitenbegleitung, 
die willkürlichen Angriffe von Polizeieinheiten, die ausschließlich der 
Demonstration polizeilicher Macht galten und gelten, kehrten auch poli- 
tisch den Sinn einer Demonstration ins Gegenteil: Nicht wir demonst- 
rierten unser Anliegen, sondern die Polizei demonstrierte. 


Bislang haben wir nur über die BRD geredet. Christoph, du lebst seit Anfang 
der 90er Jahre in Thüringen. Wie waren die unterschiedlichen Einsatzkon- 
zepte und Erfahrungen von ost- und westdeutscher Polizei spürbar? 


Christoph Ellinghaus: In der Zeit ab 1990 war bei der Polizei vor allem 
eine große Verunsicherung spürbar. Die Volkspolizei hatte natürlich 
auch zu DDR-Zeiten Versammlungen begleitet, wie Fußballspiele oder 
SED-Manifestationen, aber sie war weder politisch noch organisatorisch 
auf Demonstrationen mit Konfliktcharakter vorbereitet. Sie verfügte 
zwar auch über Helme, Schilder und Schlagstöcke, aber die Auseinander- 
setzungen am Dresdener Hauptbahnhof am 3. Oktober 1989 oder dem 
Nazi-Zentrum in der Berliner Weitlingstraße 1990 zeigten, dass sie 
schlicht überfordert war. Wie in allen Bereichen des öffentlichen Lebens 
wurde auch die Polizei nach 1990 von westdeutschen Beamten nach dem 
Vorbild der BRD umgebaut, und spätestens ab 1994 sind auf der Ober- 
fläche kaum noch Unterschiede in der Praxis erkennbar. Wie im Westen 
dominieren jetzt Unterschiede zwischen den Bundesländern. Thüringen 
ähnelt eher NRW und Sachsen eher Bayern. 


Wolf hat vorhin von Großgefahrenlagen gesprochen. Seit den Protesten 
gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm scheint sich etwas im bundesdeut- 
schen Demogeschehen geändert zu haben ... 


Susanne Falke: Heiligendamm war unsere Antwort auf die BFE-Iaktik 
der Polizei. Zu Anfang der Vorbereitung der Gegenaktivitäten zum G8- 
Gipfel in Heiligendamm stand das in der gesamten radikalen Linken 
weitverbreitete Gefühl, einer hochgerüsteten Polizeiübermacht auf dem 
platten Land nicht gewachsen zu sein. Vor diesem Hintergrund disku- 
tierten wir die Aneignung von Konzepten des zivilen Ungehorsams mit 
dem Ziel, die Handlungsspielräume für radikale Linke zu vergrößern. 
Wir definierten unser praktisches Ziel realistischer und genauer. Uns 
ging es darum, ein Tor zu blockieren, statt „mal zu schauen, was geht“ 
oder gar keine klare Vorstellung zu haben und sich dann an der Polizei 
abzuarbeiten. 
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Am Anfang stand für mich ein denkwürdiger Moment auf einer Demo, 
bei der wir uns schon eine Weile mit der Polizei an den Absperrungen 
schubsten: Plötzlich tanzte eine Pink-and-Silver-Combo hinter der Ab- 
sperrung vor. Sie war einfach außen herumgegangen. An dieses Erlebnis 
hat für mich die Diskussion um Block G8 angeschlossen. 

Das wichtigste Ergebnis scheint mir zu sein, dass die Trennung in 
Latschdemos („Passiert nix - können alle kommen“) und Kleingruppen- 
aktionen („Passiert was - können aber nicht alle mitmachen“) aufgeho- 
ben wurde. 

Wolf Wetzel: Dass sich zwischen den Formen der Selbstdemütigung 
und sogenannter Latschdemos in den letzten Jahren Formen des zivilen 
Ungehorsams geschoben haben, ist richtig. Damit trägt man der Schwä- 
che der Linken Rechnung und versucht gleichzeitig das Aktionsniveau so 
zu gestalten, dass es der Polizeiführung schwer gemacht wird, allzu ge- 
waltsam vorzugehen. Möglichst viele sollen für eine Aktion gewonnen 
und ein politisches Klima geschaffen werden, in dem es der Polizeifüh- 
rung schwerfällt, mit massiver Gewalt vorzugehen. Das klappte wie bei 
den Neonaziaufmärschen in Frankfurt am Main 2002 oder in Dresden 
2010/11 und bei den Sitzblockaden von X-tausendmal quer im Wend- 
land. Erheblich anders sieht es bereits bei der Aktionsform „Schottern“ 
aus, die von der Polizei massiv angegriffen und weitgehend verhindert 
wurde. 

Christoph Ellinghaus: Ab spätestens Mitte der 90er Jahre hatte ich den 
Eindruck, dass von einer „Demostruktur“ nur noch Anmelder und Laut- 
sprecherwagen, besten Falls eine „erste Reihe“ übrig geblieben waren. 
Das hat sich seit drei, vier Jahren geändert. Seit den Blockaden in Heili- 
gendamm und Dresden werden wieder Aktions- und Bezugsgruppen- 
trainings durchgeführt, und das in vielen Spektren, die das nicht eh 
schon immer gemacht haben. Delegiertenplena, wie entscheidungsfähig 
sie zurzeit noch seien mögen, sind wieder selbstverständlicher gewor- 
den. Mich stimmt das optimistisch, denn es zeigt, wenn auch noch vor- 
sichtig, wieder einen stärkeren Bezug aufs Kollektive und einen Wandel 
weg von der individuellen, unverbindlichen Teilnahme an Aktionen und 
Demos. 


In den frühen 70er Jahren haben die Bereitschaftspolizeien und der Bun- 
desgrenzschutz die schweren Waffen — Handgranaten u.ä. — eingemottet 
oder abgegeben. Das Schwergewicht lag seitdem bei den „nicht-tödlichen“ 
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Waffen. Wie würdet Ihr die Weiterentwicklung in Sachen Demoeinsatz seit- 
dem qualifizieren? 


Susanne Falke: In meinen Augen ist der massive Einsatz von Pfeffer- 
spray seit 2000 die größte Veränderung des polizeilichen Arsenals in den 
letzten Jahren. Die Einführung des Pfeffersprays sollte den Schusswaf- 
fengebrauch ersetzen. In der heutigen Praxis wird es aber auch in Situa- 
tionen eingesetzt, in denen Polizisten früher bloß geschubst hätten. 
Polizisten greifen inzwischen sehr schnell zum Pfefferspray, weil es nicht 
so martialisch aussieht und weniger anstrengend ist. Dabei zielt der 
Einsatz von Pfeffer bei großen Aktionen meines Erachtens eher auf Ab- 
schreckung. Alleine beim letzten Castortransport wurde an der Schiene 
pro Demonstrant eine Dose Pfeffer eingesetzt: 5.000 Stück. 

Christoph Ellinghaus: Wie schon bei der Veränderung der Polizeiein- 
heiten und Taktiken haben wir auch beim Einsatz der Waffen in der Re- 
gel eine Veränderung weg vom Einsatz gegen Massen hin zum Einsatz 
gegen Einzelne bzw. Gruppen. Zur Veranschaulichung: Bei den Demos 
an den AKW-Bauplätzen in den 70er und 80er Jahren nebelte die Polizei 
mit CS-Gas ganze Felder ein, in dem sie Gas-Kartuschen verschoss oder 
aus Hubschraubern abwarf. In Wackersdorf ging sie soweit, mit Gummi- 
geschossen in die Menge zu schießen. Noch heute sehen wir dasselbe 
Abschussgerät für Gaskartuschen und Gummigeschosse bei einzelnen 
Polizeitrupps. 

In der polizeilichen Diskussion geht es seit vielen Jahren um „nicht- 
tödliche“ Waffen, wobei der Fantasie keine Grenzen gesetzt sind. Man 
denke nur an die Taser, also Elektroschocker, die in einer speziellen Vari- 
ante auch auf Distanz eingesetzt werden können, aber bei uns im Kon- 
text von Demos noch nicht angewendet wurden. Ob sich die in Sachsen 
anlässlich der Blockaden gegen den Neonaziaufmarsch in Dresden von der 
Polizei eingeführte „Pepperballpistole“ durchsetzen wird, ist noch unklar. 
Die mit hoher Geschwindigkeit verschossenen und beim Aufprall pulveri- 
sierenden kleinen Pfefferbälle hätten wenig Wirkung gezeigt, so hieß es. 

Einen entscheidenden Einschnitt in die „polizeiliche Handarbeit“ 
dürfte die Einführung des Mehrzweckeinsatzstocks MES Anfang der 
90er Jahre bedeutet haben. Der klassisch Tonfa genannte asiatische 
Kampfstock ermöglicht im Vergleich zum traditionellen Gummiknüppel 
eine größere Einsatzbreite. Da die öffentliche Legitimierung polizeilicher 
Gewalt eines der größten Probleme geworden ist, bietet der MES einen 
weiteren Vorteil. Während Knüppel schwingende Polizisten auch noch 
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aus der Entfernung gut zu sehen waren, sind Stöße und Schläge, die in 
der Regel auf Hüftniveau erfolgen, schon in der dritten Reihe nicht mehr 
zu sehen und zu fotografieren. 

Susanne Falke: Durch den zusätzlichen Griff an einem Tonfa kann ohne 
viel Krafteinsatz so ein harter Schlag ausgeführt werden, dass schwere 
Verletzungen die Folge sind. Geschuldet ist das der vielfach höheren 
Geschwindigkeit, die bei einem Dreh-Wirbel-Schlag entsteht, der zudem 
schwer zu blockieren ist. So ein Schlag fällt kaum auf, wie Christoph 
richtig festgestellt hat. Das senkt die Hemmschwelle bei Polizisten, die 
in unübersichtlichen Demosituationen mit Adrenalin vollgepumpt sind. 
Karen Ullmann: Stichwort Adrenalin. Eine Rolle spielt hier auch die 
eigene Medienarbeit für Polizisten im Einsatz. In Heiligendamm gab es 
zum Beispiel ein Polizeiradio, bei einem Castortransport eine Polizeizei- 
tung. Das Exemplar, das ich in die Hand bekam, war randvoll mit Halb- 
wahrheiten. Die Verbreitung von Falschmeldungen führt natürlich zu 
einer bestimmten Stimmung unter den Polizisten. 


Welche Rolle hat das Brokdorf-Urteil von 1985 für die polizeiliche Praxis 
gespielt, in dem das Bundesverfassungsgericht das Grundrecht auf Ver- 
sammlungsfreiheit als grundlegend für die Demokratie, als notwendiges 
Korrektiv der repräsentativen Demokratie, bezeichnete? 


Christoph Ellinghaus: Auch wenn die polizeiliche Praxis das Brokdorf- 
Urteil in Situationen, in denen die Einsatzleitung etwas anderes will und 
glaubt, es sich politisch leisten zu können, oft genug konterkariert, so 
hat es doch maßgeblichen Einfluss auf den versammlungsrechtlichen 
Alltag. Behörden, Gerichte, polizeiliche Ausbildung für den höheren und 
gehobenen Dienst ebenso wie die polizeiliche Einsatzplanung berück- 
sichtigen in der Regel das Differenzierungs-, Kooperations- und Dees- 
kalationsgebot des Brokdorf-Urteils. 

Die andere Seite des Brokdorf-Urteils bedeutet allerdings auch den 
Einsatz von kampfsporttrainierten BF-Einheiten, deren Einführung ab 
Anfang der 90er Jahr den Anforderungen des Urteils geschuldet war, das 
eine Abkehr von der auf Massenprügel angelegten Polizeitaktiken der 
80er Jahre verlangte. Auch wenn die Cop-Culture dieser Einheiten weit 
vom demokratiefreundlichen Geist des Urteils entfernt ist, im Gesamt- 
gefüge spezialisierter Einheiten, sind sie für die Einsatzleitungen zu- 
nächst nur eines von mehreren Instrumenten, zum differenzierten Um- 
gang mit dem „polizeilichen Gegenüber“. 
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Karen Ullmann: Natürlich hat das Brokdorf-Urteil örtliche Polizeifüh- 
rungen nicht davon abgehalten, auf der Straße ihr eigenes Recht zu set- 
zen. Und wird es auch in Zukunft nicht. Aber es hat Menschen darin 
bestärkt, dass kriminell nicht ist, wer sein Recht zu demonstrieren 
wahrnimmt, sondern derjenige, der dieses Recht einschränkt. 

Solange sich niemand wehrt, kann ein einziges Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts keine Wirkung zeigen. Lange wurde von autonomen 
Gruppen die Inanspruchnahme von Gerichten zur Durchsetzung von 
Rechten bei Demos abgelehnt. Eher wurde versucht, auf der Straße ge- 
gen die Auflagen vorzugehen. Das ist auch eine Strategie. Sie mündet 
allerdings häufig in Strafverfahren. Und aus meiner Erfahrung als An- 
wältin kann ich sagen, dass viele Strafrichter eher grundrechtsfern sind. 
Demonstrierende sind vor einem Strafrichter in der Defensive, weil eben 
gegen Auflagen verstoßen oder eine Polizeikette durchbrochen wurde. 
Geht man dagegen vor das Verwaltungsgericht, kann dieses Aktion- 
Reaktion-Verhältnis umgedreht werden. Die Polizei ist vor dem Verwal- 
tungsgericht gezwungen, ihr Verhalten zu rechtfertigen. Im Strafrecht 
sollte das zwar auch so sein, die Realität ist aber häufig eine andere. 


Trotzdem sind wir weiterhin regelmäßig bei Demonstrationen mit Auflagen 
und Verboten konfrontiert ... 


Karen Ullmann: Grundrechte müssen immer wieder gegen staatliche 
Gewalt durch Inanspruchnahme verteidigt werden. Wo die Inanspruch- 
nahme von Grundrechten durch Staatsgewalt verhindert wird, muss 
gerichtlich nachgeholfen werden. Beides geht nur Hand in Hand, und 
auch nicht in einzelnen Verfahren, sondern nur durch die Masse. 

Der Polizei ist es egal, wenn nach sechs Jahren festgestellt wurde, 
dieser oder jener Polizeikessel war rechtswidrig. Aber wenn Gerichte mit 
Massenverfahren beschäftigt sind, dann interessiert nicht erst das Urteil, 
dann sind schon die Verfahren ein Politikum. Zudem: Interne Berichte 
der Polizei bestätigen, dass die gerichtliche Überprüfung ihrer Maßnah- 
men und die Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe als extrem störend 
empfunden werden. Ich will nur sagen, ich halte es für notwendig, den 
Weg gerichtlicher Inanspruchnahme von Grundrechten auch immer 
wieder mitzudenken und ihn immer weiter zu gehen. 

Und: Das Bundesverfassungsgericht hat nach Brokdorf immer wie- 
der das Recht auf Versammlungsfreiheit gestärkt. Das Brokdorf-Urteil 
war also nicht nur ein Punkt, sondern der Beginn einer Auseinanderset- 
zung, die gesellschaftlich, aber eben auch in Gerichtssälen geführt wur- 
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de. Insofern müssen Gerichtsverhandlungen als Teil gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen angesehen werden. 


Kommen wir noch mal zu den BFE zurück. Wie „beweissicher“ sind die 
„beweissicheren Festnahmen"? 


Christoph Ellinghaus: Mir fehlen verlässliche Daten und ich kann mich 
daher nur auf einzelne Erfahrungsberichte verlassen, aber aus denen 
geht hervor, dass sich die Verurteilungsquote im Zusammenhang mit 
Demonstrationen nach Einführung der BFE erhöht hat. Hintergrund der 
Einführung der BFE war ja auch, dass es in Verfahren gegen Demonst- 
ranten selten zu Verurteilungen kam, weil die Beweise nicht ausreichten 
bzw. die Polizeizeugen keine gerichtsfesten Aussagen machen konnten. 
Die Ausbildungszeit der BFE sieht daher heute einen umfangreichen 
Block zur Dokumentation und Beweissicherung vor. 

Susanne Falke: Meines Erachtens ist der Begriff „Beweissicherungs- 
und Festnahmeeinheit“ irreführend: Sie werden oft eingesetzt, wenn es 
weder jemanden festzunehmen, noch irgendwelche Beweise zu sichern 
gibt. Entgegen Christophs Wahrnehmung habe ich den Eindruck, dass 
viele Leute vor Gericht frei gesprochen werden. Oft gibt es nur Polizei- 
zeugen, die sich schnell widersprechen. Vielleicht erklärt das auch ihre 
Brutalität am Rande von Aktionen und direkt nach Festnahmen. 

Meines Erachtens ist ihre tatsächliche Funktion eine andere: Sie ver- 
suchen, die Konfrontation mit Einzelnen zu provozieren, um eine stän- 
dige Spannung zu erzeugen. Dazu laufen sie in kleinen Polizeitrupps 
direkt in die Demo hinein. Sie gehen gezielt in eine Versammlung her- 
ein, um zu verhindern, dass die Menschenmenge zu einer Versammlung 
wird. Das macht den gemeinsamen Ausdruck, um den es geht, kaputt 
und ist ein schwer zu fassender Angriff auf die Versammlungsfreiheit. 


Mit der Strategie der „beweissicheren Festnahme“ ist auch der polizeiliche 
Technikeinsatz gewachsen: In Sachen Videoüberwachung haben die Ge- 
richte in den vergangenen Jahren Grenzen gezogen. Hat das praktische 
Folgen gehabt? 


Wolf Wetzel: Der flächendeckende Einsatz von Videoüberwachung 
dient sicherlich auch der Beweisführung, wobei Festnahmen vor Ort 
damit am wenigsten „beweissicher“ gemacht werden sollen. Zu allererst 
ist es eine beweisunabhängige und verdachtslose Totalüberwachung. 
Solcherart überwachte Demonstrationen werden wie kriminalitätsver- 
dächtige öffentliche Plätze in einen panoptischen Raum verwandelt. 
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Zuallererst verwandelt man mit dieser Kriminaltechnik einen öffentli- 
chen in einen delinquenten, verdachtsbestimmten Raum. Allein dies 
zuzulassen, sich das gefallen zu lassen, sich nicht dagegen zur Wehr zu 
setzen, hat seine Wirkung. Als Subjekt auf der Straße, als Objekt auf der 
Speicherkarte. 

Nicht minder wesentlich ist, dass die Arbeit der Polizei nach Ablauf 
der Demonstration erst anfängt. Die Strafverfolgung mithilfe der Video- 
auswertung ist in aller Regel nach einer Demonstration größer als im 
Laufe einer Demonstration. Mithilfe der Videoaufzeichnungen werden 
Hunderte und Tausende Ermittlungsverfahren eingeleitet. Diese Straf- 
verfolgung trifft alle alleine, individualisiert sie und unterstreicht den 
polizeilichen Anspruch: Wir kriegen euch alle, gerade dann, wenn ihr 
glaubt, es sei alles vorbei. 


Bei den Demos der letzten beiden Jahrzehnte fällt auf, dass es nicht nur die 
üblichen Festnahmen gibt, sondern mehr und mehr massenhafte präventive 
Gewahrsamnahmen. Stimmt dieser Eindruck? 


Karen Ullmann: Der Eindruck stimmt, auch wenn das Instrument des 
Polizeigewahrsams in Deutschland eine lange Tradition hat. Durch den 
Gewahrsam soll theoretisch eine Gefahr abgewendet werden. Das heißt, 
eine Person kann eingesperrt werden, obwohl sie sich nichts hat zu- 
schulden kommen lassen, allein aufgrund der Einschätzung, dass sie sich 
etwas zuschulden kommen lassen wird. 

Weil die Polizei in Deutschland niemanden die Freiheit entziehen 
darf - das darf nur ein Gericht - muss sie unverzüglich eine richterliche 
Entscheidung über den Gewahrsam herbeiführen. Das hört sich einfach 
an, aber genau hierum wird seit ca. 20 Jahren ein harter juristischer 
Kampf geführt: Beim Castortransport beispielsweise gab es anfangs gar 
keinen richterlichen Eildienst. Erst durch das Bundesverfassungsgericht 
wurden Gerichte und Polizei gezwungen, verfassungsgemäß zu arbeiten: 
Bei Großlagen muss es einen Eildienst geben. Ist der Richter nicht er- 
reichbar, ist ein Gewahrsam nicht möglich. Liegt nach nur wenigen 
Stunden keine richterliche Entscheidung vor, ist das Unverzüglichkeits- 
gebot verletzt und die Person ist zu entlassen. 

Allein an diesen formalen Bestimmungen sind praktisch alle Gewahr- 
samnahme, die ich als Anwältin betreut habe, gescheitert. Und an einer 
anderen Regelung: der Polizeifestigkeit von Versammlungen. Keiner darf 
aus einer Versammlung heraus in Gewahrsam genommen werden. Das 
vergisst die Polizei gerne, denn das Instrument des Gewahrsams wird 
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gerne so genutzt, dass alle unliebsamen Personen kollektiv weggesperrt 
werden - und nicht nach einer individuellen Prognose, wie es das Gesetz 
vorsieht. Das Versammlungsgesetz sieht aber vor, dass man die Möglich- 
keit haben muss, sich zu entfernen, wenn eine Versammlung aufgelöst 
wird. Da die Polizei das nicht wollte, hat sie häufig ganze Versammlungen 
gekesselt, dann die Durchsage gemacht „Die Versammlung ist aufgelöst“ 
und alle in Gewahrsam genommen. So geht das aber gar nicht! 

Nachdem in den Jahren 2001-2003 mehrere Tausend Verfahren um 
rechtswidrige Freiheitsentziehung beim Amtsgericht Dannenberg ge- 
führt wurden, hat die Polizei aufgehört, dieses Instrument massenhaft 
einzusetzen. 2010 haben sie dann den sogenannten Feldgewahrsam 
erfunden: ein neues Wort für Kessel. Sie haben die Leute wieder nicht 
zum Richter gebracht, diesmal getarnt durch die „Absprache“, keine 
Personalien aufzunehmen. Das klingt auf den ersten Blick gut, auf den 
zweiten ist es eine unverschämte Umgehung der Verfassung und der 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichts, nach der eindeutig unverzüg- 
lich eine richterliche Entscheidung herbeizuführen ist. 


Du hast vorhin schon die polizeiliche Medienarbeit angesprochen. Sie wirkt 
ja nicht nur nach innen, sondern auch nach außen - auf die Medien und 
insgesamt auf die Öffentlichkeit. Wie hat sich das entwickelt? 


Karen Ullmann: Das stimmt. In den 90er Jahren gab es im Wendland 
wenn überhaupt eine abschließende Presseerklärung der Polizei über 
den Verlauf des Castortransportes. Seit 2001 gibt es ein eigenes Medien- 
zentrum in der Nähe des Verladekrans. Als beim Castor 2002 die Bl 
Lüchow-Dannenberg ihren Pressewagen am gleichen Ort aufbauen woll- 
te, wurde das mit Hinweis auf die Versammlungsverbotszone verboten. 
Als das nicht funktionierte, folgte eine Anzeige wegen Stromklau. Diese 
Auseinandersetzung zeigt, wie sehr der Polizei an der Macht über die 
Medien gelegen ist. Zu Recht, denn die meisten Medienvertreter haben 
sich zu dieser Zeit nicht an die Transportstrecke begeben, sondern nur 
die Meldungen der Polizei abgeschrieben. 

Polizeiliche Pressearbeit hat klar definierte Aufgaben zu erfüllen. 
Polizeiarbeit ist stets hoheitliches Handeln. Hinzu kommt, dass polizei- 
liche Arbeit durch Steuern finanziert wird und sich daher an dem Gebot 
der Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit messen lassen muss. Mit an- 
deren Worten: Behörden haben die Pflicht zur wahrheitsgemäßen Aus- 
kunft über ihr eigenes Handeln. Die Herausgabe von Pressemitteilungen 
und das Beantworten von Presseanfragen gehören daher zur hoheitli- 
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chen Aufgabe der Polizei. Das Erstellen eigener - der Öffentlichkeit nicht 
zugänglicher - Presseorgane wie Radio und Zeitungen überschreitet 
eindeutig die Grenze polizeilicher Aufgaben. 


Hat nicht die Polizei gerade beim G8-Gipfel in Heiligendamm versucht, die 
Öffentliche Meinung massiv zu beeinflussen? 


Susanne Falke: Dass die mit Nägeln gespickten Kartoffeln und die Säu- 
re verspritzenden Clowns als Lügen entlarvt wurden, war vor allem un- 
serer offensiven Pressearbeit geschuldet. Wir hatten Journalisten auf die 
Blockaden mitgenommen, für sie Aktionstrainings gemacht und sind 
ihnen gegenüber nicht mehr als „Kameramann Arschloch“ rufende 
Gruppe aufgetreten, sondern als Pressesprecher mit Name, Gesicht und 
Handynummer. Heiligendamm markiert sicherlich eine Wende im Um- 
gang mit der Presse unsererseits. Auch wenn Journalisten immer noch 
dazu neigen, einfach die Informationen der Polizei abzutippen, gibt es 
inzwischen etwas mehr Misstrauen gegenüber der Polizei und die Bereit- 
schaft, uns mehr wahrzunehmen. 

Wolf Wetzel: Allerdings sind all die wahnwitzigen Horrormeldungen 
über verletzte Polizisten und blutrünstige Demonstranten niemals offi- 
ziell zurückgenommen worden. Aber ich möchte noch einmal auf einen 
anderen Punkt im Zusammenhang von Polizei und Selbstmedialisierung 
zurückkommen, der bereits angesprochen wurde. Ich halte ihn politisch 
für äußerst wichtig, da er eine politische Verschiebung markiert: Die 
Polizei betreibt nicht nur eigene Medienarbeit, die von den allermeisten 
Medien unhinterfragt übernommen wird, wie am Beispiel Heiligen- 
damm. Noch wichtiger ist, dass die Polizei sich zunehmend selbst poli- 
tisch repräsentiert bzw. Politik ersetzt. Sie agiert in verschiedenen Fällen 
als politische Exekutive. Denn je mehr sich die Polizei ihre eigenen Me- 
dien schafft, desto weniger wird danach gefragt, wer die Polizei politisch 
führt. Eigentlich ist die Polizei gegenüber der politischen Vertretung 
rechenschaftsschuldig und umgekehrt müssten die politischen Repräsen- 
tanten öffentlich Rede und Antwort stehen, warum die Polizei so oder so 
agiert. Tatsächlich verschwindet die Politik bei großen Polizeilagen total. 
So entsteht der Eindruck, als sei das Ganze eine Sache zwischen Polizei 
und Demonstranten. Denn ob ein polizeilicher Einsatzplan angemessen 
ist, die polizeiliche Selbstmedialisierung richtig oder vorsätzlich mani- 
puliert, ist eben erst zuletzt eine juristische Frage; zu aller erst ist es 
eine politische Frage. 
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Für den Bereich von Polizei und Diensten können wir heute getrost von einer 
„Datenbankgesellschaft“ sprechen. Hinzu kommt ein digitales Überwa- 
chungsarsenal, mit dem Demonstrationen beinahe in Echtzeit ausgeforscht 
werden können. Ist die Informationshoheit der Polizei endgültig unangreifbar? 


Karen Ullmann: Die neuen Informationstechniken bieten selbstver- 
ständlich bessere Überwachungsmethoden. Die Umsetzung von rechtli- 
chen Vorgaben ist noch schwerer zu überwachen. Die Diskussion um die 
Speicherung von einer Million Handydaten in Dresden 2011 hat jedoch 
gezeigt, dass die Polizei - jedenfalls in der öffentlichen Diskussion - 
noch angreifbar ist. 

Wolf Wetzel: Der erste Teil der Frage ist leichter zu beantworten. Der 
Hamburger Kessel 1986 gilt in der Polizeigeschichte als Skandal. Hun- 
derte von Demonstranten wurden über Stunden in einem Kessel fest- 
gehalten, weil sie nicht bereit waren, ihre Personalien abzuliefern. Zu- 
mindest die Erzwingung der Personalien ist heute - weitgehend - ohne 
martialischen Polizeiaufwand möglich. Um die Teilnehmer von Blocka- 
den zu identifizieren, braucht es keinen Hamburger Kessel mehr. Heute 
reicht eine Funkzellenabfrage wie in Dresden. Auch kann die Erfassung 
von Handydaten zeitnah erfolgen, mithilfe von IMSI-Catcher, die Handy- 
daten „in Echtzeit“ auswerten können. 

Der zweite Teil der Frage ist wirklich paradox und der Zukunft weit 
voraus ... In den 80er Jahren wurden Störsender entwickelt, um die 
Kommunikation und Koordination der Polizei zu stören. Die technischen 
Möglichkeiten und Fähigkeiten waren vorhanden, auch wenn all dies nur 
sehr selten umgesetzt wurde. Heute führen wir die Überwachungsmög- 
lichkeiten - auf eigenen Kosten - mit uns herum. Sei es der Computer, 
der mühelos ausgespäht werden kann, oder das Handy, das (eingeschal- 
tet ohne Gesprächsführung) als Peilsender fungieren kann. Ein Bewe- 
gungsprofil, das in handylosen Zeiten sehr aufwendig zu bekommen war, 
ist heute ein Kinderspiel, wenn das Handy ständig mitgeführt wird. Sich 
persönlich und politisch zu schützen, gemeinsame Regeln aufzustellen, 
sich technisch zu wappnen, wird selten als eine kollektive Herausforde- 
rung und Notwendigkeit begriffen. 


Das Komitee für Grundrechte betreibt seit langem Demobeobachtungen, 
der RAV organisiert Legal Teams. Auch Ermittlungsausschüsse sind aus der 
Demogeschichte nicht wegzudenken. Wie wirksam sind diese Strukturen? 
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Christoph Ellinghaus: Anders als in den 80er Jahren gab es in den 90er 
und frühen 2000er Jahren nur in den wenigsten Städten eine organisier- 
te Gegenöffentlichkeit, die polizeiliches Handeln kritisch beleuchtet hat. 
Seit ca. fünf Jahren erleben wir einen gesellschaftlichen Wandel von 
einer Apathie hin zu gesellschaftlicher Protest- und Bewegungsstim- 
mung. Bisher stärkster Ausdruck sind Stuttgart, Dresden und die auf 
einem noch höheren Niveau wieder aufgeflammten Proteste im Wend- 
land. Organisierter, massenhafter ziviler Ungehorsam trifft auf eine Poli- 
zei, die trotz komplexester Ausdifferenzierung bei Einheiten und Strate- 
gie bisher nicht in der Lage ist, ihre massive Vorgehensweise zu legiti- 
mieren. Im Gegenteil gelingt es den alten Bürgerrechtsstrukturen, ge- 
meinsam mit den neuen Ansätzen von Bewegungen das Verhalten der 
Polizei erfolgreich zu skandalisieren. Die Empörung über den schwarzen 
Donnerstag in Stuttgart, die Handyüberwachung in Dresden, den massi- 
ven Einsatz von Pfefferspray im Wendland sind dafür gute Beispiele. 
Entscheidend für den bevorstehenden Bewegungszyklus wird es sein, 
einen Wissens- und Erfahrungstransfer zu organisieren und die abge- 
schnittenen Fäden politischer Debatten, generationsübergreifend wieder 
zu verknüpfen. 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Neue europäische Polizeikooperation 
Eine Bestandsaufnahme nach mehr als drei Jahrzehnten 
von Heiner Busch 


Angesichts neuer internationaler Bedrohungen brauche es mehr 
Informationsaustausch und eine direktere Zusammenarbeit. Das 
waren polizeiliche Forderungen der 70er Jahre. Was ist daraus ge- 
worden? 


1978 erhielt die Redaktion des gerade entstandenen Informationsdiens- 
tes CILIP einen Brief des niederländischen Kollegen Cyrille Fijnaut: Ein 
neues europäisches Polizeigremium sei entstanden, das sich unter dem 
Namen TREVI treffe. Das Kürzel stehe für „terrorisme, radicalisme, 
extremisme, violence internationale“ Es sei völlig unklar, was die Herr- 
schaften dort treiben. Und es sei dringend erforderlich, das im Auge zu 
behalten. In der Tat zeigten sich hier die Anfänge einer neuen Polizeiko- 
operation. Schon neun Jahre später konstatierte Fijnaut, dass sich hier 
ein „turbulenter“ Wandel vollzogen habe, dessen Schnelligkeit vor allem 
dem Umstand zu verdanken sei, dass die Terrorismusbekämpfung sein 
ideologisches Treibmittel war und folglich „die Sicherheit des Staates ... 
in Frage stand oder zu stehen schien.“' Die „Turbulenzen“ hörten aber 
keineswegs auf, als das Thema Terrorismus in den 80er und 90er Jahren 
in den Hintergrund trat und - bis zum Herbst 2001 - durch neue Bedro- 
hungsbilder der „organisierten Kriminalität“, des internationalen Dro- 
genhandels, der illegalen Einwanderung etc. abgelöst wurde. 

Wer sich in diese ersten Jahre der neuen Polizeikooperation zurück 
versetzt, muss feststellen, dass die heutigen Formen und Methoden der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit insbesondere in Europa kaum 
vorstellbar waren. Das gilt für den Informationsaustausch und erst recht 
für die operative Zusammenarbeit und physische Grenzüberschreitung. 


1 Fijnaut, C.: Internationalization of criminal investigation in Europe, in: ders.; Hermans, 
R.H.: Police Co-operation in Europe, Lochem 1987, pp. 32-56 (47) 
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Dass souveräne Staaten es dulden könnten oder gar darum ersuchten, 
dass ein Nachbarstaat mit Hunderten von BereitschaftspolizistInnen und 
exekutiven Befugnissen auf ihrem Hoheitsgebiet tätig wird, schien da- 
mals ein undenkbares Szenario. Man nahm vielmehr an, dass Polizeiko- 
operation auch künftig weitgehend ein „policing by information“ sein 
und - damit zusammenhängend - weiterhin das Geschäft der kriminal- 
polizeilichen und staatsschützerischen Eliten bleiben würde, ein Fehl- 
schluss, den Raphael Behr zurecht kritisiert hat.” Die europäischen Poli- 
zeien, so lässt sich heute feststellen, haben die staatlichen Grenzen und 
die traditionellen Begrenzungen hinter sich gelassen. 

Bürgerrechte & Polizei/CILIP hat diese Entwicklung ständig beglei- 
tet. Herausgekommen sind dabei nicht nur eine Vielzahl einzelner Bei- 
träge, sondern seit den 90er Jahren zwei Buchveröffentlichungen? sowie 
in immer kürzeren Abständen Schwerpunkthefte zu Fragen der Zusam- 
menarbeit insbesondere in der EU. 


Die Anfänge 


Nimmt man die Debatte im polizeilichen „Schrifttum“ als Gradmesser, 
so fällt auf, dass die internationale Zusammenarbeit bis in die 70er Jahre 
hinein kaum eine Bedeutung hatte. Sie bildete allenfalls ein Randthema, 
das sich alle Jubeljahre in einer Veröffentlichung des Bundeskriminal- 
amts (BKA) oder einem Aufsatz in der „Kriminalistik“ niederschlug. Das 
BKA schmückte seine alljährlichen Herbst-Tagungen mit dem Referat 
eines ausländischen Kollegen oder eines Vertreters des Interpol- 
Generalsekretariats. Ansonsten schien das Thema aber keine besondere 
professionelle oder politische Dringlichkeit zu besitzen. 

Praktisch oblag die Zusammenarbeit mit dem Ausland ausschließ- 
lich dem BKA und verlief in den Formen, die sich seit den 50er Jahren 
etabliert hatten: der polizeilichen Rechtshilfe und dem (kriminal-)poli- 
zeilichen Nachrichtenaustausch via Interpol. Letzterer hatte zwar quanti- 
tativ zugenommen - von 56.380 ausgehenden Funksprüchen, Fern- 
schreiben und Schreiben im Jahre 1959 auf 115.848 im Jahre 1970.‘ An 


2 Behr, R.: Vom Nachtwächter zur Weltpolizei, Hamburg Oktober 1999 http://hdp.ham 
burg.de/contentblob/2238620/data/zukunft-der-polizei.pdf 

3 Busch, H.: Grenzenlose Polizei, Münster 1995 sowie ders. u.a.: Polizeiliche Drogenbe- 
kämpfung - eine internationale Verstrickung, Münster 1999 

4 Töpfer, E.: Weltpolizist Bundeskriminalamt, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 96 
(2/2010), S. 15-24 (16) 
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den Formen der Zusammenarbeit hatte sich dagegen kaum etwas geän- 
dert. Seit Mitte der 70er Jahre häuften sich nun die Klagen über die 
Schwerfälligkeit des Interpol-Nachrichtenverkehrs und der internatio- 
nalen Rechtshilfe. Formen direkter Zusammenarbeit wurden gefordert. 

Dass die folgende Kooperation in der Terrorismusbekämpfung au- 
ßerhalb des Rahmens von Interpol stattfand, ergab sich zunächst daraus, 
dass die Statuten der Organisation damals eine Zusammenarbeit gegen 
politische Straftaten ausschloss. Erst 1984 erfolgte eine Neubestimmung 
dieses Begriffs, die sich am Vorbild des Europaratsübereinkommens zur 
Terrorismusbekämpfung von 1977 orientierte und den Terrorismus zur 
nicht-politischen Kriminalität herabstufte. 

Der - zumindest formell - unpolitische Charakter von Interpol war 
aber nur eines der Hindernisse für eine verstärkte und direktere Koope- 
ration: Mindestens genauso wichtig war das Ungleichgewicht zwischen 
den finanzstarken, hoch technisierten und professionalisierten Polizeien 
Westeuropas und Nordamerikas einerseits und der großen Mehrheit der 
ärmeren Mitglieder, das einer schnellen Technisierung im Wege stand. 
Noch Anfang der 80er Jahre waren die Archive des Interpol-General- 
sekretariats großteils manuell geführt und nur die Hälfte der Mit- 
gliedspolizeien war an das ohnehin schon überalterte Fernschreibsystem 
angeschlossen. Erst in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts setzte die Com- 
puterisierung der Organisation und eine stärkere Regionalisierung ein. 

Zu diesem Zeitpunkt war aber bereits eine ganze Serie neuer Gre- 
mien und Organisationen der Zusammenarbeit entstanden - im Staats- 
schutzbereich, im Kontext der Bekämpfung von Drogen und „organisier- 
ter Kriminalität“® oder am Rande regionaler Foren (wie z.B. der Cross 
Channel Conference). Sie hatten mehrheitlich eine polizei-politische 
Bedeutung: Sie produzierten gemeinsame Lageeinschätzungen, förderten 
den Austausch über (und die Angleichung von) Methoden und führten 
auch zu Forderungen an die Politik. Nur die wenigsten spielten eine 
operative Rolle. TREVI wurde das folgenreichste dieser Gremien; dies 
vor allem deshalb, weil es nicht ein reines Polizeiforum darstellte, son- 
dern die politische Ebene mit einbezog: die Konferenzen der Innen- bzw. 
Justizminister der EG-Staaten und die der leitenden Ministerialbeamten. 

Unterhalb dieser Ebene fanden sich zunächst zwei Arbeitsgruppen: 
Im Rahmen von TREVII Terrorismusbekämpfung, wurden bereits 1977 


5 s. Busch u.a.: Polizeiliche Drogenbekämpfung a.a.O. (Fn. 3), Kapitel 2 
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nationale Verbindungsbüros bei den Staatsschutzabteilungen der krimi- 
nalpolizeilichen Zentralstellen und bei den Inlandsgeheimdiensten auf- 
gebaut. 1988 folgte ein geschütztes Kommunikationssystem, das noch in 
der heutigen EU die Verbindungsbüros, die Bureaux de Liaisons (BdL- 
Netz) verbindet. TREVI I befasste sich mit Fragen der Ausbildung und 
Technik. 1985 folgte eine dritte Arbeitsgruppe zu Fragen der Drogen- 
und OK-Bekämpfung. Zwar richtete auch TREVI III nationale Kontakt- 
stellen ein, die der schnellen Kommunikation im Bedarfsfalle dienen 
sollten. Da die kriminalpolizeilichen Zentralstellen in diesem Feld aber 
bereits über eine Reihe von Kanälen (z.B. im Rahmen von Interpol) 
verfügten, erreichten diese Kontaktstellen nie dieselbe Bedeutung wie 
die TREVI I-Verbindungsbüros. Die Leistung dieser dritten Arbeitsgrup- 
pe bestand vor allem im Austausch über neue Konzepte - von der grenz- 
überschreitenden Observation und der Kontrollierten Lieferung bis hin 
zur „Intelligence“. Eine über den „Erfahrungsaustausch“ hinausgehende 
Bedeutung erhielt die Gruppe mit ihrem Vorschlag einer „European 
Drugs Intelligence Unit“. 1989 hieß die Ministerkonferenz die Idee gut. 
Während die Arbeitsgruppe noch darüber beriet, ob eine solche Einheit im 
Interpol- oder im EG-Kontext entstehen sollte, beschlossen die EG-Staats- 
und Regierungschefs im Juni 1991 auf Drängen des deutschen Bundes- 
kanzlers Helmut Kohl, das Europäische Polizeiamt Europol aufzubauen. 


Europäische Sicherheitspolitik 


Ende der 80er Jahre erhielt TREVI eine vierte Arbeitsgruppe, die eine 
rein politische Aufgabe hatte: TREVI 92 sollte „Ausgleichsmaßnahmen“ 
für den mit dem Binnenmarktprojekt anvisierten Abbau der Grenzkon- 
trollen zwischen den EG-Staaten erarbeiten. Dazu kam es nicht, weil 
sich Großbritannien und Irland diesem Abbau entgegenstellten. 
Dennoch war mit dem Binnenmarktprojekt der Übergang vom in- 
formellen Erfahrungsaustausch und einer begrenzten „operativen“ Ko- 
operation hin zu einer förmlichen intergouvernementalen Zusammenar- 
beit verbunden, die auch die Abgabe nationaler Souveränitätsrechte und 
damit den Aufbau gemeinsamer polizeilicher Institutionen und Informa- 
tionssysteme ermöglichte. Mit dem Inkrafttreten des Maastrichter Ver- 
trags 1993 wurde die TREVI-Gremienstruktur in die Dritte Säule der EU 
transferiert. Man begann eine ganze Serie von Verträgen auszuhandeln, 
deren wichtigster die 1995 unterzeichnete Europol-Konvention war. Der 
Motor dieser Zusammenarbeit saß in den 90er Jahren jedoch nicht im 
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Innern der EU-Strukturen, sondern in der Schengen-Gruppe, deren zu- 
nächst fünf Mitgliedstaaten sich nicht nur über den „vollständigen“ Ab- 
bau der Binnengrenzkontrollen einig waren, sondern auch den ersten 
umfassenderen Vertrag über polizeiliche (sowie ausländer- und asylpoli- 
tische) Fragen zustande brachten. Die Kernpunkte: Kontrolle und Über- 
wachung der Außengrenzen nach gemeinsamen Standards, Verrechtli- 
chung bestimmter grenzüberschreitender polizeilicher Methoden (Nach- 
eile, Observation, kontrollierte Lieferung von Drogen), Vereinfachung 
des Informationsaustauschs und vor allem: der Aufbau eines gemeinsa- 
men Sach- und Personenfahndungssystems, des Schengener Informati- 
onssystems (SIS). Das 1990 unterzeichnete Schengener Durchführungs- 
übereinkommen (SDÜ) trat 1995 in Kraft und übte massive Anzie- 
hungskraft auf den Rest der EU-Staaten aus. Es bildet bis heute die Basis 
für einen großen Teil der polizeilichen Kooperation in der EU. 

Mit dem 1999 in Kraft getretenen Amsterdamer EU-Vertrag wurde 
der Schengener Außenbordmotor ins Innere der innen- und rechtspoliti- 
schen Maschine der EU montiert. Zudem schaffte sich die EU neue 
rechtliche Instrumente der leichten Hand: Statt Konventionen, die noch 
durch die nationalen Parlamente zu ratifizieren waren, produzierte man 
nun Verordnungen und Richtlinien (im Bereich Asyl, Visa und Grenzen) 
bzw. Beschlüsse und Rahmenbeschlüsse (im engeren Kontext der poli- 
zeilichen und strafrechtlichen Zusammenarbeit), die allenfalls noch auf 
nationaler Ebene umzusetzen waren. Mit dem Lissaboner Vertrag, in 
Kraft seit Dezember 2009, setzte sich dieser Prozess fort. Die „Säulen- 
struktur“ der EU wurde abgeschafft, für den größten Teil der Innen- und 
Rechtspolitik der Union braucht es nun nicht mehr die Einstimmigkeit, 
sondern nur noch eine qualifizierte Mehrheit im Rat. Das Europäische 
Parlament ist nun zwar am Rechtssetzungsprozess beteiligt, der aber 
weiterhin von der Exekutive - der Kommission und den im Rat vertrete- 
nen Regierungen der Mitgliedstaaten - dominiert wird. 

Der Umfang der Politik Innerer Sicherheit auf EU-Ebene hat sich 
seit den Anfängen erheblich ausgedehnt. Dafür sorgten unter anderem 
die seit dem Tampere-Gipfel von 1999 aufgestellten Fünf-Jahres- 
Programme sowie die diversen Aktionspläne zu einzelnen Bereichen - 
angefangen mit dem zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität von 
1997 über die gegen Terrorismus 2001 und 2004 bis hin zu diversen 
Plänen zur Sicherung der Außengrenzen und gegen „illegale Einwande- 
rung“. Während sich die EU einerseits mit diesen Plänen dazu zwingt, 
die einmal beschlossene Richtung einzuhalten und das darin enthaltene 
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Gesetzgebungsprogramm zu befolgen, sind es andererseits die verschie- 
denen Acquis, die Kataloge des rechtlichen „Besitzstandes“, die dafür 
sorgen, dass die EU als Ganze keine politische Kehrtwende machen kann 
und auch die Mitgliedstaaten in der Spur bleiben. 


Auf dem Weg zum Binnenmarkt für Polizeidaten 


Das 1995 in Betrieb genommene SIS ersetzt heute für den europäischen 
Raum die internationale Fahndung via Interpol. Es war das erste supra- 
nationale polizeiliche Datensystem und lange Zeit das einzige, das nicht 
nur von den Zentralstellen, sondern von BeamtInnen vor Ort abgefragt 
werden konnte. Ausschreibungen eines Staates wurden nun automatisch 
von den anderen übernommen und mussten nicht mehr in ein nationa- 
les Register übertragen werden, wie das bei Interpol-Fahndungsmeldun- 
gen der Fall ist. Ende 2011 waren rund 40 Millionen Sachen und 
904.000 Personen im SIS gespeichert. Nach wie vor bezieht sich der 
weitaus überwiegende Teil der Personendaten (76 Prozent) auf „uner- 
wünschte Drittausländer“, denen die Einreise in die EU verweigert wer- 
den soll. Nur knapp vier Prozent der erfassten Personen sind zur Fest- 
nahme und Auslieferung, weitere acht Prozent zur Aufenthaltsermittlung 
(u.a. Zeugen oder Beschuldigte kleinerer Delikte) und weitere vier Prozent 
zur verdeckten Registrierung, sprich Überwachung, ausgeschrieben.‘ 

Die Dominanz der ausländer- und grenzpolizeilichen Funktion be- 
stand, seit das System ans Netz ging, und entspricht der Bedeutung, die 
das Thema Grenzen und Bekämpfung der „illegalen Einwanderung“ 
ständig für die EU-Innen- und Rechtspolitik hat(te). Die Koppelung von 
Migrationsabwehr und polizeilicher Arbeit kommt aber nicht nur in 
diesem System zum Ausdruck. Während das polizeiliche Fahndungssys- 
tem SIS (und sein nun voraussichtlich 2013 ans Netz gehender Nachfol- 
ger SIS II) auch für die Ausländerbehörden und Konsulate zugänglich 
ist, wird umgekehrt das Visa-Informationssystem (VIS) von den Konsu- 
laten und Ausländerbehörden gefüttert und kann von den an der Grenze 
oder im Inland kontrollierenden PolizistInnen abgerufen werden. Auch 
für das 2003 in Betrieb genommene Eurodac, in dem die Fingerabdrücke 
von Asylsuchenden erfasst und zur Verhinderung des „Asylmissbrauchs“ 
abgeglichen werden, soll es demnächst einen polizeilicher Zugang geben. 


6 Ratsdok. 8281/12 v. 28.3.2012 
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Mit den neuen Informationssystemen hat auch die Biometrie als Identifi- 
zierungstechnik Einzug gehalten. Sie wird in den kommenden Jahren die 
polizeiliche Kontrolle an den Grenzen und auf den Straßen der EU revolu- 
tionieren. Die jahrelangen Verzögerungen beim Aufbau des VIS und des 
SIS II halten Kommission und Rat nicht davon ab, in diese Richtung wei- 
ter zu marschieren: Ein Ein- und Ausreise-Erfassungssystem und ein Pro- 
gramm für registrierte Reisende sind in Planung.” 

Der 1993 begonnene Aufbau von Europol schien die Träume von 
Kriminalpolizisten und Staatsschützern wahr werden zu lassen. Der 
damalige BKA-Präsident Hans-Ludwig Zachert sah in dem Amt die 
Quintessenz polizeilicher Zentralstellen verwirklicht: „die Informations- 
sammlung, -auswertung und die daraus abgeleitete Koordination poli- 
zeilicher Aktivitäten“, die seit der 1819 gegründeten Zentralen Untersu- 
chungskommission in Mainz, der politischen Polizei Metternichs also, 
das Wesen dieser Zentralstellen ausmache.® Europol sollte nicht nur den 
schnellen Informationsaustausch ermöglichen, sondern vor allem durch 
strategische und operative Auswertungen - „intelligence“ - einen Mehr- 
wert in der Bekämpfung organisierter Formen der Kriminalität, ein- 
schließlich Terrorismus, bringen. Zu den wichtigsten „strategischen“ 
Produkten gehören mittlerweile die Lagebilder zum Terrorismus (TE- 
SAT) und zur Organisierten Kriminalität (OCTA), deren praktischer 
Wert aber sehr zu bezweifeln ist. Für die operative Auswertung betreibt 
das Amt seit Inkrafttreten der Europol-Konvention 1999 „Arbeitsdateien 
für Analysezwecke“ (AWF). Hier sollen alle in einem Komplex anfallen- 
den Daten ausgewertet werden dürfen, weshalb der erfassbare Personen- 
kreis kaum eingegrenzt wurde. Andererseits sollte der Zugang auf die 
zuständigen Europol-Bediensteten sowie die Verbindungsbeamten und 
Experten der an dem Auswertungsprojekt beteiligten Mitgliedstaaten 
beschränkt sein. Seit einigen Jahren liegt die Zahl dieser temporären Da- 
teien konstant bei etwa zwanzig. Im Dezember 2003 waren in den damals 
19 AWF 146.000 Personen gespeichert. Neuere Zahlen gibt es nicht.” 

Nach langer Verzögerung ging 2005 auch das Europol-Informations- 
system (EIS) ans Netz, in dem die Kripo-Zentralen der Mitgliedstaaten, 
die Europol National Units (ENU), alle in das breite Mandat des Amtes 


7  s. Hayes, B.; Vermeulen, M.: Borderline. EU Border Surveillance Initiatives, Berlin 2012 

8 Zachert, H.-L.: Die zukünftige Bedeutung der kriminalpolizeilichen Zentralstellen, in: 
BKA-Vortragsreihe Bd. 38, Wiesbaden 1993, S. 31-42 (32 f£.) 

9 Busch, H.: Europol, in Bürgerrechte & Polizei/CILIP 91 (3/2008), S. 33-41 (37 £.) 
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fallenden Fälle samt der zugehörigen (potenziellen) Verdächtigen gespei- 
chert werden sollen. Dreizehn ENUs benutzten hierzu Ende 2011 auto- 
matisierte „data loader“. Das System wird von den Mitgliedstaaten in 
sehr unterschiedlichem Maße genutzt und die Europol-Jahresberichte 
lesen sich deshalb auch regelmäßig wie Werbebroschüren eines Hände 
ringend nach KundInnen suchenden Unternehmens. Von den 183.240 
Ende 2011 im EIS gespeicherten „Objekten“ (davon 41.193 zu Perso- 
nen) stammten 27 Prozent aus Deutschland, das damit vor Belgien, 
Frankreich und Spanien der wichtigste „Datenbesitzer“ ist. Rund sechs 
Prozent der „Objekte“ hat Europol selbst aufgrund der Mitteilungen von 
Drittstaaten und -organisationen wie Interpol eingegeben. Ein ähnliches 
Bild zeigt sich bei den Abfragen: Fünf ENUs waren für 79 Prozent aller 
Recherchen im EIS verantwortlich (BKA - 34 Prozent) .'° 

Die Polizeien der Mitgliedstaaten erklären zwar regelmäßig, dass sie 
eine Aufwertung Europols wollen, handeln aber oft anders: Praktisch 
interessiert sie vor allem der schnelle Informationsaustausch, der vor 
allem über die bei Europol stationierten VerbindungsbeamtInnen der 
ENUs und damit an den Informationssystemen des Amtes vorbei läuft. 

Der im Haager Fünfjahresprogramm von Ende 2004 verkündete 
„Grundsatz der Verfügbarkeit“ signalisierte eine Neuausrichtung der 
EU-Datenbankpolitik. Erklärtes Ziel war es nun, keine weiteren zentra- 
len Informationssysteme aufzubauen, sondern den gegenseitigen Zugriff 
der Polizeien der Mitgliedstaaten auf ihre jeweiligen nationalen Daten- 
bestände zu ermöglichen. Praktisch würde dies einen grenzenlosen Bin- 
nenmarkt für Polizeidaten mit entsprechend erhöhten Risiken für den 
Datenschutz bedeuten. Zwar sind dennoch weitere zentrale Datenbank- 
projekte in Planung und Aufbau (neben den Projekten im Bereich der 
verpolizeilichten Migrationskontrolle, ein gemeinsames Strafregister, ein 
Kriminalaktennachweis, eine Sammlung über „troublemakers“, gegebe- 
nenfalls im SIS), dennoch zeigt sich eine Abkehr von der zentralistischen 
Perspektive hin zu einer Vernetzung, die von zentralen Informationssys- 
temen und Institutionen wie Europol unterstützt wird. Mit dem Prümer 
Vertrag bzw. dem entsprechenden EU-Beschluss wurde der Grundsatz für 
DNA-, Fingerabdruck- und Kfz-Daten realisiert. Für nachfolgende Infor- 
mationsersuchen im Falle eines Datenbanktreffers wurden nationale Kon- 
taktstellen errichtet - ein Konzept, das bereits seit längerem für den In- 


10 EIS-Statistik für 2011 in Ratsdok. 6038/12 v. 8.2.2012 
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formationsaustausch bei Sportereignissen und Demonstrationen prakti- 
ziert wird. Mit der „schwedischen Initiative“ wurden zudem verbindliche 
Fristen für die Beantwortung von Ersuchen eingeführt (acht Stunden für 
dringende Anfragen, 14 Tage im Normalfall). Europol soll bei allen Ersu- 
chen, die in sein Mandat fallen, Kopien erhalten. In diesem Kontext rückte 
auch die Rolle der für internationale Zusammenarbeit zuständigen natio- 
nalen Stellen stärker ins Blickfeld: Sie sollen „one-stop-shops“ sein, d.h. 
als ENU wie als Interpol-Zentralbüro, als Kontaktstellen für den „Prüm“- 
wie für den Schengener Datenaustausch (SIRENE) fungieren." 


Dichte Grenzen 


Die Zusammenarbeit der Grenzpolizeien hat seit den 90er Jahren in der 
EU mindestens einen genauso großen Stellenwert wie die der Kriminal- 
polizeien. Noch im Jahrzehnt davor schien das kaum vorstellbar. Seit 
den frühen 80er Jahren nämlich waren sich die Länder des nördlichen 
Westeuropas mit ihrer Abschottungspolitik gegen Flüchtlinge und Im- 
migrantInnen immer wieder in die Quere gekommen. Man verfolgte 
zwar das gleiche Ziel, die Begrenzung oder Verhinderung von Einwande- 
rung vor allem aus der Dritten Welt, und bediente sich derselben Mittel 
- von der sukzessiven Verschärfung des Asyl- und Ausländerrechts über 
die Ausdehnung des Visumszwangs bis zu verstärkten Grenzkontrollen. 
Allerdings betrieb man diese Abschottung jeweils im eigenen national- 
staatlichen Interesse und damit in Konkurrenz zu den Nachbarstaaten. 
Das SDÜ von 1990 markierte einen ersten Schritt zur Europäisie- 
rung. Die Vertragsstaaten (später die EU-Mitgliedstaaten) sollten die 
Grenzen im „gegenseitigen Interesse“ kontrollieren und überwachen. 
1991 beschloss der Schengener Exekutivausschuss ein entsprechendes 
Handbuch, das die „gemeinsamen Standards“ genauer definierte und 
sich fünfzehn Jahre später zum Schengener Grenzkodex mauserte. 1993, 
im Vorfeld der Inkraftsetzung des SDÜ, entsandte der Exekutivaus- 
schuss erstmals Beobachterteams, um zu überprüfen, ob und wie die 
Vertragsstaaten die Standards umsetzten. 1997 folgte eine zweite „Eva- 
luation“, nach der formellen Eingliederung der Schengen-Kooperation in 
die EU wurde dies zur Aufgabe einer ständigen Ratsarbeitsgruppe, die 
vor allem die Beitrittskandidaten unter die Lupe nahm. Trotz der Anglei- 
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chung von Standards, des Austauschs von VerbindungsbeamtInnen und 
der technischen Verzahnung insbesondere durch das SIS betrieben die 
Mitgliedstaaten das Geschäft der Kontrolle und -überwachung ihrer 
Außengrenzen jeweils in eigener Zuständigkeit. Das änderte sich seit 
dem Amsterdamer Vertrag nur insoweit, als die rechtlichen Regelungen 
für die Grenzen nicht mehr von den Mitgliedstaaten, sondern von der 
EU gesetzt wurden; die Grenzpolitik wurde „vergemeinschaftet“, ihre 
Ausführung oblag weiter den nationalen Grenzbehörden. 

Diese rechtliche Aufteilung blieb auch erhalten, als die Zusammenar- 
beit der EU-Grenzpolizeien seit den Nullerjahren enger wurde: Ab 2002 
begann man mit gemeinsamen Operationen und richtete gemeinsame Zent- 
ren ein, die 2005 in der Grenzschutzagentur Frontex zusammengefasst 
wurden. Diese ist, wie Christoph Marischka bemerkte, eine „Vernetzungs- 
maschine“.'” Sie sorgt für den Kontakt zwischen den Grenzpolizeien, mit 
Europol und anderen EU-Stellen, mit den Pufferstaaten rund um die Au- 
ßengrenzen, aber auch mit der Sicherheitsindustrie. Frontex spielt eine 
zentrale Rolle bei der Entwicklung neuer Techniken, bei den Biometriepro- 
jekten der EU wie bei der Grenzüberwachung per Satellit oder Drohnen. 

Die Agentur hat zwar selbst keine exekutiven Befugnisse, aber die 
von ihr initiierten und „koordinierten“ gemeinsamen Operationen haben 
nicht nur quantitativ zugenommen, sondern sich insbesondere im Mit- 
telmeer verstetigt. Die 2011 novellierte Frontex-Verordnung verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, nicht nur für Soforteinsatzteams (RABITs), sondern 
auch für reguläre gemeinsame Einsätze feste Kapazitäten an Personal 
und Ausrüstung vorzuhalten. Die Agentur kann nun auch mehr eigenes 
Material anschaffen und erhält zudem neben dem Mitgliedstaat, auf 
dessen Gebiet oder in dessen Gewässern die Operation stattfindet, Lei- 
tungsfunktionen. Mit dem geplanten Grenzüberwachungssystems Euro- 
sur wird ihr Einfluss auf die nationalen Grenzpolizeien weiter wachsen.” 


Grenzüberschreitungen 


Dass PolizistInnen auf dem Gebiet anderer Staaten tätig werden, ist 
längst keine Ausnahme mehr. Hier ein kurzer Überblick: '* 


12 Marischka, C.: Vernetzungsmaschine Frontex, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 89 
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"» Ermittlungen: Forderungen nach einer direkteren Kooperation bei 
Ermittlungen standen am Anfang der neuen Polizeikooperation in den 
späten 70er und frühen 80er Jahren. Gemeint war damit vor allem ein 
direkterer Informationsaustausch. Um den zu erleichtern, begannen 
damals auch die europäischen Staaten Verbindungsbeamte zu Polizeien 
anderer Länder - nicht nur in Europa - zu entsenden. Um die Rechts- 
hilfe zu beschleunigen, behalf man sich zudem mit abgestimmten Paral- 
lelermittlungen. Das EU-Rechtshilfeübereinkommen aus dem Jahr 2000 
und ein Rahmenbeschluss von 2002 erlaubten zusätzlich die Einrichtung 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen (GEG), die in allen jeweils beteiligten 
Staaten ermitteln können. Nach anfänglichem Zögern haben sich die 
Mitgliedstaaten mittlerweile mit dem neuen Instrument angefreundet. 
Laut dem Eurojust-Jahresbericht gab es 2011 insgesamt 41 neue GEG, 
darunter 33 mit Beteiligung von Eurojust und Europol. 

=» Verdeckte Methoden: Das SDÜ hatte bereits Regelungen für 
grenzüberschreitende Observationen und kontrollierte Lieferungen von 
Drogen vorgesehen. Mittlerweile ist das Spektrum der verdeckten Ein- 
sätze auf fremdem Territorium erheblich breiter und umfasst auch die 
Entsendung und Ausleihe von verdeckten Ermittlern. Die Zeit der nicht 
abgesprochenen Aktionen und der Skandale ist weitgehend vorbei. Das 
SDÜ und die diversen bilateralen Abkommen fordern zwar noch eine 
Meldung grenzüberschreitender Einsätze an die Zentralstellen, ob diese 
in der Realität tatsächlich erfolgt, darf bezweifelt werden. Insbesondere 
in dringenden Fällen oder bei Operationen, an denen mehr als zwei Mit- 
gliedstaaten beteiligt sind, übernehmen die Verbindungsbüros bei Euro- 
pol oder Eurojust eine vermittelnde Rolle. 

" Grenznahe Zusammenarbeit: Durch bilaterale Abkommen auf der 
Grundlage des SDÜ wurde seit den 90er Jahren auch die Bandbreite der 
polizeilichen Zusammenarbeit an den Binnengrenzen erweitert. Gemein- 
same Zentren fungieren dabei als Drehscheibe für Informationen und 
Abstimmung von Einsatzplänen. Auch gemeinsame Streifen und Ob- 
servationsgruppen gehören inzwischen zur Normalität. Mit dem Prümer 
Vertrag verfügt der größte Teil der EU über Rechtsgrundlagen, die selbst 
die Ausübung exekutiver Befugnisse auf der anderen Seite erlauben. 

" Großereignisse: Bereits Ende der 80er Jahre begannen die damali- 
gen TREVI-Mitglieder eine Kooperation gegen „Fußballrowdies“, 1996 
folgte eine erste „gemeinsame Maßnahme“ über die Zusammenarbeit in 
Sachen „public order“. Ab 2001 rückten auch Demonstrationen gegen 
EU- oder G8-Gipfeltreffen ins Blickfeld der EU. Neben dem Informati- 
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onsaustausch über nationale Kontaktstellen, der Entsendung von Ver- 
bindungsbeamten in die Einsatzzentralen und von „spotters“ — szene- 
kundigen Beamten - an die Orte des Geschehens gehört zu dieser Ko- 
operation mittlerweile auch die Gestellung von Wasserwerfern und die 
Entsendung größerer Bereitschaftspolizei-Einheiten. Die BRD hat sich 
dabei als Vorreiterin profiliert. 

"= Militarisierte Außenpolitik: Polizeiliche Auslandseinsätze finden 
zwar nicht nur unter dem Dach der EU, sondern auch unter dem der UN 
und der NATO statt. Seit Ende der 90er Jahre bemüht sich die EU aller- 
dings um eine eigene „Sicherheits- und Verteidigungspolitik“. Die Mit- 
gliedstaaten verpflichteten sich nicht nur zur Bereitstellung von militäri- 
schen, sondern auch zu polizeilichen „Kapazitäten“ für Auslandseinsätze. 
Ziel ist u.a., „robuste“ Polizeikräfte auch in „prekären Situationen“ und 
zeitweise unter militärischem Kommando einsetzen zu können. Dies geht 
am einfachsten mit Polizeien, die wie etwa die italienischen Carabinieri 
zwar zivile Aufgaben wahrnehmen, aber dem Verteidigungsministerium 
und einem militärischem Dienstreglement unterstehen. Das bedeutet aber 
auch, dass Mitgliedstaaten wie die BRD, deren Polizeien keinen Kombat- 
tantenstatus (mehr) haben, unter Anpassungsdruck stehen. 


Folgen 


Die Folgen der neuen europäischen Polizeikooperationen zeigen sich nicht 
nur in neuen Institutionen, Datenbanken oder Kooperationsmechanismen 
auf EU-Ebene, sondern haben auch die Polizeien, die diese europäischen 
(und internationalen) Instrumente benutzen, selbst verändert. Das zeigt 
sich im deutschen Falle zuvorderst am BKA. Dass seine neue Abteilung 
„Internationale Koordinierung“ vom Wiesbadener Hauptsitz nach Berlin 
umgezogen ist, mag angesichts der heutigen technischen Möglichkeiten 
ein rein symbolischer Akt gewesen sein. Festzuhalten bleibt jedoch, dass 
die mit internationalen Fragen beschäftigten Organisationsteile über die 
Jahrzehnte stetig gewachsen sind und an Bedeutung zugenommen ha- 
ben." 

Anders als in früheren Phasen der internationalen Zusammenarbeit 
wirken sich die Entwicklungen der letzten Jahrzehnte aber nicht nur auf 
die Zentralstellen, sondern auf nahezu die gesamte polizeiliche Organi- 


15 siehe insgesamt Töpfer a.a.O. (Fn. 4) 
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sation aus. Die heute ungleich vielfältigeren Kooperationsformen haben 
dazu geführt, dass das BKA sein Monopol auf die Zusammenarbeit mit 
dem Ausland verloren hat. Das Bundespolizeipräsidium erhielt bei der 
letzten Organisationsreform eine eigene Abteilung „Internationale An- 
gelegenheiten/Europäische Zusammenarbeit“, richtete einen Personal- 
„Pool für Auslandsverwendungen“ ein und baut eine Auslandshundert- 
schaft auf.'° Die Polizeien der meisten Bundesländer sind heute an der 
grenznahen Zusammenarbeit beteiligt. Und selbst eine Identitätskon- 
trolle durch einen „einfachen“ Streifenbeamten mitten in der BRD erhält 
durch die Abfrage des SIS eine europäische Dimension. 

Dass die EU längst mehr ist als die Summe ihrer Einzelteile, mehr 
als ein Konglomerat von (souveränen) Staaten, die enger zusammenar- 
beiten, haben wir in dieser Zeitschrift schon des öfteren thematisiert.” 
Es sind zwar die nationalen Regierungen, die die Innen- und Rechtspoli- 
tik im Rat definieren; sie tun dies aber gemeinsam und für die Mitglied- 
staaten verbindlich. Es gibt zwar nicht die europäische Polizei; Europol hat 
nicht die zentrale Bedeutung, die die Minister ihm und das Amt sich 
selbst geben wollen. Und auch das EU-Grenzschutzkorps, das der deut- 
sche Innenminister Otto Schily 2001 forderte, gibt es noch nicht. Den- 
noch sind die nationalen Grenzen für die Polizeien der Mitgliedstaaten 
keine wirklichen Begrenzungen mehr und die EU-Agenturen und Infor- 
mationssysteme spielen in dieser „Konvergenz“ eine tragende Rolle. 

Für die BürgerInnen Europas verheißt diese neue eigentümliche 
Staatlichkeit nichts Gutes: Die Möglichkeiten, von unten auf die Gestal- 
tung (nicht nur) des polizeilichen Europas Einfluss zu nehmen, sind 
schon allein durch dessen räumliche Dimension beschränkt. Dass seit 
Lissabon nun auch Klagen vor einem EU-Gericht gegen Handlungen von 
EU-Agenturen möglich sind, ist da nur ein sehr kleiner Fortschritt. 

Für diejenigen, die an Europas Außengrenzen scheitern, ist dieses 
Klagerecht kaum existent. Sie müssten nicht nur nachweisen können, 
dass Frontex ihnen ihre Rechte genommen hat. Sie müssten überhaupt 
erst den Zugang zu einem Gericht finden. Für sie ist die EU längst ein 
einheitliches staatliches Gebilde - eines mit oft tödlichen Folgen. 


16 Maurer, A.: Entgrenzung der Bundespolizei, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 90 
(2/2008), S. 21-31 (29 £) 

17 Busch, H.: Europäischer Staat (im Aufbau), in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 84 
(2/2006), S. 3-8 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Blick zurück nach vorn! 
Für eine Neubelebung der Debatte um die Geheimdienste 
von Mark Holzberger und Albrecht Maurer 


Die Abschaffung der Geheimdienste oder mindestens die Verteidi- 
gung des Gebots der Trennung von Diensten und Polizei gehören 
zum ständigen politischen Repertoire der deutschen Linken und 
Bürgerrechtsorganisationen. Vor dem Hintergrund der Politik der 
„vernetzten Sicherheit“ in der BRD wie im Rahmen der EU drohen 
diese Forderungen zu bloßen Bekenntnissen zu verkommen. 


„Der Verfassungsschutz hat durch seine vierzigjährige Tätigkeit nichts 
zum Schutz der Verfassung beigetragen. Er hat vielmehr durch seine 
systembedingten, unvermeidbaren Übergriffe und Skandale und durch 
die Erzeugung von demokratischer und freiheitlicher Unsicherheit die 
Verfassung geschädigt.“ So heißt es in einer Broschüre mit dem Titel 
„Weg mit dem Verfassungsschutz“, die die Humanistische Union 1990 
vorlegte.' Die Forderung, die Trennung von Polizei und Geheimdiensten 
aufrecht zu erhalten bzw. wiederherzustellen oder die Geheimdienste 
gleich ganz abzuschaffen, wird seit langem von allen deutschen Bürger- 
rechtsorganisationen vertreten. Sie speiste sich aus den Erfahrungen mit 
den Berufsverboten der 70er und 80er Jahre und aus den vielen Skanda- 
len, für die die Geheimdienste verantwortlich waren. 

Polizeiliches Handeln, besonders im Staatsschutzbereich, und das 
Interagieren von Polizei und Diensten wird im Diskurs von Bürger- 
rechtsgruppen und linken Organisationen oft als politisch zielgerichte- 
tes, rechtlich umfassend abgesichertes und technisch perfekt durchorga- 
nisiertes Vorgehen wahrgenommen: Ein homogener, (quasi all-)mäch- 
tiger Staatsapparat im Kampf gegen einzelne Bürger bzw. den politi- 
schen Gegner. 


1 Humanistische Union: Weg mit dem Verfassungsschutz, München 1991 
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Dass die Wirklichkeit vielschichtiger ist, als diese (zugegebenermaßen 
holzschnittartige) Schablone, wurde dieser Tage wieder einmal sichtbar 
im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss zum „Nationalsozialisti- 
schen Untergrund“ (NSU): Das Ausmaß, wie z.B. der bayerische Verfas- 
sungsschutz die Nürnberger Strafverfolgungsbehörden systematisch hat 
auflaufen lassen -— das erinnerte nicht nur an ein örtliches „Dilletan- 
tenstadl“ mit allerdings lebensgefährlichen Folgen, sondern widerspricht 
auch landläufigen Annahmen innerhalb der Bürgerrechtsszene über 
nahezu perfekt erfassende und kommunizierende Sicherheitsapparate.” 

Ziel dieses Artikels ist es - thesenartig - darauf hinzuweisen, dass 
der bürgerrechtliche Diskurs der letzten Jahrzehnte über das Verhältnis 
von Polizei und Nachrichtendiensten auch durch eigene Defizite und 
Versäumnisse geprägt ist. Die CILIP-Hefte waren und sind zwar von Be- 
ginn an eine umfassende Quelle zur Dokumentation und kritischen Beo- 
bachtung einer immer enger werdenden Zusammenarbeit von Polizei und 
Geheimdiensten.” Und dennoch wirkt die dort geübte Kritik u.E. oftmals 
als durch die realen Zustände überholt - und etwas „angestaubt“. 

Dies erscheint uns als eine Folge dessen, dass innerhalb der Bürger- 
rechtsbewegung eigene tradierte Positionen allzu selten auf ihre zeitge- 
mäße Herleitung hin überprüft werden. Nicht nur bei den Sicherheitsor- 
ganen — auch in bürgerrechtlichen Debatten wird das Trennungsgebot 
bzw. die Forderung nach Abschaffung der Geheimdienste zu einer - 
wenngleich ehrenhaften - Worthülse. Möglicherweise ist das auch einer 
der Gründe für den relativ geringen Einfluss der Bürgerrechtsbewegung 
auf die durchaus besorgniserregenden Entwicklungen innerhalb und im 
Zusammenspiel der Polizeibehörden und Geheimdienste unseres Landes. 


Die „guten alten Zeiten“ 


Dass Polizei und Verfassungsschutz in der BRD getrennt voneinander 
organisiert wurden, ist bekanntlich keine Errungenschaft der „Väter und 
Mütter des Grundgesetzes“ und der hinter ihnen stehenden deutschen 


2 Das Landesamt verweigerte der zuständigen polizeilichen BAO mehr als ein halbes Jahr 
lang systematisch brauchbare Informationen über Nazis im Nürnberger Raum und lenk- 
te damit selbst unmittelbar die polizeilichen Ermittlungen in die falsche Richtung. 

3 vgl. u.a. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 57 (2/1997): Reform der Politik Innerer Sicher- 
heit, insbesondere die Artikel von O. Diederichs: Reformen der Sicherheitsbehörden, 
W.-D. Narr: Thesen zur Inneren Sicherheit und N. Pütter: Umdenken in der Gesetzge- 
bung, sowie Bürgerrechte & Polizei/CILIP 90 (2/2008) „Sicherheitsarchitektur I“. 
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Parteien. Ganz im Gegenteil: Das Trennungsgebot wurde von den Mili- 
tärgouverneuren der drei westdeutschen Besatzungszonen verfügt. In 
ihrem „Polizeibrief“, einem Schreiben an den Parlamentarischen Rat 
vom 14. April 1949, legten sie fest, dass der künftige Nachrichtendienst 
der Bundesrepublik keine polizeilichen Kompetenzen haben dürfe.* Der 
Brief galt zumindest bis zum „Zwei-plus-vier-Vertrag“ von 1990, der das 
vereinigte Deutschland in die volle Souveränität entließ, als förmlicher 
Bestandteil bundesdeutschen Verfassungsrechts. 

Im traditionellen Verständnis hat das Trennungsgebot mindestens 
drei Dimensionen: Es beinhaltet erstens eine organisatorische Trennung, 
wonach weder die Nachrichtendienste einer Polizeidienststelle angeglie- 
dert noch umgekehrt eine polizeiliche Organisation einem der Dienste 
angehängt werden darf. Es impliziert zweitens eine funktionelle Tren- 
nung: Demnach haben Polizei und Nachrichtendienste grundsätzlich 
unterschiedliche gesetzliche Aufgaben. Während Polizeibehörden der 
Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung dienen, darf der Verfassungs- 
schutz auch nach völlig legalen „Bestrebungen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung“ forschen. Hinzu kommen drittens unter- 
schiedliche Befugnisse: Geheimdienste sind demzufolge keine einen 
unmittelbaren Zwang ausübenden Vollstreckungsbehörden. Sie haben 
keine Befugnisse zur Durchsuchung, Beschlagnahme, Vernehmung oder 
gar Festnahme. Umgekehrt sollte den Polizeibehörden der Einsatz nach- 
richtendienstlicher Mittel untersagt sein. 

Spiegelt man nun die Realität an diesen hehren Ansprüchen, dann 
wird klar, dass von diesen Bestandteilen kaum etwas übrig geblieben ist: 
Die organisatorische Trennung existiert zwar noch in dem Sinne, dass 
Polizei und Geheimdienste unterschiedliche Behörden sind. Tatsächlich 
geht ihre Zusammenarbeit längst weit über den anlassbezogenen Infor- 
mationsaustausch hinaus, den schon die Unkeler Richtlinien von 1954 
vorsahen und der schließlich 1990 im Bundesverfassungsschutzgesetz 
förmlich verankert wurde. Sie kooperieren heute „ad hoc“ innerhalb 
großer Ermittlungsverfahren (wie im Falle der sog. Sauerland-Gruppe) 
oder bei Großeinsätzen (wie G8- oder Nato-Gipfeln) in sogenannten 
Besonderen Aufbauorganisationen (BAO). Dass diese temporäre Zu- 


4 Der Polizeibrief bildete gleichzeitig eine Reaktion auf den Vorstoß der Ministerpräsiden- 
ten der amerikanischen Besatzungszone, die im Frühjahr 1948 von der US-Militärregie- 
rung die Bildung einer geheimen politischen Polizei gefordert hatten. Dies belegen histo- 
rische Dokumente, die Bürgerrechte & Polizei/CILIP in Heft 27 (2/1987) dokumentierte. 
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sammenarbeit sich länger hinziehen kann, ergibt sich schon aus der 
Dimension der betreffenden Verfahren oder Einsätze. Zur Fiktion wird 
die organisatorische Trennung angesichts gemeinsamer institutionali- 
sierter Gremien wie z.B. dem Gemeinsamen Terrorabwehrzentrum 
(GTAZ), dem Gemeinsamen Analyse und Strategiezentrum Illegale Migra- 
tion (GASIM) oder dem jetzt neu geschaffenen Gemeinsamen Abwehr- 
zentrum Rechts (GAR). Schließlich besteht der Zweck dieser Gremien 
gerade darin, beide Seiten auch organisatorisch zusammenzubringen. 
Ähnlich sieht es bei der funktionellen Trennung aus: Während der 
polizeiliche Staatsschutz seit Jahrzehnten auch das eigentlich straflose 
Vorfeldverhalten potentieller Straftäter auskundschaftet, wurde dem Ver- 
fassungsschutz und dem Bundesnachrichtendienst in den 90er Jahren 
ermöglicht, bei der Bekämpfung der „organisierten Kriminalität“ tätig zu 
werden, der eigentlich den Strafverfolgungsbehörden vorbehalten war. 
Durcheinander geraten sind auch die Befugnisse von Polizei und 
Geheimdiensten. Hier war es vor allem die Polizei, der die Gesetzgeber 
in Bund und Ländern seit den 80er Jahren einen ganzen Kranz von ver- 
deckten - sprich: geheimen - Befugnissen im Vorfeld konkreter Gefahren 
und Verdachtsmomente zuschanzten, die sich von den „nachrichten- 
dienstlichen Mitteln“ der Geheimdienste praktisch nicht unterscheiden.’ 


Das schiefe Bild einer „neuen GESTAPO“ 


1978 erschien im Hamburger Jürgen Reents-Verlag eine Dokumentation 
der „Antifaschistischen Kommission des Kommunistischen Bundes“, die 
dem „Russell-Tribunal zur Untersuchung von Repression und Verlet- 
zung von Menschenrechten in der BRD“ vorgelegt wurde, Titel: „Nach 
Schleyer: ‚Sonderkommandos‘ in der BRD - Zügiger Aufbau der neuen 
GeStaPo“. Nun war die Behauptung, innerhalb der Bundesrepublik wür- 
de die Gestapo bzw. das Reichssicherheitshauptamt wieder errichtet, 
niemals CILIP-Position. Gleichwohl finden sich ähnliche Warnungen 
nicht nur bei Linksradikalen. Professor Eggert Schwan (seinerzeit noch 
CDU-Mitglied, Mitglied der Humanistischen Union und des Beirates des 


5 vgl. zu beiden Punkten u.a. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 39 (2/1991): Organisierte 
Kriminalität, insbesondere die Beiträge von H. Busch zur OK-Definition, ©. Diederichs 
zu Verfassungsschutz und OK sowie E. Weßlau zum Entwurf des „Gesetzes zur Be- 
kämpfung des illegalen Drogenhandels und anderer Formen der organisierten Kriminali- 
tät“ (OrgKG), das im darauf folgenden Jahr verabschiedet wurde. 
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Instituts für Bürgerrechte & öffentliche Sicherheit) schrieb beispielswei- 
se 1986 u.a. im Spiegel: „Sollten die Sicherheitsgesetze, darunter der 
Entwurf eines Gesetzes über die Zusammenarbeit von Polizei und Ge- 
heimdiensten verabschiedet werden, dann sind wir wieder dort, wo wir 
1933 gelandet sind, bei der Bildung der Gestapo.“ 

Der damalige „Alarmismus“, das wird am Bezugspunkt 1933 in dem 
Zitat von Eggert Schwan deutlich, sollte nicht die gesellschaftlichen 
Verhältnisse unter den Nazis und in der Bundesrepublik gleichsetzen, 
sondern vor Entwicklungen warnen, gegen die mit Trennungsgeboten 
und stark beschränkten zentralen staatlichen Institutionen nach 1945 
und 1949 Barrieren aufgerichtet worden waren. 

Ein solcher historischer Bezugspunkt war nützlich, weil er den Blick 
schärfte für die grundsätzlich unbegrenzten Kooperationen und Zentrali- 
sierungstendenzen in der Sicherheitspolitik. Er war auch zeitgemäß, weil 
das Niederreißen der Nachkriegsbarrieren, das heißt, das erneute Zu- 
sammenführen der Behörden und Befugnisse und die Zentralisierung 
der Sicherheitsbehörden Programmpunkt polizeilicher Experten wie dem 
BKA-Chef Horst Herold oder dem obersten Polizisten Baden-Württem- 
bergs Alfred Stümper waren. Die Warnungen vor einer neuen Geheim- 
polizei und den entsprechenden Gesetzen wurden durchaus verstanden. 

Zumindest problematisch war dieser Bezugspunkt aber, weil die tat- 
sächliche Entwicklung, auch aufgrund neuer technischer Möglichkeiten 
immer deutlicher in eine ganz andere Richtung lief: Vernetzung nicht 
Zentralisierung! Nicht unbedingt eine, sondern mehrere Spinnen in 
verschiedenen Netzen! Zum einen wuchs der Polizei ein geheimer Arm 
mit wuchernden Befugnissen, Institutionen und Gremien zu. Gleichzei- 
tig erhielten auch die Dienste in unterschiedlichem Ausmaß exekutive 
Arme und neue Zuständigkeiten. Im Ergebnis bestehen heute in der 
Bundesrepublik neben 38 Kriminalämtern und Geheimdiensten des 
Bundes und der Länder’ eine selbst für ExpertInnen kaum noch über- 
schaubare Zahl hybrider Gremien und Institutionen, in denen Polizei 
und Gemeindienste mehr oder weniger dauerhaft zusammenarbeiten.° 


6 Der Spiegel 25/1986 

7 die polizeiliche Seite: 16 Landeskriminalämter, das BKA, die Bundespolizei sowie das 
Zollkriminalamt; die Geheimdienste: 16 Landesämter und das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz, der Bundesnachrichtendienst und der Militärische Abschirmdienst 

8 vgl. Wörlein, J.: Institutionalisierte Kooperation von Polizei und Geheimdiensten, in: 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP 90 (2/2008), S. 50-61 
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Es fehlt eine gesetzgeberische Praxis 


„Wir wollen die Geheimdienste abschaffen“, so heißt es auf Seite 49 des 
im Herbst 2001 verabschiedeten Bundesprogramms der Partei Die Lin- 
ke. Die Grünen hatten dies ebenfalls bis in die frühen 90er Jahre vertre- 
ten.” Heute fordern dies im grünen Lager nur noch Einzelstimmen (z.B. 
die grüne Jugend in Niedersachsen). Inzwischen differenzieren Die Grü- 
nen stärker: Auf Bundesebene wird nur noch die Auflösung des MAD 
vorgeschlagen. Und im Hinblick auf den Inlandsgeheimdienst wird eine 
zahlenmäßige Reduzierung (Auflösung/Zusammenlegung) der 16 Lan- 
desämter für Verfassungsschutz gefordert. ' 

Die Abschaffungsforderung hatte bislang kaum praktische Bedeu- 
tung für die parlamentarische Arbeit der beiden Parteien. Aktuell hat die 
Linksfraktion im Thüringer Landtag - bezugnehmend auf die bekannt 
gewordene „systemische Blindheit“ des Amtes in Sachen NSU - einen 
Gesetzentwurf für die Auflösung des Landesamtes für Verfassungs- 
schutz vorgelegt. Zur Erfüllung der bundesgesetzlich vorgeschriebenen 
Zusammenarbeit mit den anderen Bundesländern solle eine Informati- 
ons- und Dokumentationsstelle ohne nachrichtendienstliche Befugnisse 
eingerichtet werden.'! Auch in der breiteren Öffentlichkeit haben Forde- 
rungen nach Abschaffung des Verfassungsschutzes derzeit wieder Kon- 
junktur. Sie zielen aber weniger auf das Prinzip des Geheimen, als viel- 
mehr auf die „Erfolglosigkeit“ der Arbeit des Verfassungsschutzes. 

Eine zweite Schwäche des bürgerrechtlichen Diskurses war und ist 
es, dass er folgenlos blieb. Nur ein einziges Mal wurde der Versuch un- 
ternommen, die Arbeit des Verfassungsschutzes rechtlich grundlegend 
zu „bändigen“: Die rot-grüne Landesregierung Niedersachsens produ- 
zierte 1992 immerhin - so Rolf Gössner - das „liberalste” Verfassungs- 
schutzgesetz Deutschlands.'? 

Zum einen wurde die Schwelle für das Tätigwerden des Landesam- 
tes erhöht: Bis dahin reichten hierfür „Bestrebungen“ gleich welcher Art 
gegen den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 


9 BT-Drs. 12/4402 und 12/4403, beide v. 17.2.1993, übrigens unter ausdrücklicher Be- 
zugnahme auf Forderungen der Bürgerrechtsbewegung der DDR, ein Argument, das 
heute vollkommen verschwunden ist. 

10 „Sicherheit im Dienst der Freiheit“ (Beschluss der grünen Bundestagsfraktion v. 
2. September 2011) 

11 Landtagsdrucksache 5/4161 vom 13.3.2012 

12 Vorgänge Nr. 124 (Heft 4/1993), S. 99-107 
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oder gegen die „freiheitliche demokratische Grundordnung“. Nun muss- 
ten solche Bestrebungen entweder durch Gewalt oder in „aktiv kämpfe- 
rischer, aggressiver Weise“ erfolgen. Zum anderen listete Rot-Grün - 
zum ersten Mal in der deutschen Geheimdienst-Geschichte - die zuläs- 
sigen nachrichtendienstlichen Mittel abschließend auf. Allen darüber 
hinausgehenden geheimen Aktionen des Verfassungsschutzes war damit 
ein gesetzlicher Riegel vorgeschoben worden. Ein zweites „Celler Loch“ 
sollte es nicht mehr geben. 

Seit nunmehr 20 Jahren gibt es aus den Reihen der Bürgerrechtsbe- 
wegung bzw. der Grünen und Linken keinen einzigen Entwurf zur Ab- 
schaffung oder radikalen Reform der Geheimdienstgesetze bzw. zur 
legislativen Ausgestaltung/Einschränkung des Zusammenwirkens von 
Polizei und Nachrichtendiensten. Gesetzentwürfe zur Verbesserung allein 
der parlamentarischen Kontrollrechte haben trotz geringer Fortschritte in 
Details allenfalls eine den Status Quo rechtfertigende Funktion. 

Dabei hätte nicht zuletzt die Arbeit des GTAZ Anlass für einen sol- 
chen grundlegenden Reformansatz geboten - z.B. um das Problem zu 
lösen, dass die Nachrichtendienste (die lediglich dem Opportunitäts- 
prinzip verpflichtetet sind) im Rahmen einer solchen auf Dauer angeleg- 
ten operativen Zusammenarbeit die (wiederum an das Legalitätsprinzip 
gebundenen) Strafverfolgungsbehörden manipulieren können. Heute 
entscheiden die Geheimdienstmitarbeiter im GTAZ selbst, ob bzw. wann 
sie Informationen an ihre Polizeikollegen weitergeben oder eben nicht. 
Hier wären grundlegende Reformen wie 1992 (z.B. im Hinblick auf die 
Übermittlungspflichten des Verfassungsschutzes $ 20 BVerfSchG) mehr 
als überfällig.'? 


Das Problem mit EUROPOL 


Auch die bürgerrechtliche Kritik an der Herausbildung einer europäi- 
schen Politik der Inneren Sicherheit basiert neben vielen richtigen und 
wichtigen Problembeschreibungen'* - auf drei (zumindest rückblickend 
gesehen) unzutreffenden Annahmen: 


13 Die Grünen hatten 2006 lediglich (oder immerhin) eine knappe Skizze dafür vorgelegt, 
wie sie sich die Schaffung sog. Anti-Terror-Dateien unter Beibehaltung der Trennung 
von Polizei und Nachrichtendiensten vorstellen könnten (BT-Drs. 16/2071 v. 
29.6.2006). 

14 aus der CILIP-Geschichte: Busch, H.: Europäische Innere Sicherheit, in: Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP 57 (2/1997), S. 58-67 
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Zum einen wurde prognostiziert, dass es innerhalb der EU zu einer un- 
heilvollen Zentralisierung polizeilicher Strukturen kommen würde. Eu- 
ropol erschien hier lange Jahre als die Schlange, vor der das bürgerrecht- 
liche Kaninchen wie im Schock erstarrt. Tatsächlich hatte aber weder die 
Gründung noch der spätere Ausbau des Haager Amtes den erwarteten 
Effekt. Europol spielt zwar - gar kein Zweifel - eine wichtige Rolle bei 
der polizeilichen Zusammenarbeit in der EU. Dies führte aber keines- 
wegs zu einer Entmachtung der Polizeibehörden der Mitgliedsländer, im 
Gegenteil: Entwicklungen, wie sie im Schengener Informationssystem 
bereits angelegt waren (und die später mit dem Prüm-Abkommen weiter 
fortgeführt wurden und durch die das Prinzip der allgemeinen Verfüg- 
barkeit aller polizeilichen Datenbestände auf die Spitze getrieben wur- 
de), haben nicht eine Zentralisierung der Polizeiarbeit bzw. des polizeili- 
chen Wissens bei Europol bewirkt. Vielmehr diente dies der engeren 
und unmittelbareren Kooperation der Polizeiorgane untereinander. 

In diesem Kontext wurde auch die Rolle der Bundesrepublik über- 
schätzt. Man ging - verstärkt Anfang der 90er Jahre - von einem allge- 
meinen deutschen Großmachtstreben innerhalb der EU aus. Das Bun- 
desinnenministerium (respektive die deutsche Polizei und insbesondere 
das BKA) galten nicht nur als Initiatoren, sondern auch als „Hauptnutz- 
nießer“ dieses (Zentralisierungs-) Prozesses.” 

Befürchtet wurde auch, dass es - über Europol - zu einem Unter- 
laufen bzw. Aufweichen des deutschen Trennungsgebotes kommen 
würde. Denn, in den EU-Mitgliedstaaten gibt es eben kaum reine Poli- 
zeibehörden. Einige EU-Staaten verfügen über regelrechte polizeiliche 
Nachrichtendienste (wie die Renseignements Generaux in Frankreich). 
In Großbritannien ist der Security Service, der frühere MI5, zwar von 
der Polizei getrennt, verfügt aber seit den 90er Jahren über „powers to 
bug and burgle“. Ein Trennungsgebot - wie in Deutschland - ist den 
meisten EU-Staaten fremd. Tatsächlich unternimmt aber das BKA seit 
Jahren bei Europol einige Verrenkungen, um das deutsche Trennungs- 
gebot zumindest in fein ziselierten Verabredungen pro forma aufrecht zu 
erhalten - ohne dass diese eigentlich ja paradoxe Rolle der deutschen 


15 vgl. zum Beispiel: Gössner, R.; Bethune, N.: Europas Sicherheitsbehörden machen mobil, 
in: „EUROPOL: Die Bullen greifen nach den Sternen - Europäische Gemeinschaft der 
Inneren Sicherheit, Hamburg und Berlin 1990 
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Vertreter seitens der bürgerrechtlichen Kritik wahrgenommen oder be- 
wertet wird. 

Im Ergebnis zeigt sich auch hier: Es ist ein Fehler, wenn man das 
deutsche Trennungsgebot (also eine Reaktion auf die Verbrechen der 
deutschen GESTAPO) ohne weiteres auf die EU zu übertragen versucht. 
Eine umfassende Analyse der Verhältnisse in den anderen Mitgliedstaa- 
ten müsste das berücksichtigen und dafür bürgerrechtliche Alternativen 
ausarbeiten. Wie müsste also die Antwort auf die im Grunde unaus- 
weichliche Frage ausfallen, wie denn bei Europol eine bürgerrechts- 
freundliche Zusammenarbeit aussehen könnte, angesichts der grundle- 
genden Strukturunterschiede europäischer Polizeibehörden? 

Wie im Inland, zeigt sich auch im europäischen Kontext, dass ein 
rückwärtsgewandtes - also argumentativ auf die deutsche Geschichte 
rekurrierendes und darauf beschränktes - Postulat des Trennungsgebo- 
tes wenig taugt. Auch auf europäischer Ebene muss der Kern des Tren- 
nungsgebots von Polizeien und Nachrichtendiensten re-formuliert wer- 
den, um überzeugende Antworten auf die Entwicklung des europäischen 
Überwachungsstaats entwickeln zu können. 

Auch hier liegen von CILIP sehr gute Situationsbeschreibungen und 
-analysen, aber noch keine allgemeinere Orientierung oder eine konkre- 
tere Auseinandersetzung um Trennungsgebot und Rolle der Geheim- 
dienste als aktuelle Forderungen europäischer Bürgerrechtspolitik vor.'° 


Für einen neuen Bürgerrechtsdiskurs 


Die Crux am diesbezüglichen bürgerrechtlichen Diskurs ist, dass es ihn 
nicht gibt ... Dabei gilt hier wie auch sonst: Offene Auseinandersetzun- 
gen machen nicht schwach. Vielmehr ermöglicht nur eine freie Debatte 
die Überprüfung und - wo nötig - die Verbesserung und Aktualisierung 
der eigenen Argumente. Um nicht missverstanden zu werden, wenn wir 
einen offenen Diskurs einfordern, dann nicht, um ein bestimmtes vor- 
gefertigtes Ergebnis durchdrücken zu wollen - oder etwa gar den Verfas- 
sungsschutz und seine Zusammenarbeit mit der Polizei hochzujubeln: 
=» Wir erinnern uns noch sehr gut daran, wie der Verfassungsschutz 
Mitte der 70er Jahre den ehemaligen Atommanager Klaus Traube 


16 Bürgerrechte & Polizei/CILIP 91 (3/2008): Sicherheitsarchitektur II - Europäische 
Großbaustelle 
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wegen des Verdachts der Unterstützung von RAF-Mitgliedern mo- 

natelang abhörte."” 

" Wir wissen, dass die Abhöraktion in Stuttgart-Stammheim 1977 
heute - 35 Jahre später (!) - immer noch nicht aufgeklärt ist. 

" Wir haben noch lebhaft in Erinnerung wie der Verfassungsschutz im 
Schmücker-Verfahren 15 Jahre lang nicht nur diverse Gerichte, son- 
dern auch die Verteidigung und die Angeklagten manipulierte. 

" Wir waren an dem Versuch beteiligt, parlamentarisch den sog. Plu- 
tonium-Skandal aufzuklären, als der BND dabei ertappt wurde, wie 
er agent provocateur spielen wollte. 

" Wir haben im Bundestagsuntersuchungsausschuss u.a. zur Aufklä- 
rung der polizeilich/geheimdienstlich gedeckten Entführung von 
Murat Kurnaz und Mohamed Haydar Zammar lernen müssen, was 
passiert, wenn man Polizei und Geheimdiensten in der Terroris- 
musbekämpfung quasi freie Hand lässt. 

"= Und wir haben uns nunmehr schon zwei Jahrzehnte mit der polizei- 
lich-nachrichtendienstlichen Heimlichtuerei herumgeschlagen, be- 
ginnend mit den Vorgängen um Bad Kleinen und mit dem vorläufi- 
gen und unrühmlichen Höhepunkt: den Umständen des Abtauchens 
und der vergeigten Aufdeckung der Mordserie des NSU. 

Das ist der Resonanzboden, auf dem wir auf „blinde Flecken“ - also auf 
Lücken in der bürgerrechtlichen Argumentation - hinweisen wollen. Die 
Ehrlichkeit gebietet es, darauf hinzuweisen, dass wir mit einer Abschaf- 
fungsforderung bzw. dem althergebrachten Rückgriff auf den Polizeibrief 
von 1949 keine Antworten und keinen Anklang finden werden, wenn 
öffentlich nach Antworten auf die o.g. Geheimdienst-Skandale und dar- 
unter gerade dem letzten im Zusammenhang mit dem NSU gesucht 
wird. 

In diesem Sinne erscheint uns eine Grundsatzdebatte notwendig, bei 
der zum einen die Forderung nach Abschaffung aller Geheimdienste auf 
den Prüfstand kommt: Welche Folgen hätte - so müssten wir fragen und 
Antworten finden - die unterschiedslose und vollständige Abschaffung 
aller deutschen Geheimdienste? In Zeiten, in denen terroristische Struk- 
turen nicht nur in der Lage, sondern zum Teil auch willens sind, wo 


17 vgl. dazu die erste Auflistung der Verfassungsschutzskandale in Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP 28 (3/1987), S. 12-30; eine neue Liste stellte Otto Diederichs 2009 zusam- 
men: Geheimdienstliche Sumpfblüten. Versuch einer Chronologie, in: Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP 93 (2/2009), S. 21-29 
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immer auf der Welt (Massen-)Verbrechen zu verüben, muss die Frage 
erlaubt sein, ob zur Verhinderung solcher Straftaten bzw. zur Aufde- 
ckung der entsprechenden kriminellen Infrastruktur geheime Ermitt- 
lungsmethoden erlaubt - und vielleicht sogar geboten sind. Braucht der 
Staat in solchen Fällen Geheimdienste? Gibt es Geheimdienstbereiche, 
deren Arbeit eben doch nicht durch noch so gute Forschungsarbeiten an 
Universitäten oder Stiftungen erledigt werden kann (was aus Bürger- 
rechts-Sicht immer wieder gerne als allumfassender Geheimdienst- 
Ersatz angeboten wird)? Könnte es sein, dass sich die Bürgerrechtsbe- 
wegung ein Stück weit schweigend darauf ausruht, dass Polizei und 
Nachrichtendienste (wie z.B. bei der „Sauerland-Gruppe“ oder den 
„Zugkofferbombern‘“) für sich in Anspruch nehmen, die Gesellschaft vor 
schwerwiegenden Attentaten bewahrt zu haben? Wo sind auf der ande- 
ren Seite jene Geheimdienstbereiche, die sich als inkompetent, als über- 
flüssig und sogar gefährlich erwiesen haben? 

Gefragt werden müsste auch, was die Folge wäre, wenn man zwar 
die Geheimdienste abschaffen würde, den Polizeibehörden und insbe- 
sondere den Staatsschutzabteilungen ihre verdeckten Ermittlungsme- 
thoden ließe. Wären wir dann im Ergebnis nicht eventuell sehr viel nä- 
her an Phänomen einer „Geheimen Staatspolizei“, als mit einem Neben- 
einander von Polizei und einem (gegebenenfalls mit ihr konkurrieren- 
den) Nachrichtendienst. Wir meinen, dass - wer immer die Abschaffung 
der Geheimdienste fordert - auch eine Verständigung über die Notwen- 
digkeit bzw. die Grenzen verdeckter Polizeipraktiken herbeiführen soll- 
te: Ist es wirklich möglich bzw. verantwortbar, auf das gesamte verdeckte 
Ermittlungsinstrumentarium der Polizei zu verzichten? Wie realistisch ist 
die Idee des „offenen polizeilichen Visiers“ im digitalen Zeitalter? 

Das bringt uns zum Trennungsgebot, das übrigens immer die Exis- 
tenz eines Geheimdienstes voraussetzt! Wir meinen, dass wir - last but 
not least - eine neue, zeitgemäße Herleitung und Begründung benöti- 
gen, warum und in welcher Weise wir im digitalen Zeitalter die Tren- 
nung der organisatorischen Strukturen, aber auch der operativen und 
informationellen Zusammenarbeit von Polizei und Geheimdiensten 
(immer noch) für nötig und für sinnvoll halten. 

Die eingangs aufgelisteten drei Dimensionen des Trennungsgebotes 
(Unterschiede in Organisation, Funktion und Befugnissen) sind auch 
heute noch wichtige Referenzpunkte einer bürgerrechtlichen Kritik. Da 
aber von diesen Grundprinzipien in der Realität substanziell nicht viel 
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mehr übrig geblieben ist als der hehre Anspruch, müssen wir dieses 
klassische Begründungsinstrumentarium um neue Aspekte ergänzen. 

Vielleicht kann hier ein Rückgriff auf die Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts helfen. Karlsruhe nämlich leitet das „Verbot, 
bestimmte Behörden miteinander zu verschmelzen“ vornehmlich vom 
Rechtsstaatsprinzip und dem Schutz der Grundrechte ab." Dies trifft 
sich mit dem bürgerrechtlichen Anliegen, mit dem Trennungsgebot zum 
einen staatlichen Allmachtsbestrebungen möglichst enge Grenzen zu 
setzen und zum anderen für eine Offenheit in der Beziehung staatlicher 
Exekutivgewalt zu Bürgerinnen und Bürgern zu sorgen. Eine solche an 
der Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten orientierte Herleitung 
könnte das Trennungsgebot dann z.B. auch in Verbindung bringen mit 
der Debatte um die Unzulässigkeit sog. kumulativer bzw. additiver 
Grundrechtseingriffe, die das Bundesverfassungsgericht in den letzten 
Jahren u.a. im Hinblick auf die Folgen eines Zusammenwirkens von 
Strafverfolgungsbehörden und Nachrichtendiensten entwickelt hat.'” 
Denn darum geht es beim Trennungsgebot ja im Kern: Die Einzelnen zu 
schützen z.B. angesichts der Überwachungsmöglichkeiten der Polizei- 
und Nachrichtendienstbehörden im Zeitalter unbegrenzter elektroni- 
scher Kommunikations-, Speicherungs- und Auswertungskapazitäten. 

Ein auf die „Lehren des Faschismus“ verweisende Begründung des 
Trennungsgebotes greift zu kurz. Wenn wir demgegenüber vorschlagen, 
die Argumente für ein solches Trennungsgebot um rechtstaatliche und 
grundrechtliche Aspekte zu erweitern, dann tun wir dies auch, um diese 
scheinbar verstaubte Idee in aktuellen Sicherheitsdebatten effektiver 
einsetzen zu können.” 

Ein solches Schärfen der eigenen Argumente macht Sinn - gerade in 
Zeiten, in denen (wie im Fall des NSU) der Totalausfall des Verfas- 
sungsschutzes nicht etwa zur Abschaffung oder zumindest zur grundle- 
genden Reform der Geheimdienste genutzt werden soll, sondern - ganz 
im Gegenteil - dazu, aus dem Trennungsgebot ein Gebot der (noch in- 
tensiveren) Zusammenarbeit zu basteln. 


18 BVerfGE Bd. 97, Rz. 88 und 90 

19 BVerfGE 115, 320/354 ff. bzw. BVerfG in: NJW 2005, S. 1338/1341 

20 vgl. auch die Ausführungen des Sachverständigen RA Sönke Hilbrans (Berlin) in der Anhö- 
rung zum Anti-Terrordatei-Gesetz (Protokoll 16/24 des BT-Innenausschusses v. 6.11.2006) 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Geheimdienste abschaffen! 
Eine Replik auf Mark Holzberger und Albrecht Maurer 
von Heiner Busch und Norbert Pütter 


Ja, die bürgerrechtlichen Forderungen nach Abschaffung der deut- 
schen Geheimdienste sind wirkungslos geblieben. Ja, Polizeien und 
„geheime Nachrichtendienste“ weisen heute mehr Ähnlichkeiten 
auf als vor 30 Jahren. Ja, das Trennungsgebot war eine westdeut- 
sche Besonderheit. Aber diese Einsichten ändern nichts an dem 
Umstand, dass die Abschaffung der Geheimdienste weiterhin das 
Gebot der Stunde bleiben muss. 


Vier Argumente sind für die Bilanz von Mark Holzberger und Albrecht 
Maurer zentral: 1. Die Abschaffungsforderung sei politisch wirkungslos 
geblieben. 2. Das Trennungsgebot sei eine deutsche Besonderheit, die 
weder der Politik der „vernetzten Sicherheit“ in der BRD noch der Reali- 
tät in Europa gerecht werde. 3. Im bürgerrechtlichen Diskurs werde 
nicht ausreichend benannt, welche Aufgaben von wem wahrgenommen 
werden sollten, wenn die Geheimdienste abgeschafft würden. 4. Die 
neuen Gefahren erforderten geheime Ausforschungen. Wenn die Ge- 
heimdienste abgeschafft würden, würden die Polizeien diese Aufgabe 
wahrnehmen, wodurch die Gefahren erheblich stiegen. Im Folgenden 
wollen wir kurz diese Argumente aus unserer Sicht kommentieren. 


Wirkungslosigkeit 


1993, der Kalte Krieg war definitiv zu Ende, reichte die Bundestagsabge- 
ordnete Ingrid Köppe, Vertreterin des Neuen Forums in der Fraktion 
von Bündnis 90, einen Gesetzentwurf zur Aufhebung der 1990 beschlos- 
senen Geheimdienstgesetze und einen Antrag zur Auflösung des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz (BfV), des Militärischen Abschirm- 
dienstes (MAD) und des Bundesnachrichtendienstes (BND) ein. Die 
Begründung: Nach dem Wegfall des alten Feindes, den Umbrüchen in 
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Osteuropa und insbesondere der Auflösung des Ministeriums für Staats- 
sicherheit und der DDR selbst, hätten die westlichen Geheimdienste 
ihre Legitimation vollends verloren. Sie hätten über die Jahrzehnte hau- 
fenweise (Überwachungs-)Skandale produziert und die Demokratie nicht 
geschützt, sondern fortwährend geschädigt." Die Anträge wurden sang- 
und klanglos abgebügelt, genauso wie drei Jahre später der von Manfred 
Such (Grüne) zur schrittweisen Auflösung des BND, der die nur logische 
Konsequenz aus der vom Dienst initiierten (un-)kontrollierten Lieferung 
von mehreren hundert Gramm Plutonium von Moskau nach München 
darstellte.” 

Etwas anderes hatten die an den Anträgen Beteiligten auch nicht 
erwartet. Dass die etablierten Parteien der Bundesrepublik dazu bereit 
gewesen wären, auf ein Herrschaftsinstrument ihres Staates zu verzich- 
ten, hätte an ein Wunder gegrenzt. Die drei Dienste wurden zwar nach 
1990 personell abgespeckt, suchten und fanden aber neue Legitimatio- 
nen und Tätigkeitsfelder, die ihr Überleben sicherten und neue Skandale 
produzierten — der Plutoniumfall war dabei nur einer. Nach dem 
11. September 2001 schien die Erinnerung an all das wie weggewischt. 
Das Personal wurde schnell wieder aufgestockt, die Befugnisse erweitert 
und die schon vorhandene Verquickung mit den ebenfalls im Geheimen 
arbeitenden polizeilichen Apparaten noch enger. 

So gelesen, erscheint das bürgerrechtliche Insistieren auf der Ab- 
schaffung der Geheimdienste als eine Geschichte der wirkungslosen 
Argumente. Dabei müsste jedoch erstens zumindest am Rande berück- 
sichtigt werden, wie die Republik aussähe, hätte es keine Kampagnen 
gegen die Berufsverbote gegeben und keinen Aufschrei wegen der un- 
endlichen Liste von Skandalen. Dass zweitens richtige radikale Forderun- 
gen nicht zu einem Politikverzicht führen dürfen, versteht sich von selbst. 
Es muss vielmehr darum gehen, die Argumente zu schärfen. Maßstäbe 
demokratischer Rechtsstaatlichkeit sind das Ausschlaggebende. 


Trennungsgebot - eine realpolitische Halblüge 


Holzberger und Maurer weisen zu Recht darauf hin, dass das Tren- 
nungsgebot von Polizei und Geheimdiensten nicht der Realität der bun- 


1 BT-Drs. 12/4402 und 4403 v. 13.2.1993; an der Ausformulierung dieser Vorstöße waren 
seinerzeit Redaktionsmitglieder von Bürgerrechte & Polizei/CILIP beteiligt. 
2 BT-Drs. 13/4347 v. 15.4.1996 
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desdeutschen „Sicherheitsarchitektur“ entspricht - und das nicht erst 
seit gestern. Der Ausbau der verdeckten Methoden im polizeilichen 
Bereich, die diversen Zentren der Zusammenarbeit u.ä.m. belegen das. 
Der Versuch, gegen die Verquickung von „verdeckt“ arbeitender Polizei 
und - um im staatstragenden Jargon zu bleiben - „geheimen Nachrich- 
tendiensten“ mit dem von den Westalliierten geerbten Verfassungsrecht 
anzurennen, erwies sich mehr und mehr als bloßes Rückzugsgefecht. 

Schon insofern war die Forderung einer Abschaffung (wenigstens) 
der Geheimdienste die eigentlich politisch sinnvolle. Bei aller Ähnlich- 
keit von Polizei und Diensten bleiben zudem wichtige Unterschiede. 
Während die Polizei immerhin noch an das Polizei- und Strafprozess- 
recht gebunden ist, in deren Vorfeld sie operieren, arbeiten die Geheim- 
dienste als Machtinstrumente der Exekutive im Vorfeld des Vorfeldes. 
Sie handeln nach politischen Opportunitätskriterien. Sie müssen die 
Ergebnisse ihrer Arbeit nie in einem gerichtlichen Verfahren prüfen 
lassen, und auch dort, wo sie in strafrechtliche Ermittlungen eingegrif- 
fen haben, werden sie - dank „Quellenschutz“ und ministerieller Aussa- 
gesperren - abgeschirmt. Die Verfahren werden zur Farce. Das zeigte 
nicht nur der elende Schmücker-Prozess, sondern in der jüngeren Ge- 
schichte auch jene gegen die „militante gruppe“ oder die „militante 
Kampagne gegen den G8-Gipfel“, die mit Mutmaßungen und Überwa- 
chungen des BfV begannen und dann an das Bundeskriminalamt (BKA) 
abgetreten wurden. 

Dass politische und nicht strafrechtliche Kriterien und schon gar 
nicht solche des Schutzes konkreter Personen das geheimdienstliche 
Handeln bestimmen, zeigt sich zudem überdeutlich an der „Extremis- 
musbeobachtung“, die nach wie vor den Kern der verfassungsschützeri- 
schen Tätigkeit ausmacht. Was wenn nicht „Abschaffen!“ sollte die bür- 
gerrechtliche Antwort auf diesen demokratiegefährdenden Unsinn dar- 
stellen? Was sollen wir dazu sagen, dass BND-Agenten trotz öffentlich 
zur Schau getragener deutscher Nicht-Beteiligung am Irak-Krieg Bom- 
bardierungsziele empfehlen? 


Die neuen Gefahren 


Selbstverständlich sind wir froh, dass die BRD bisher von Anschlägen 
mit Massen von Toten wie in New York, Madrid oder London und an 
vielen anderen schnell vergessenen, weil ärmeren Orten dieser Welt 
verschont geblieben ist. Aber ist das auf die Leistung der Geheimdienste 
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zurück zu führen? Die Kofferbomben von 2006 wurden jedenfalls nicht 
vom Verfassungsschutz entschärft, sondern sind glücklicherweise nicht 
explodiert. In anderen Fällen war es die Aufmerksamkeit der Händler 
von Vorläufersubstanzen, die die Polizei auf die Spur jener Leute brach- 
te, die mit Sprengstoffen hantierten. Nur in seltenen Fällen aber werden 
die Informationswege, die zu Ermittlungen führten, offen gelegt. An- 
sonsten zeichnen sich die Leistungsbilanzen der Geheimdienste gerade 
dadurch aus, dass man sie entweder glauben kann oder nicht. Dabei soll 
hier gar nicht abgestritten werden, dass sie zuweilen auch über durchaus 
richtige Informationen verfügen und diese auch an die Polizei weiterge- 
ben. Die Chance jedoch, wie der heilige Thomas den Finger in die Wun- 
de zu legen, erhält die Öffentlichkeit nicht. 

Statt systematisch auf die Ergebnisse geheim (dienstlich)er Überwa- 
chung, scheint es uns ratsamer auf eine Polizei zu setzen, die das Ver- 
trauen und die Mithilfe auch der muslimischen Bevölkerung sucht, um 
die Gefahren potenzieller „homegrown terrorists“ abzuwehren. Ein 
Staat, der den Islam als nicht zu Deutschland gehörig betrachtet, der 
diesen Bevölkerungsteil ausgrenzt, braucht sich über sein fehlendes 
Vertrauen nicht zu wundern. 


Die allmächtige Polizei 


Der Gefahr, dass bei einer Abschaffung der Geheimdienste diese nur 
scheinbar aufgelöst und ihre Aufgaben stattdessen in die Polizei hinein- 
verlagert werden, wollte schon Ingrid Köppes Antrag aus dem Jahre 
1993 entgegenwirken. Dennoch ist selbst eine Polizei, die im Vorfeld 
arbeitet, systematisch eher kontrollierbar als die Dienste es heute sind. 
Dass die Forderung nach deren Abschaffung die kleine Bürgerrechtsbe- 
wegung nicht davon entbindet, für jede neue polizeiliche Aufgabe neue 
Begrenzungen und Kontrollformen zu suchen, versteht sich von selbst. 
Nicht die mächtigere Polizei ist die Alternative zu den abgeschafften 
Diensten, sondern die effektiv und extern kontrollierbare Polizei. 

Das gilt auch für den europäischen Kontext. Sicherlich ist das Tren- 
nungsgebot wie es in Deutschland - auf dem Papier - existiert, den 
meisten europäischen Staaten fremd. Dass die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und die EU-Kommission Anstrengungen unternehmen 
würden, auf eine solche Trennung hin zu arbeiten, erwarten wir jeden- 
falls nicht. Die Gefahr ist auch nicht dadurch gebannt, dass Europol 
nicht die zentralistische Rolle erhalten hat, die bei seinem Aufbau be- 
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fürchtet wurde. Ganz im Gegenteil: Die „vernetzte Sicherheit“ und der 
„Grundsatz der Verfügbarkeit“, die die Datenbankstrategie der EU seit 
dem Haager Programm von 2004 bestimmen, schaffen die Gefahr eines 
grenzenlosen Binnenmarkts von polizeilichen - und geheimdienstlichen - 
Informationen, gegen die ein deutsches Trennungsgebot nicht ankommt. 

Unsere Hoffnungen und Erwartungen richten sich daher auch nicht 
an die Exekutiven, sondern an die bürgerrechtlich engagierten Kreise in 
anderen europäischen Ländern. Auch ihnen mag das Trennungsgebot 
fremd sein. Durchaus bekannt sind ihnen hingegen die Erfahrungen mit 
unkontrollierbaren Geheimdiensten. Quer durch Europa - von der 
schwedischen Säpo mit ihrer Kalten-Kriegs-Vergangenheit und ebenso 
peinlichen Gegenwart über die Spitzeleien des niederländischen AIVD 
bis zum italienischen SISMI und zum britischen MI5 und ihren Ver- 
wicklungen in die Entführungen der CIA etc. - ziehen sich die Skandale 
und auch die öffentlichen Auseinandersetzungen. Grund genug, auch 
europäisch an einem Ende dieser Geschichten zu arbeiten. 


Es bleibt dabei 


Auf dem Umstand, dass überall Gefahren lauern, baut die staatliche 
Sicherheitspolitik ihr Fundament. Kaum ist die eine Gefahr überwun- 
den, rückt die nächste nach. Gestern die organisierte Ausländerkrimina- 
lität, heute die Rockerbanden, gestern die kommunistische Weltherr- 
schaft, heute der globale Dschihad. Da niemand weiß, wie groß das 
Körnchen Wahrheit in den immer neuen Feindbildkonstruktionen ist, ist 
jeder öffentliche Zweifel risikoreich. Allerdings sind die Dienste bislang 
jeden Beweis schuldig geblieben, dass sie Schlimmeres verhindert hät- 
ten. (Selbst Positives, wie den Fall der Mauer, haben sie, verblendet von 
ihrem traditionellen Feind, verpennt.) Deutlich ist hingegen, dass Ge- 
heimdienste selbst ein demokratiegefährdendes Potenzial darstellen. 
Nur weil sie „geheim“ sind, ist unbekannt, wie häufig und in welchen 
Zusammenhängen dieses Potenzial aktiviert wird; die berühmten „Skan- 
dale“ werfen ja immer nur ein meist zufälliges Licht auf das, was im 
Verborgenen geschieht. Die Dienste sind systematisch unkontrollierbar; 
in ihnen wird die Dominanz der Exekutiven auf die Spitze getrieben; 
und zugleich sind sie das am wenigsten rechtstaatlich-demokratisch 
begrenzte Instrument in den Händen herrschender Staats-Politik. Für 
eine an den Bürgerrechten orientierte Politik gibt es deshalb keine Al- 
ternative zur ersatzlosen Abschaffung der Geheimdienste. 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 100 (3/2011) 


Chronologie 
zusammengestellt von Otto Diederichs 


September 2011 


01.09.: Terrorverdächtiger festgenommen: In der Türkei wird ein 
Mann festgenommen, nach dem die deutschen Behörden seit 2008 fahn- 
den. Er soll zum Umfeld der so genannten Sauerland-Gruppe gehören. 


03.09.: Neonazi-Aufmarsch: In Dortmund findet ein Aufmarsch von ca. 
700 Neonazis statt. Wegen der angekündigten Gegendemonstrationen 
spricht Polizeipräsident Hans Schulze vom „Ausnahmezustand“ und 
erklärt die Hälfte der Nordstadt zum Sperrgebiet. Ein lokales Digitalra- 
dio erhält Sendeverbot, weil es den Polizeifunk stört. Rund 10.000 Leute 
protestieren friedlich gegen den Aufmarsch. An anderer Stelle kommt es 
zu Auseinandersetzungen zwischen 1.500 Personen und der Polizei, die 
mit 4.000 BeamtInnen im Einsatz ist. Mehrere Hundert Personen wer- 
den eingekesselt, 258 Linke und 13 Rechte festgenommen. 
Misshandlungen: Beamte der Polizeiinspektion Rosenheim (Bayern), 
u.a. deren Leiter, sollen einen 15-Jährigen schwer misshandelt haben. 
Mit den Ermittlungen wird die Münchner Kripo betraut. Gegen Beamte 
der Wache gab es bereits in einem anderen Fall schwere Vorwürfe. 


05.09.: BND und Libyen: Nachdem die Kooperation britischer und US- 
Geheimdienste mit dem Gaddafi-Regime bekannt wurde, erklärt der frü- 
here Chef des Bundesnachrichtendienstes (BND) Hans-Georg Wieck, 
auch sein Dienst habe stets Kontakte zu autoritären Regimes unterhal- 
ten. Dies sei eine „Normalität“ bei der Informationsgewinnung. 
Lageabhängiger Erstickungstod: Bei einem Polizeieinsatz wegen 
häuslicher Gewalt stirbt in Osnabrück ein Mann aufgrund von Sauer- 
stoffmangel. Er hatte die Beamten zuvor angegriffen und war dann eng 
fixiert worden. Die Obduktion ergibt zudem „Einwirkungen auf den 
Hals“. Die Staatsanwaltschaft ermittelt wegen fahrlässiger Tötung. 


06.09.: Schreiber-Verfahren: Der Bundesgerichtshof (BGH) verweist 
das Verfahren gegen Karlheinz Schreiber ans Landgericht (LG) Augsburg 
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zurück, das den Waffenlobbyisten 2010 wegen Steuerhinterziehung zu 
acht Jahren Haft verurteilt hatte. Im neuen Prozess droht Schreiber auch 
eine Verurteilung wegen Bestechung von Holger Pfahls, der 1987-92 
Staatssekretär im Verteidigungsministerium und zuvor Präsident des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) war. Letzteren verurteilt das 
LG Augsburg am 9.11. wegen Vorteilsnahme, Steuerhinterziehung und 
betrügerischen Bankrotts zu viereinhalb Jahren Haft. 


07.09.: Polizeilicher Todesschuss: Als Polizisten in Mannheim einen 
geistig verwirrten Mann zur amtsärztlichen Untersuchung abholen wol- 
len, wirft dieser Brandsätze auf die Beamten und verletzt einen schwer. 
Sein Kollege schießt auf den Mann und trifft ihn tödlich in die Brust. 


08.09.: Terrorverdächtige festgenommen: In Berlin werden zwei junge 
Männer wegen Verdachts der Vorbereitung eines Anschlags festgenom- 
men und in U-Haft versetzt. Sie hatten größere Mengen Chemikalien 
gekauft, die zur Sprengstoffherstellung genutzt werden können. Händler 
hatten die Polizei informiert, die die Beiden zwei Monate observierte. 
Gegen den einen ermittelte das Bundeskriminalamt (BKA) schon seit 
längerem wegen des Verdachts der Unterstützung der „Deutschen Tali- 
ban-Mudschahidin“. Am 26.10. hebt das Berliner Kammergericht den 
Haftbefehl „mangels dringendem Tatverdacht“ wieder auf. 


11.09.: Neonazi-Demo in Berlin: Um „rechtswidrige Verhinderungsak- 
tionen“ zu vermeiden, hält die Polizei die Demonstrationsanmeldung 
des Berliner NPD-Landesverbandes geheim und erteilt sogar Falschaus- 
künfte. Dennoch protestieren etwa 500 Personen am Veranstaltungsort 
friedlich gegen die rund 100 Neonazis. Zu Festnahmen kommt es nicht. 


12.09.: Verena Becker-Prozess: Im Prozess gegen die frühere RAF- 
Angehörige widerspricht der Leiter des Hamburger Landesamtes für 
Verfassungsschutz (LfV), Manfred Murck, dem Verdacht, Becker habe 
bereits 1977, zum Zeitpunkt der Ermordung des damaligen Generalbun- 
desanwalts Siegfried Buback, Kontakte zum Geheimdienst gehabt. Am 
15.9. macht Ex-RAF-Mitglied Christian Klar von seinem Aussageverwei- 
gerungsrecht Gebrauch. Mitte Dezember geht beim Gericht in Stuttgart 
ein Briefumschlag mit einer Pistolenpatrone ein. 


14.09.: Mutmaßliche RZ-Mitglieder ausgeliefert: Frankreich liefert 
Sonja Suder (78) und Christian Gauger (70) an die BRD aus. Sie werden 
beschuldigt, 1977/1978 als Mitglieder der Revolutionären Zellen zwei 
Sprengstoffanschläge und eine schwere Brandstiftung begangen zu ha- 
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ben. Suder wird zudem die Vorbereitung des Überfalls auf die Wiener 
Opec-Konferenz 1975 vorgeworfen. 


17.09.: Polizeilicher Todesschuss: In Mönchengladbach wollen Polizis- 
ten einen Mann festnehmen, den sie beim Aufbrechen eines PKW an- 
treffen. Der Mann flieht und schießt dabei auf die Beamten. Die erwi- 
dern das Feuer und treffen den Mann tödlich. 


20.09.: Rocker: Mit einem Großaufgebot stürmt die Berliner Polizei das 
Clubhaus der „Hells Angels“. Zu Festnahmen kommt es nicht. Am 30.9. 
verbietet der hessische Innenminister Boris Rhein (CDU) zwei Frankfur- 
ter Chapter der Hells Angels. Am 7.10. schießt in Berlin ein Unbekann- 
ter auf die Schaufensterscheiben eines Tattoostudios, das den „Bandi- 
dos“ zugerechnet wird. Am 27.10. wird erneut auf ein Vereinslokal der 
„Bandidos“ geschossen. Am 3.11. durchsucht die Polizei ein Clubhaus 
der Gruppe und stellt mehrere Waffen sicher. Gleichentags hebt der 
BGH das Urteil gegen einen „Hells Angel“ auf, der im März 2010 einen 
Polizeibeamten durch die geschlossene Wohnungstür erschossen hatte 
(Az.: 2 StR 375/11). Der Rocker habe sich durch Mitglieder einer rivali- 
sierenden Gang bedroht gefühlt und daher in „Putativnotwehr“ gehan- 
delt. 

Teure Bundespolizei: Laut einem Prüfbericht des Bundesrechnungs- 
hofs könnten bei der Bundespolizei (BPol) wegen des Wegfalls von 
Grenzkontrollen und der Erhöhung der Wochenarbeitszeit 6.000 Stellen 
eingespart werden. BPol-Präsident Matthias Seeger legt dem Bundes- 
tagshaushaltsausschuss kurz darauf einen Bericht vor, wonach der BPol 
im Etat 2012 rund 160 Mio. Euro fehlen sollen. 


21.09.: Neonazi-Verein verboten: Mit sofortiger Wirkung verbietet 
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) die „Hilfsorganisation 
für nationale politische Gefangene und deren Angehörige e.V.“ (HNG). 
Sie ist mit rund 600 Mitgliedern der bundesweit größte Neo-Nazi- 
Verein. 


22.09.: Papstbesuch: Über 10.000 PolizistInnen sind beim Deutschland- 
Besuch des Papstes im Einsatz, davon allein 6.000 in Berlin. 


24.09.: Sitzblockade eingekesselt. In Neuruppin (Brandenburg) kesselt 
die Polizei rund 300 Personen, die mit einer Sitzblockade einen Auf- 
marsch von Rechtsextremen verhindern wollen, für mehrere Stunden 
ein. Am 28.9. verteidigt Innenminister Dietmar Woidke (SPD) im Land- 
tag das Vorgehen der Polizei als „nach Sach- und Rechtslage“ gerechtfer- 
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tigt. Am 20.10. räumt er „Mängel“ bei Kommunikation, Logistik und der 
langen Dauer der Identitätsfeststellungen ein. 


28.09.: 129b-Prozess: Im Verfahren gegen die Globale Islamische Me- 
dienfront (GIMF), die zwischen 2006 und 2008 Propagandamaterial der 
Al Qaida u.a. ins Internet gestellt hat, verurteilt das Oberlandesgericht 
(OLG) München einen heute 29-Jährigen zu anderthalb Jahren auf Be- 
währung sowie einen 19- und einen 20-Jährigen zu Jugendstrafen auf 
Bewährung und gemeinnütziger Arbeit. 200 Arbeitsstunden muss ein 
24-Jähriger ableisten, der am 11.10. schuldig gesprochen wird. Im letz- 
ten Urteil gegen die „zweite Generation“ der GIMF wird am 6.12 ein 31- 
Jähriger zu dreieinhalb Jahren Haft verurteilt. Das Verfahren war geprägt 
durch die Beeinflussung von Geheimdiensten (siehe Chronologie des 
letzten Heftes, Meldung v. 19.7.2012). 

Fernsehstudio besetzt: In Köln besetzen rund 30 Sympathisanten der 
kurdischen Arbeiterpartei PKK ein Studio von RTL und verlangen die 
Ausstrahlung eines Beitrages über den inhaftierten PKK-Führer Abdul- 
lah Öcalan. Nach etwa fünf Stunden beendet die Polizei die Besetzung. 


30.09.: Stasi-Überprüfungen: Mit den Stimmen von Union und FDP 
verabschiedet der Bundestag und am 4.11. auch der Bundesrat eine No- 
velle des Stasi-Unterlagen-Gesetzes. Die Überprüfungen im öffentlichen 
Dienst werden bis 2019 verlängert, der Kreis der ohne konkreten Anlass 
zu Überprüfenden wird erweitert. Zudem können 47 frühere Stasi- 
Leute, die noch in der Stasi-Unterlagen-Behörde arbeiten, in andere 
Dienststellen zwangsversetzt werden. Am 3.11. beschließt das Oberver- 
waltungsgericht Berlin-Brandenburg, dass das Brandenburger Justizmi- 
nisterium die Namen von 13 stasibelasteten Richtern und Staatsanwäl- 
ten nicht bekannt geben muss (Az.: OVG 10 S 33.11). Am 4.11. erklärt 
Brandenburgs Innenminister Woidke, auch die zukünftigen Leiter der 
durch die Polizeireform neu geschaffenen Polizeireviere überprüfen zu 
wollen. 


Oktober 2011 


02.10.: Mutmaßliche Islamisten: In Nordrhein-Westfalen und Hessen 
nimmt die Polizei vier Männer fest, die einen Anschlag auf das 
„Deutschlandfest“ in Bonn geplant haben sollen. Sie werden am gleichen 
Tag wieder freigelassen, da sich der Verdacht nicht erhärtet hat. 
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04.10.: Berliner Abschiebeknast: Die deutsche „Länderkommission zur 
Verhütung der Folter“ wirft der Berliner Innenverwaltung gravierende 
Mängel in der Unterbringung und Betreuung der Abschiebehäftlinge, 
insbesondere der Behandlung Suizidgefährdeter vor. Die Kommission 
hatte den Gewahrsam im April besucht, Konsequenzen seien bisher 
nicht gezogen worden und nicht geplant. 


05.10.: Schießerei mit der Polizei: In Oberhausen liefert sich ein 30- 
jähriger Randalierer einen Schusswechsel mit den eintreffenden Polizis- 
ten, wobei er angeschossen wird. Bei der Festnahme verletzt er zwei 
Beamte mit einem Messer. 


06.10.: Aussteigerprogramm: Nach entsprechenden Programmen für 
Rechtsextremisten und Islamisten startet das BfV nun eines für Links- 
extremisten. 


08.10.: Staatstrojaner geknackt: Der „Chaos Computer Club“ (CCC) 
gibt bekannt, dass er einen „Trojaner“ geknackt hat, den die Sicherheits- 
behörden für Quellen-Telekommunikationsüberwachungen (TKÜ) ein- 
setzen. Die Funktionen der von der Firma Digitask entwickelten Soft- 
ware gehen aber weit darüber hinaus und ermöglichen ein umfassendes 
Ausspähen von Computern. Das Bundesinnenministerium (BMI) erklärt 
daraufhin, das BKA benutze eine eigene Software. In den folgenden Ta- 
gen wird bekannt, dass die Polizeien von sechs Ländern, das Zollkrimi- 
nalamt, die BPol und das BfV die Digitask-Trojaner nutzen. 


10.10.: Journalist überwacht: Die Medien berichten, dass ein Göttinger 
Journalist seit Jahren vom niedersächsischen LfV überwacht wird. Das 
Amt hatte die Beobachtung in einem Auskunftsersuchen bestätigt. 
Anschläge auf Deutsche Bahn: In Brandenburg zerstört ein Brandan- 
schlag die Signalkabel auf der Strecke Berlin-Hamburg. Bis zum 14.10. 
werden insgesamt 18 Brandsätze an Bahngleisen sowie im Tunnel des 
Berliner Hauptbahnhofs gefunden. Im Internet bekennt sich das „Hekla- 
Empfangskomitee“ zu den Anschlägen und begründet sie mit dem Bun- 
deswehreinsatz in Afghanistan und deutschen Rüstungsexporten. 


12.10.: Vorbestrafter Polizist wieder im Dienst: Ein Münchner Poli- 
zist erstreitet vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (VGH) seine 
Wiedereinstellung. Nach rechtskräftigen Verurteilungen wegen Körper- 
verletzung im Amt und versuchter Bestechung war er 2007 aus dem 
Dienst entfernt worden. Der VGH hält eine Degradierung um zwei 
Dienstgrade für ausreichend. 
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Immunität aufgehoben: Der Sächsische Landtag hebt die Immunität 
des Linksfraktionsvorsitzenden Andre Hahn auf, der beschuldigt wird, 
für die Blockade der Dresdner Neonazi-Demonstration in Februar 2010 
mitverantwortlich zu sein. 

Körperscanner: Nach Angaben der Bundesregierung kostete der wegen 
technischer Unzulänglichkeiten abgebrochene Test mit Körperscannern 
am Hamburger Flughafen über eine Mio. Euro. Während zehn Monaten 
hatten sich etwa 809.000 Personen freiwillig durchleuchten lassen. Im 
November einigen sich EU-Kommission und EU-Parlament auf die Zu- 
lassung von Körperscannern auf Flughäfen der EU; Deutschland will 
vorerst auf die Einführung verzichten. 


15.10.: Occupy-Demonstrationen: Am weltweiten Aktionstag der Oc- 
cupy-Bewegung beteiligen sich in 50 deutschen Städten etwa 40.000 
Menschen; davon allein rund 10.000 an einer Demo in Berlin. Dort 
kommt es am Abend kurzzeitig zu Auseinandersetzungen mit der Poli- 
zei. 


18.10.: Kennzeichenerfassung: Vor dem VGH München und dem 
BVerfG erhebt ein Mann Klage gegen die seit 2006 praktizierte automa- 
tisierte Erfassung von KfZ-Kennzeichen in Bayern. Laut Innenministeri- 
um des Landes wurden dabei im dritten Quartal 2011 monatlich etwa 8 
Mio. Kennzeichen erfasst. Der Abgleich mit der „Fahndungsdatei“ habe 
in der Regel 500-600 Treffer erbracht. 


24.10.: Love Parade: Die Staatsanwaltschaft Duisburg weitet ihre Er- 
mittlungen wegen der Love-Parade-Katastrophe vom 24.10.2011 auf den 
damaligen Organisationsleiter aus. Damit wird nun gegen 17 Personen 
ermittelt. Mitte November legt die Initiative „Neuanfang Duisburg“ die 
notwendigen Unterschriften für ein Abwahlverfahren gegen den Duis- 
burger Oberbürgermeister vor. 


25.10.: Computerbetrüger: In einer Großaktion nimmt die Berliner Po- 
lizei 13 Männer fest, die im Verdacht stehen, durch „Phishing“ insge- 
samt 1,3 Mio. Euro von fremden Konten transferiert zu haben. 


26.10.: Polizeilicher Todesschuss: Ein Polizist erschießt in Cuxhaven 
einen obdachlosen Mann, der zuvor mehrere Personen, darunter einen 
der alarmierten Polizisten, mit Metallstangen angegriffen hat. 

Vorratsdatenspeicherung light: Der Bundestag verabschiedet eine No- 
velle des Telekommunikationsgesetzes (TKG), das u.a. eine zeitlich un- 
begrenzte Speicherung von Verkehrsdaten erlaubt. Am 25.11. lehnt der 
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Bundesrat lehnt den Entwurf (aus anderen Gründen) zunächst ab. Am 
9.2.2011 nimmt der Bundestag und tags darauf auch der Bundesrat den 
im Vermittlungsausschuss erzielten Kompromiss (u.a. Beteiligung der 
Länder an der Frequenzplanung) an. Die Aufbewahrung der Verkehrsda- 
ten bleibt im Gesetz. 


27.10.: Anti-Terror-Gesetze: Mit minimalen Änderungen verlängert der 
Bundestag die 2001 erstmals beschlossenen und 2006 ergänzten Befug- 
nisse der Geheimdienste - u.a. zur Einholung von Auskünften bei Tele- 
kommunikations-, Luftfahrt- und Finanzunternehmen - bis Ende 2015. 
Anzeige gegen SEK-Beamte: Im bayerischen Landsberg erstattet eine 
Frau Strafanzeige gegen Beamte eines Spezialeinsatzkommandos. Sie 
war bei einem bereits länger zurückliegenden Einsatz von einer Blend- 
granate getroffen worden und hatte dauerhafte Verletzungen erlitten. 
Vorherige Schmerzensgeldforderungen an das Staatsministerium des 
Innern waren ohne Antwort geblieben. 


28.10.: Polizist erschossen: Zwei Männer entziehen sich in Augsburg 
einer Polizeikontrolle durch Flucht auf ihrem Motorrad. Als sie schließ- 
lich gestoppt werden können, erschießt einer der beiden einen Beamten 
und verletzt seine Kollegin durch einen Streifschuss. Am 29.12. werden 
die Flüchtigen festgenommen. Einer von ihnen soll bereits 1975 einen 
Polizisten erschossen haben. 


November 2011 


02.11.: Neuer BND-Chef: Als Nachfolger von Ernst Uhrlau benennt das 
Bundeskabinett den bisherigen Abteilungsleiter Öffentliche Sicherheit 
im Bundesinnenministerium Gerhard Schindler. 


03.11.: Sicherungsverwahrung: Nach einem Beschluss des BVerfG 
kann Sicherungsverwahrung künftig auch zur Bewährung ausgesetzt 
werden - vorausgesetzt, dass geeignete Therapieplätze zur Verfügung 
stehen (Az.: 2 BvR 1509/11). Am 24.11. verurteilt der Europäische 
Menschenrechtsgerichtshof (EGMR) Deutschland wegen Verstoßes ge- 
gen sein Urteil vom 4.5. zu Entschädigungszahlungen an zwei Häftlinge. 
Neuer Generalbundesanwalt: Der Bundesrat stimmt der Nominierung 
des Celler Generalstaatsanwalts Harald Range als Nachfolger von Moni- 
ka Harms zu. 
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04.11.: Rechtsextreme Terrorgruppe: Nach einem Banküberfall finden 
Polizeibeamte in Eisenach die Leichen von Uwe Mundlos und Uwe 
Böhnhardt in einem brennenden Wohnmobil. Dabei entdecken sie auch 
zwei Dienstwaffen, die seit dem Mord an einer Heilbronner Polizeibeam- 
tin 2007 verschwunden waren. Nachdem sie zuvor ihr Wohnhaus in 
Zwickau gesprengt hatte, stellt sich am 8.11. Beate Zschäpe der Polizei. 
In den folgenden Tagen können dem Trio, das sich auf einer in dem zer- 
störten Haus aufgefundenen DVD „Nationalsozialistischer Untergrund“ 
(NSU) nennt, neben 14 Banküberfällen auch die Morde an neun Klein- 
gewerbetreibenden türkischer bzw. griechischer Herkunft in den Jahren 
2000-2006 zugeordnet werden. Das Trio, das Anfang 1998 untertauchte, 
war bis dahin im „Thüringer Heimatschutz“, einer Dachorganisation von 
Neonazi-Kameradschaften, in deren Umfeld sich mehrere V-Leute des 
Verfassungsschutzes tummelten. Am 15.11. wird der frühere BGH- 
Richter Gerhard Schäfer zum Leiter einer internen Ermittlungsgruppe 
bestellt, die die Arbeit der Thüringer Sicherheitsbehörden in den 90er 
Jahren überprüfen soll. Einige Tage später beauftragt auch Bundesin- 
nenminister Friedrich eine Aufklärungsgruppe. Am 26.1.2012 setzen der 
Bundestag und der Thüringer Landtag Untersuchungsausschüsse ein, 
die die Rolle der Sicherheitsbehörden in diesem Fall prüfen sollen. Zum 
Jahreswechsel sind rund 500 BeamtInnen aus BKA und Landespolizeien 
mit der Aufklärung des Falles befasst. Bis zum 25.1.2012 werden fünf 
Personen als Unterstützer des Trios beschuldigt und inhaftiert. 


07.11.: 129b-Verfahren: Vor dem OLG Koblenz beginnt ein Prozess 
gegen einen 25-jährigen Palästinenser, der laut Anklage Propagandama- 
terial für mehrere islamistische Gruppen veröffentlicht hat. Ähnliche 
Verfahren beginnen am 10.11. vor dem BGH und am 2.12. vor dem Ber- 
liner Kammergericht. 


10.11.: Razzia bei Heckler & Koch: Die Polizei durchsucht die Ge- 
schäftsräume des Waffenherstellers Heckler & Koch sowie mehrere 
Wohnungen leitender Angestellter. Sie sollen in Deutschland und Mexi- 
ko jahrelang Amtsträger bestochen haben, um an Lieferaufträge zu 
kommen. Am 13.11. wird bekannt, dass es auch bei einer Lieferung von 
16.000 Maschinenpistolen nach Indien zu Ungereimtheiten bei den not- 
wendigen Export-Zertifikaten gekommen sein soll. 

Krimineller Polizist: Das Berliner Landeskriminalamt durchsucht die 
Wohnung und Diensträume eines Polizeikommissars, gegen den seit 
mehreren Monaten wegen Besitzes von Kinderpornografie ermittelt wird. 


100 


16.11.: V-Leute in der NPD: Medienberichte beziffern die Zahl der V- 
Leute des Verfassungsschutzes in der NPD auf ca. 100. Im Zuge der Er- 
mittlungen gegen die Zwickauer Terrorzelle ist am 11.12. von 130 V- 
Leuten in der Partei die Rede, davon über zehn in Führungsgremien. 
Kennzeichnung: Der Gesamtpersonalrat der Berliner Polizei unterliegt 
vor dem Verwaltungsgericht mit seiner Klage gegen die individuelle 
Kennzeichnung der PolizeibeamtInnen. Die Anweisung sei nicht mitbe- 
stimmungspflichtig. 


19.11.: Todesopfer rechter Gewalt: Die Berliner Amadeu-Antonio- 
Stiftung fordert, das offizielle Zählverfahren zu ändern. Während die 
Bundesregierung von 47 Todesopfern im Zeitraum 1990-2009 redet, 
geht die Stiftung aufgrund ihrer eigenen Zählung von 182 Toten zwi- 
schen 1990-2011 aus; darunter neben MigrantInnen, Obdachlosen und 
Punks auch PolizistInnen und AnwältInnen. 


23.11.: Polizeischüsse: Als Polizeibeamte in Frankfurt/Oder einen Rei- 
fenstecher festnehmen wollen, greift dieser sie mit seinem Messer an. 
Ein Beamter schießt dem Mann ins Bein und verletzt ihn dabei lebens- 
gefährlich. Ein ähnlicher Fall ereignet sich einen Tag später in Berlin. In 
beiden Fällen können die Angreifer gerettet werden. 


24.11.: Castor-Transport: Im Wendland beginnen die Proteste gegen 
den Atommüll-Transport aus La Hague, an denen sich über 23.000 Per- 
sonen beteiligen. Am Abend des 28.11. erreicht der Transport das Zwi- 
schenlager Gorleben. 


27.11.: Stuttgart 21: Bei der Volksabstimmung über das Bahnhofspro- 
jekt setzen sich die Befürworter mit knapp 59 Prozent durch. 


30.11.: Krisenübung zu Cyberterror: Bundes- und Länderbehörden be- 
ginnen die zweitägige Krisenübung LÜKEX 11. Angriffe aus dem Internet 
auf Energieunternehmen, Verkehr, Banken und Kommunikationsnetze 
sollen simuliert und mögliche Gegenmaßnahmen erprobt werden. 


Dezember 2011 


01.12.: Heiligendamm-Urteil: Der EGMR verurteilt die BRD zu Ent- 
schädigungszahlungen an zwei junge Männer, die 2007 gegen den G8- 
Gipfel in Heiligendamm demonstriert hatten. Sie mussten bis zum Ende 
des Gipfels, insgesamt fünfeinhalb Tage, in Gewahrsam bleiben. Der 
EGMR sah darin einen Verstoß gegen die Menschenrechtskonvention. 


101 


07.12.: Telefonüberwachung: Das BVerfG erklärt die seit 2007 geltende 
Neuregelung der Telefonüberwachung, wonach auch ÄrztInnen, Steuer- 
beraterInnen und JournalistInnen abgehört werden dürfen, für vereinbar 
mit dem Grundgesetz. Umfassenden Schutz genießen nur Geistliche, 
AnwältInnen und Abgeordnete. 

Anschlagsversuch: Eine an den Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann 
adressierte Briefbombe wird rechtzeitig entdeckt und entschärft. Zu dem 
Anschlagsversuch bekennt sich die italienische „Federazione Anarchica 
Informale“ (FAI). 


09.12.: Körperverletzung im Amt: Das Amtsgericht (AG) Tiergarten 
(Berlin) verurteilt einen Polizisten zu drei Jahren Haft auf Bewährung. 
Er hatte im April 2010 bei einem Fußball-Einsatz eine Frau grundlos 
mehrfach ins Gesicht geschlagen. 


16.12.: Abwehrzentrum gegen Rechts: Der Bundesinnenminister er- 
öffnet das „Gemeinsame Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus“ 
(GAR) mit Sitz in Meckenheim und Köln mit ca. 140 BeamtInnen aus 
Polizei und Geheimdiensten. 


21.12.: Körperverletzung im Amt: Das AG Tiergarten (Berlin) verur- 
teilt einen Polizisten zu sechs Monaten Haft auf Bewährung. Er hatte am 
1. Mai 2010 einen Demonstranten misshandelt. Einer seiner Kollegen 
war bereits zuvor zu acht Monaten auf Bewährung verurteilt worden. 


22.12.: BGH-Abhör-Urteil: Abgehörte Selbstgespräche dürfen vor Ge- 
richt nicht verwendet werden, da sie zum „innersten, unantastbaren Be- 
reich der Persönlichkeit“ gehören. Zu diesem Urteil kommt der BGH in 
einem Prozess gegen einen mutmaßlichen Mörder; der Prozess muss neu 
aufgerollt werden. 


24.12.: Gegen Neonazi-Aufmarsch: In Bielefeld demonstrieren rund 
6.500 Menschen gegen einen Aufmarsch von etwa 70 Rechtsextremis- 
ten. Vereinzelt kommt es zu Auseinandersetzungen. 


30.12.: Großer Lauschangriff: Obwohl das BVerfG 2004 die damaligen 
Regelungen zum Großen Lauschangriff für verfassungswidrig erklärt hat, 
verneint es nun ein absolutes Beweisverwertungsverbot in einem ent- 
sprechenden Fall. Entscheidend sei, dass es keine Rundum-Über- 
wachung gegeben habe und der private Kernbereich ausgespart blieb 
(Az.: BvR 2500/09 und BvR 1857/10). 
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Summaries 
Celebrating the 100th issue of Bürgerrechte & Polizei/CILIP 


100 x CILIP: Civil liberties in the shadow of police 
by Wolf-Dieter Narr 


In March 1978, Bürgerrechte & Polizei/CILIP published its first issue. Since 
then, the journal has pursued a double agenda: it did and still does aim 
at providing an information service and to focus on a broad set of issues: 
structural data on police developments in Germany and Europe; includ- 
ing legal developments, personal data, deployed weapons, problems with 
the control of police and opportunities to create public awareness 
around these themes. On the other hand, this information service 
sought to support the work of critical civil society groups with well- 
analysed and convincing data. 


Violence - Police - Violence 
by Norbert Pütter 


Without violence, there is no monopoly on violence. Without violence 
there is no state. Without a state, there is no police. The relation be- 
tween the modern state and its ability to enforce its will onto its sub- 
jects/citizens is insoluble. The development of the political system into 
parliamentary democracy has not changed this fact: the democratic- 
parliamentary legal order still has to be enforced - in cases of emergency 
with violence, and with the police. However much we have got (and had 
to get) used to the idea that the police institution is allegedly necessary, 
it should also be clear that its institutional logic stands in the way ofa 
democratic society. 


Do(n’t) panic? Police surveillance and a civil liberties cri- 
tique 
Interview by Eric Töpfer 


Legal regulation and data protection were always behind the information 
technology revolution in policing since the first mainframe computers 


103 


started their operation at the Federal Criminal Police Office in the early 
70s. What has changed, which problems result from these develop- 
ments, and what are the chances to contain the risks? These issues are 
discussed by data protection activists Markus Dengel, Sönke Hilbrans 
and Constanze Kurz. 


Law, civil liberties and internal security 
Interview by Fredrik Roggan 


For more than three decades the Federal Republic of Germany has wit- 
nessed the continuous extension of its police and secret service remits. 
In the wake of the proactive approach to policing, an array of increas- 
ingly vague legal definitions replaced clearly defined legal norms. We 
asked three critical jurists: How do they assess the quality of the “secu- 
rity law” and what drives the law makers? 


Protest and Police: a small history of protest 
Interview by Martin Beck, Matthias Monroy and Heiner Busch 


The history of the Federal Republic of Germany is also the history of 
protest. Its form has changed, together with the police’s approach of 
policing demonstrations. We investigate this history together with four 
activists from three generations of protest. The issues, amongst others, 
are: demonstration bans, novel police tactics and arms, arrests, the po- 
lice’s public relations work and, of course, the changing forms of protest. 


The new European police cooperation - an appraisal 
by Heiner Busch 


The founding of TREVI in 1976 marked the beginning of new police 
cooperation in Europe. When looking back to these first years one has to 
concede that the current forms and methods of cooperation were uni- 
maginable then. This applies to the extent and the forms of information 
exchange and it applies especially to the operational cooperation and 
physical border crossing by the police. The fact that sovereign states 
could tolerate or even request from a neighbouring state the deployment 
of riot police squads with executive powers on their own territories was 
an unthinkable scenario at the time. 
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Case for a new civil liberties discourse on secret services 
by Mark Holzberger and Albrecht Mauer 


The call to abolish the secret service or at least the demand to uphold 
the constitutional separation of security services and the police are part 
of the long-standing repertoire of the German Left and civil liberties 
organisations. The law of separation of intelligence services and execu- 
tive police powers is a legacy of the Western allies which at the time of 
the foundation of the Federal Republic of Germany was intended to 
prevent the creation of a new Gestapo. In the face of the current “net- 
worked security” - that is the merging of police and intelligence agencies 
- such demands appear slightly old-fashioned now. Secondly, they have 
been politically unsuccessful, and thirdly, hardly enforceable in the 
European context. Fourthly and finally, the question arises whether in 
the face of the terrorist threat, secret methods might be necessary to a 
certain degree. An open discussion on secret services and the police and 
the possibilities to limit their powers is therefore necessary. 


Abolish secret services - a reply 
by Heiner Busch and Norbert Pütter 


A state’s security policy builds its foundation on the circumstance that 
new threats are to be found everywhere. Secret services, however, have 
yet to prove that they could have averted them. On the other hand, it is 
clear that they themselves have the potential to threaten the foundations 
of democracy. Because they are “secret”, it is unknown how often and in 
which circumstances they trigger that potential. It is impossible to con- 
trol the secret services systematically; at the same time, they are the 
instrument at any given government’s disposal that is the most difficult 
to control by democratic means. There is no alternative to their aboli- 
tion, without replacement. 
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